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Individualisierte  
Mitbestimmung
Junge Menschen interessieren sich vor allem 
für Zukunftsthemen wie Ausbildung, Jobchan-
cen, Gleichberechtigung oder andere gesell-
schaftliche Herausforderungen. 
Interessant dabei ist das Mitbestimmungsver-
ständnis der heutigen Jugend: Es wird immer 
häufiger außerhalb gesellschaftlicher Institutio-
nen, also vielmehr in einem individualisierten 
Kontext verstanden. Partizipation unter Jugend-
lichen bezieht sich meist auf das persönliche 
soziale Umfeld. „Neue Medien“ spielen dabei 
eine entscheidende Rolle. Via Handy und Inter-
net werden soziale Kontakte geschlossen und 
gepflegt, Meinungen gebildet und Treffen orga-
nisiert. Gut vernetzt, verlagert sich das Freizeit- 
und Konsumleben zunehmend in den öffentli-
chen Raum. Parks und andere zentrale Plätze 
dienen als Bühne, um sich selbst zu präsentie-
ren, auszutauschen und Grenzen auszuloten. 
Ein Ort, an dem Jugendliche wichtige Erfahrun-
gen machen, diese sind wiederum eine wich-
tige Voraussetzung für ein aktives Mitwirken in 
unserer Gesellschaft. Die Erschließung und 
Nutzung des öffentlichen Raums durch Ju-
gendliche sollte von Eltern, PädagogInnen und 
Verantwortlichen daher als Chance gesehen 
werden: Letztlich stärken diese Erfahrungen die 
gesellschaftliche Integration und die Kompe-
tenzen für demokratische Beteiligung.

Dr. Thomas Weninger
Generalsekretär des Österreichischen Städtebundes
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Jugendliche brauchen 
Perspektiven
Die europaweit rasant ansteigende Jugend-
arbeitslosigkeit ist eine große Bedrohung für 
eine ganze Generation. Zu Jahresende 
2012 waren in den 27 EU-Ländern 5,7 Milli-
onen Menschen unter 25 Jahren ohne  
Arbeit, das sind laut EU-Statistikbehörde Eu-
rostat im Durchschnitt mehr als 23 Prozent. 
Während Österreich mit einer Quote von  
8,5 Prozent vergleichsweise gut dasteht, 
droht jungen Menschen in Griechenland 
und Spanien die Perspektivlosigkeit – dort 
haben mehr als die Hälfte der Jugendlichen 
keinen Job. Armut und sozialer Abstieg sind 
eine große Bedrohung für unsere Gesell-
schaft und den sozialen Frieden. 
In Österreich arbeiten städtische Einrichtun-
gen unermüdlich daran, die sozialen Rechte 
der Jugendlichen abzusichern und damit 
die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu 
gewährleisten. Bis dato ist es Städten und 
ihrem Umland gelungen, die Auswirkungen 
der Krise abzufedern. In Zukunft müssen 
 jedoch noch mehr Anstrengungen unter-
nommen werden, um jungen Menschen 
Chancen und Beschäftigung zu bieten. Das 
sind wir der Jugend schuldig.

Bürgermeister Dr. Michael Häupl
Präsident des Österreichischen Städtebundes

PRÄSIDENT
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GeGen Konzessionsrichtlinie und  
PrivatisierunG durch die hintertür 

Der Österreichische Städtebund bekräftigte anlässlich der aktu-
ellen Diskussionen einmal mehr seine Kritik an der geplanten 
EU-Richtlinie zu Dienstleistungskonzessionen: „Dienstleistun-
gen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse müssen aus 
dem Wirkungsbereich der Richtlinie ausgenommen werden. 
Diese Richtlinie verkompliziert die Vergabe von Konzessionen 
ungeheuer und entspricht nicht den Intentionen der Europäi-
schen Kommission von einem ‚schlanken‘ Regime. Sie stellt zu-
sätzliche Hürden auf und geht völlig an der kommunalen Reali-
tät vorbei“, sagte Thomas Weninger, Generalsekretär des Öster-
reichischen Städtebundes.
Er forderte spezielle Ausnahmen für die folgenden Bereiche: 
Kommunaler Wassersektor, Abwassersektor, Abfallbeseitigungs-
leistungen, Energie, Rettungsdienstleistungen sowie Sozial-
dienstleistungen.

„Was die Privatisierung von Trinkwasser bewirken kann, sieht 
man beispielsweise in London: Dort profitieren von der Privati-
sierung der Wasserversorgung nur die Manager der beauftragten 
Firma. Für alle EndverbraucherInnen hingegen ist das Wasser 
teurer geworden. Nicht umsonst entscheiden viele Kommunen, 
wieder zu re-kommunalisieren“, so Weninger. 
„Es ist wichtig, dass öffentliche Aufgaben auch in öffentlicher 
Hand bleiben. Nur so ist garantiert, dass die Serviceleistungen 
auf hohem Niveau zu sozial verträglichen Preisen bestehen blei-
ben und alle Bevölkerungsgruppen Zugang zu diesen Leistun-
gen haben. Kommunale Leistungen sichern Arbeitsplätze und 
stärken die lokale Wirtschaft. Daher muss die Daseinsvorsorge 
als kommunale Grundversorgung in der Verantwortung der 
Städte und Gemeinden bleiben“, so Weninger abschließend. 

Gehbehindertenausweis:  
städtebund fordert befristunG

Die in der Nationalratssitzung am 31. Jänner 2013 zur Abstim-
mung eingebrachte Novelle der Straßenverkehrsordnung bringt 
– neben positiven Neuregelungen für den Radverkehr und der 
Einführung von Begegnungszonen – auch eine Neuregelung 
zum Gehbehindertenausweis (§ 29 Abs. 1 StVO). Diese Neure-
gelung wird vom Österreichischen Städtebund massiv kritisiert: 
„In Österreich werden, als einziges Land innerhalb der EU, Be-
hindertenausweise entgegen der Empfehlung des Rates (vom 4. 
Juni 1998) unbefristet ausgestellt. Die vorliegende Novelle un-
terlässt es, trotz mehrfacher geäußerter Bedenken des Österrei-
chischen Städtebundes und auch anderer Interessenvertretun-
gen – wie beispielsweise dem Gehbehindertenverband –, die 
Rechtslage der Empfehlung des Rates anzupassen und eine Be-
fristung einzuführen“, sagte im Vorfeld Thomas Weninger, Ge-
neralsekretär des Österreichischen Städtebundes. 
Bereits bisher wurden die begehrten Gehbehindertenausweise 
von Angehörigen verwendet, oft noch Jahre nach dem Tod der 
Berechtigten. Nun soll der Kreis der Berechtigten ausgeweitet 
werden und die Zuständigkeit von den Bezirksbehörden auf das 
Bundessozialamt übergehen. Statt einer „dauernden starken 
Gehbehinderung“ wird künftig ausreichen, wenn das Amt we-
gen „dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Be-
hinderung“ die „Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher 
Verkehrsmittel“ feststellt. 
Eine Übermittlung der Personendaten ist ebenso wenig vorgese-
hen wie eine Befristung der Ausweise. Auch die seit 2001 ausge-
stellten Ausweise sollen weiter gelten. Somit wird es bei den 
künftigen Ausweisen keine Möglichkeit für die Polizei oder die 
Aufsichtsorgane der Gemeinden geben, Missbrauch festzustel-
len, weil außer dem Bundessozialamt niemand weiß, wem ein 
Ausweis gehört. 
Das schmerzt mehrfach: Ohne geeignete Daten kann nicht 
kontrolliert werden, ob die Ausweise korrekt verwendet werden. 
Dauernd parken darf damit z.B. nur, wer als Berechtigter selbst 
fährt, nicht aber die Personen, die Behinderte nur transportie-
ren. Natürlich kann ohne Personendaten auch nicht entdeckt 
werden, wer Ausweise von Verstorbenen verwendet. Zu erwar-
ten ist demnach, dass die bestehenden Behindertenparkplätze 
deutlich stärker genutzt werden – zum Nachteil der Gehbehin-
derten – und in der Folge in großer Zahl neue geschaffen wer-
den müssen, zulasten der Parkplatzsuchenden ohne Ausweis. 
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FACHKOMPETENZEN VON MIGRANTINNEN BESSER NUTZEN

17,8 Prozent der Wohnbevölkerung in Österreich, das sind 1,46 
Millionen Menschen, haben sogenannten „Migrationshinter-
grund“, das bedeutet: entweder sie oder ihre Eltern wurden außer-
halb des Bundesgebietes als „Nicht-ÖsterreicherInnen“ geboren 
(Quelle: Statistik Austria). „Erfolgreiche Integration entscheidet 
sich jeden Tag vor Ort – also in Österreichs Städten und Gemein-
den. Vor dem Hintergrund demogra�scher Veränderungen gewinnt 
die kommunale Integrationspolitik sowohl in Großstädten als auch 
in kleineren Städten und Gemeinden an Bedeutung“, sagte Städte-
bund-Generalsekretär �omas Weninger anlässlich der gemeinsa-
men Pressekonferenz mit Stadträtin Sandra Frauenberger am 25. 
Jänner 2013. 
„Um die Rahmenbedingungen für eine erfolgreiche Integration vor 
Ort zu verbessern, haben Städte und Gemeinden in den vergange-
nen Jahren zahlreiche Maßnahmen erfolgreich umgesetzt. Und das, 
obwohl die �nanziellen Mittel immer restriktiver werden“, betont 
Weninger. Um die Anforderungen der Zukunft besser abschätzen 
zu können, hat der Österreichische Städtebund mittels zweier Stu-
dien die Situation in den Mitgliedstädten genauer untersuchen las-
sen und die Ergebnisse nun präsentiert: Die �emen der Studien 
lauteten „Kosten unzureichender sozialer Integration im Allgemei-
nen und besonders der EinwanderInnen“ und „Quali�kationsstand 
und Quali�kationsbedarf der Integrationsverantwortlichen österrei-
chischer Städte“. „Die jeweiligen Schlussfolgerungen bringen wert-
volle Anregungen für bessere Teilhabechancen für Menschen mit 
Migrationshintergrund“, so �omas Weninger. 

Nostrifikationssystem verbessern 
Sandra Frauenberger, Integrationsstadträtin und stellvertretende 
Vorsitzende des Städtebund-Fachausschusses für Integration, stellte 
die Eckpunkte des Wiener Integrationskonzeptes dar: „Schon lange 
wissen wir, dass nicht die örtliche, sondern die soziale Herkunft für 
die Zukunft jedes und jeder Einzelnen zentral ist. Erklärtes Ziel ist 
daher der soziale Aufstieg für alle. Um das zu erreichen, setzen wir 
den Hebel bei Chancengerechtigkeit an, die mit gerechterem Zu-
gang zu Bildung und Arbeit garantiert werden soll.“ Dabei stützt 
sich die Integrationspolitikerin auf die zahlreichen Maßnahmen der 
Stadt Wien. „Beru�iche Erstinformation für Neuzuwanderinnen 
und Neuzuwanderer, gezielte beru�iche Weiterbildung und die da-
mit verbundene Erhöhung von Jobchancen sowie Beratungsange-
bote zur Anerkennung von mitgebrachten Ausbildungen sind ei-
nige unserer Projekte. Wir garantieren in diesem Bereich eine breite 
Palette an Maßnahmen, die für alle zugänglich sind und auf ver-
schiedene Bedürfnisse abzielen“, erklärt Frauenberger. 
In diesem Zusammenhang ortet die Stadträtin weiteren Verbesse-
rungsbedarf bei der Anerkennung von im Ausland erworbenen 
Quali�kationen: „Es geht nicht nur um Ausbildung. Es geht auch 
darum, mitgebrachte Quali�kationen anzuerkennen. Das passiert 
in Wien seit Jahren mit umfassender Beratung und Niederlassungs-
begleitung. Es freut mich, dass sich der Sozialminister mit unserem 
Modell auch im Bund durchsetzen konnte und zentrale Anlaufstel-
len in mehreren Städten angeboten werden können. Um Anerken-

nungen zu erleichtern, muss darüber hinaus aber auch die gesetzli-
che Situation verbessert werden.“ 
Dazu Studienautor August Gächter vom Zentrum für soziale Inno-
vation (ZSI): „Eine gelernte Krankenp�egerin als Raump�egerin 
arbeiten zu sehen, ist frustrierend. Wäre im Ausland erworbene Bil-
dung gleich viel wert wie jene im Inland erworbene, wäre die Be-
schäftigungswahrscheinlichkeit der Frauen um 16 und die der 
Männer um 10 Prozentpunkte höher. Das Hauptproblem ist nicht, 
dass Einwanderinnen und Einwanderer zu wenig Bildung haben, 
sondern dass ihre Bildung am Arbeitsmarkt nicht honoriert wird.“ 

Was können Städte und Gemeinden tun? 
Nicht nur Betriebe, auch Kommunen wissen zu wenig über die 
Quali�kationen und beru�ichen Erfahrungen ihrer eingewanderten 
Bevölkerung Bescheid. Städte und Gemeinden sind auf lokaler 
Ebene wichtige ArbeitgeberInnen, daher sollten sie die Quali�kati-
onen der EinwanderInnen in ihrer Beschäftigtenstruktur adäquat 
repräsentieren. 
„Ein geeignetes Instrument könnten auch lokale Beschäftigungs-
pakte sein“, so Studienautor Gächter: „Einen territorialen Beschäf-
tigungspakt gibt es zwar in jedem Bundesland, aber lokale Pakte hat 
es bisher in Österreich nicht gegeben. Für eine ambitionierte Kom-
mune wäre dies ein gut geeigneter Ansatzpunkt, um an der Gestal-
tung des örtlichen Beschäftigungswesens vermehrt teilnehmen zu 
können.“ 

Zweite Studie:  
Qualifikation von Integrationsverantwortlichen  
„Im Zuge unserer Untersuchung haben wir den Ausbildungsstand 
von Integrationsbeauftragten sowie das Wissen über Integrations-
leitbilder und -strategien vertieft“, sagt Tom Schmid, Sozialökono-
mische Forschungsstelle (SFS), und meint weiter: „Es gibt in fast al-
len untersuchten Städten Maßnahmen – wie z.B. Integrationsleit-
bilder, Integrationsbeiräte bzw. Integrationsbeauftragte –, die wich-
tige Impulse für das Zusammenleben geben.“ 
Die wesentlichste Stärke der Integrationsfachkräfte besteht in ihrer 
Pioniersituation – da ihr Aufgabengebiet überwiegend erst in den 
letzten zehn Jahren entwickelt wurde –, in ihrer hohen, aber sehr 
ausdi�erenzierten Quali�kation und in der Heterogenität ihres 
Aufgabengebietes, was gleichzeitig aber auch eine Schwäche aus-
macht, denn sie erschwert Qualitätsentwicklung und Qualitätssi-
cherung für die kommunale Integrationsarbeit. 
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WIENER NEUSTADT:  
JÜDISCHER FRIEDHOF WIRD SANIERT

Vor Kurzem wurde ein Übereinkommen zwischen der Israeliti-
schen Kultusgemeinde (IKG) und der Stadt Wiener Neustadt 
unterzeichnet. Nach zahlreichen Verhandlungen zwischen der 
Stadt Wiener Neustadt bzw. dem Österreichischen Städtebund 
und der Israelitischen Kultusgemeinde lag dem Gemeinderat 
am 26. September 2012 die Instandhaltungsvereinbarung für 
den jüdischen Friedhof Wiener Neustadt vor. 
Die Israelitische Kultusgemeinde wird nun nach Vorliegen die-
ser Vereinbarung beim Fonds zur Instandsetzung der jüdischen 
Friedhöfe in Österreich um �nanzielle Mittel für die Sanierung 
des Friedhofes ansuchen und diese Arbeiten beauftragen. Es ist 
dafür ein Zeitrahmen von ca. drei Jahren vorgesehen. 
Seitens der IKG unterschrieben Präsident Oskar Deutsch und 
Generalsekretär Raimund Fastenbauer die Vereinbarung, an-
schließend trugen sie sich auch ins Steinerne Buch der Stadt 
Wiener Neustadt ein. 
Die Geschichte der jüdischen Gemeinde Wiener Neustadts 
wurde von Historiker Werner Sulzgruber dokumentiert. Ein 
wichtiger Teil seiner Bemühungen kreist um die Instandhaltung 
des jüdischen Friedhofes, auf dem über 250 Personen bestattet 
wurden. 

OBERWART: BESUCH DES  
UNGARISCHEN VERTEIDIGUNGSMINISTERS

Auf Einladung der Vereinigung Österreichischer Peacekeeper 
hat der ungarische Verteidigungsminister Csaba Hende vor 
Kurzem eines der monatlichen Tre�en in Oberwart besucht. 
Bürgermeister Georg Rosner, Vizebürgermeister Dietmar Misik 
und Landtagsabgeordneter Gerhard Pongracz haben den Gast 
herzlich willkommen geheißen. 
www.austrian-peacekeepers.at

MEINUNGSAUSTAUSCH MIT PETR SCHLESINGER

In Tschechien soll eine kommunalpolitische Vereinigung sozial-
demokratischer BürgermeisterInnen entstehen. Am 19. Novem-
ber war Petr Schlesinger aus Prag zu Besuch bei KPZ-Vorsitzen-
den Bernhard Müller. Der engagierte Politikexperte ist zurzeit 
damit beschäftigt, in Tschechien einen kommunalpolitischen 
Verein von sozialdemokratischen BürgermeisterInnen – ähnlich 
dem Kommunalpolitischen Zentrum – aufzubauen. Da dies ein 
gänzlich neuer Vorstoß in unserem nördlichen Nachbarland ist, 
war der Gast aus Tschechien dankbar für den wertvollen Mei-
nungsaustausch. Es wurde vereinbart, den Kontakt weiter aus-
zubauen. Zudem wird nächstes Jahr eine Abordnung tschechi-
scher PolitikerInnen nach Wiener Neustadt kommen.

EHRENZEICHEN VERLIEHEN

Bundespräsident Heinz Fischer hat Herbert Katzengruber, ehe-
maliger Bürgermeister von Amstetten, das Silberne Ehrenzei-
chen für Verdienste um die Republik Österreich verliehen. Der 
längstdienende Bürgermeister Amstettens legte sein Amt am 30. 
September 2011 nach mehr als 23 Jahren zurück. Seine Nach-
folge trat Ursula Puchebner an.
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ERFAHRUNGSAUSTAUSCH  
FÜR HOCHWASSERSCHUTZ 

Der Österreichische Wasser- und Abfallwirtschaftsverband  
(ÖWAV) veranstaltet am 25. und 26. April in  Kirchdorf in Ti-
rol den 6. österreichweiten Erfahrungsaustausch für Hochwas-
serschutz- und Erhaltungsverbände (mit Unterstützung des 
Landes Tirol und in Kooperation mit dem Lebensministerium).
Infos: www.oewav.at 
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Wir helfen, sie 
zu meistern.
Die Bank Austria steht Ihnen zur Seite.  
Mit einem eigenen Beratungsteam,  
das sich auf die Anforderungen des  
öffentlichen Sektors spezialisiert hat.  
Deshalb kennen wir die aktuellen  
Herausforderungen genau und bieten  
Ihnen bedürfnisorientierte Lösungen  
und Finanzierungen. 
publicsector.bankaustria.at

Viele Gemeinden 
haben ähnliche Probleme. 
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Junge Menschen wachsen heute unter 
den vielfältigsten Rahmenbedingungen 

heran. Auch wenn eine Au�istung von As-
pekten, Berührungspunkten, �emenstel-
lungen, Fragestellungen eine unendliche 
Aneinanderreihung von Schlagworten 
wäre, so lassen sich konkret vier Heraus-
forderungen ableiten, mit welchen Ju-
gendliche in der heutigen Zeit konfron-
tiert sind:

1. „Jugendlich sein“ ist ein absoluter Wert 
in der westlichen Gesellschaft. Heute 
will jeder erwachsene Mensch jung und 
�t sein – egal, ob es ihm zusteht oder 
nicht. Demgegenüber stehen Jugendli-
che – denen dieses Jungsein eigentlich 
zustehen würde – als „Un-Personen“, 
als SchulschwänzerIn, Kriminelle, Ge-
walttäterIn, Übergewichtige und vieles 
mehr … was beispielsweise Zeitungen 
so alles zu berichten wissen. Jugendlich 
zu sein, ist positiv – Jugendliche/r zu 
sein, ist eher negativ. Das Attribut zählt 

mehr als der Mensch. Was soll ein jun-
ger Mensch davon halten?

2. Leistung zu erbringen und funktionsfä-
hig zu sein: das ist es, was junge Men-
schen in ihrer jugendlichen Reifungs-
phase zu erlernen haben – so wird es ih-
nen vielfach vermittelt. Auf der anderen 
Seite wird jungen Menschen wenig ver-
traut und zugetraut. Wie kann diesen 
widersprüchlichen Signalen Rechnung 
getragen werden?

3. Das Jugendalter lässt sich skizzieren mit 
Schlagworten wie Freude, Ho�nung, 
Optimismus, Mut, Lebensfreude oder 
jugendlicher Tatendrang. Es gibt keinen 
Lebensabschnitt, in dem so viel Energie 
und körperlicher Reichtum zur Verfü-
gung stehen. Demgegenüber stehen Per-
spektivenlosigkeit und Angst, die insbe-
sondere durch wirtschaftliche Progno-
sen, Umweltverschmutzung, Atomkraft 

und allgemeine Zukunftsratlosigkeit ge-
nährt werden. Was ist schlussendlich 
stärker – der Optimismus oder die 
Angst?

4. Unendlich viele vermeintliche Wahl-
möglichkeiten! Ein junger Mensch hat 
heute theoretisch alle Chancen. Zumin-
dest bekommt er dies häu�g von einer 
meist älteren Generation signalisiert: 
„Deine Chancen möchte ich nur annä-
hernd gehabt haben.“

Und dennoch scheint er oder sie oft verlo-
ren in dieser vermeintlichen Pluralität. Es 
geht also verstärkt darum, Orientierung 
im Chaos zu bieten, ohne dabei für den 
anderen zu entscheiden. Es geht um ein 
Zeit nehmen, Zeit haben, Zeit geben. Was 
nützt es, theoretisch alle Möglichkeiten zu 
haben, wenn der junge Mensch nicht im-
stande ist, sie für sich nutzbar zu machen? 

8 

Das Leben eines jungen  
Menschen in der Stadt

Jugendpolitik ist als sogenannte Querschnittmaterie de�niert. Das bedeutet: es 
gibt kaum einen Politikbereich, der nicht auch jugendliche Lebenswelten bzw. 

jugendliche Anliegen berührt oder mit der sich keine Verbindung mit Themen rund 
um das Jungsein herstellen lässt. Dies kommt insbesondere auf kommunaler Ebene 

entsprechend zum Tragen. Stadtpolitische Planungs- und Entscheidungsprozesse 
berühren stets auch die Interessen und den Entfaltungsraum (real und ideell) der 

jugendlichen Mitbürgerinnen und Mitbürger. 
Sabine Liebentritt, bundesweites Netzwerk offene Jugendarbeit

bo
ja

„Vor allem Kinder und Jugendliche brauchen 

Räume, vor allem FREIRäume, in denen 

sie ihre Selbstbestimmtheit testen und 

ausprobieren können, um ihre Eigenständigkeit, 

Verantwortungsfähigkeit und Kreativität 

entwickeln zu können. Diese Entwicklung darf 

keine Frage des Eltern-Einkommens sein und 

sollte für alle zugänglich gemacht werden.“

  Schriftstellerin Julya Rabinowich 
(in einem für bOJA zur Verfügung gestellten Zitat)

JUNGE STÄDTE
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Junge Menschen brauchen also Orientie-
rungs-Macht! Wichtig ist bei all diesen 
Betrachtungen allerdings nicht, in die 
Nostalgie zu verfallen „früher war alles 
besser“. Das nützt den jungen Menschen 
in den österreichischen Kommunen gar 
nichts, denn es ist ihr Jetzt und ihre Zu-
kunft, um die es geht. 

Offene Jugendarbeit tut gut
Erfahrungen aus der O�enen Jugendarbeit 
zeigen, dass es Folgendes ist, das junge 
Menschen brauchen, suchen, nutzen und 
sich wünschen: Freiräume, Wahlmöglich-
keiten, Experimentierfelder!
O�ene Jugendarbeit bedeutet FREIräume, 
Wahlmöglichkeiten und Experimentierfel-
der: Jugendlicher FREIraum für Gedan-
ken, Ideen, Entwicklung, für individuelles 
Jungsein.  Weiters werden fachlich fun-
dierte, lebensweltorientierte Angebote ge-
meinsam mit jungen Menschen entwickelt 
und umgesetzt. Die FREIräume der o�e-
nen Jugendarbeit stehen in Form von Ju-
gendtre�s, Jugendzentren und mobiler Ju-
gendarbeit unterschiedlichsten jungen 
Menschen in ganz Österreich o�en.
O�ene Jugendarbeit bietet Freiräume an: 
sie o�enbart Wahlmöglichkeiten und sie 
ermöglicht unzensierte Experimentierfel-
der. O�ene Jugendarbeit lässt den jungen 
Menschen Macht zu Teil werden und er-
möglicht das Lernen, mit sich, dem Leben 
und der Gesellschaft trotz Pluralität und 
Widersprüchlichkeiten gut umzugehen. 
Das stärkt die individuelle Ermächtigung. 

Hier dürfen junge Menschen auch Fehler 
machen, um zu erfahren und im Erfahren 
zu erkennen: „Meine Zukunft kann ich 
mitgestalten.“
Diese Erfahrung zu ermöglichen, ist in 
 urbanen Lebensumgebungen besonders 
wichtig, denn gerade im städtischen Ge-
biet prallen die Vielfalt an Möglichkeiten 
und die durch Größe und Fülle bedingte 
Begrenztheit stark aufeinander. 
Die Expertise, dieses Wissen aus der un-
mittelbaren, fachlich fundierten, tagtägli-
chen Arbeit mit den jungen Menschen in 
den Jugendtre�s, Jugendzentren und im 
Kontext der mobilen Jugendarbeit kann 
im Zusammenhang mit politischen Frage-
stellungen und den genannten vier Her-
ausforderungen in den Kommunen sicht-
bar gemacht und berücksichtigt werden, 
denn gerade O�ene Jugendarbeit hat in 
vielen aktuellen politischen Fragestellun-
gen bereits innovative, teils unkonventio-
nelle aber funktionierende Konzepte, Pro-
jekte und Lösungsansätze. Dieses Wissen 
kann in der jugendpolitischen Gestaltung 
vor Ort sicher teilweise noch besser ge-
nutzt werden. 

Zeitgemäße kommunale  
Jugendpolitik
O�ene Jugendarbeit ist also ein modernes 
Konzept im Kontext von Jugendpolitik, 
insbesondere auf Gemeindeebene, und 
eine wertvolle Methode für eine zeitge-
mäße Jugendarbeit innerhalb einer Ge-
meinde bzw. in einer Region bzw. in ei-

nem sozialen Lebensraum. O�ene Jugend-
arbeit sollte parteiübergreifend politisch 
verankert sein und darf nicht von der mo-
mentanen Be�ndlichkeit und dem Ver-
ständnis einzelner politisch Verantwortli-
cher abhängig sein. Jede Kommune tut 
gut daran, O�ene Jugendarbeit in ihren 
Konzepten von Lebenswelten, Lebens-
raumgestaltung und bedarfsorientierter 
Politik mitzudenken. 
Dies bedeutet mehr FREIraum für junge 
Menschen und führt schlussendlich zu 
mehr Lebensqualität für alle Bürgerinnen 
und Bürger. ■

INFOS: www.boja.at

ZUR PERSON:
Sabine Liebentritt ist seit 2009 Geschäftsführerin 
von „bOJA - Bundesweites Netzwerk Offene 
Jugendarbeit“. Davor war sie Geschäftsführerin 
von „koje - Koordinationsbüro für Offene 
Jugendarbeit und Entwicklung in Vorarlberg. 
Liebentritt ist Psychologin, PR-Fachwirtin (BAW) 
und akademisch geprüfte politische Bildnerin. 
Sie verantwortet zahlreiche Projektkonzeptionen 
und Projektumsetzungen im Bereich der Offenen 
Jugendarbeit und hat die Projektleitung beim 
Aufbau des bundesweiten Vereins bOJA in 
Österreich inne. Diverse Fachvorträge und 
Veröffentlichungen, unter anderem „Das ist Offene 
Jugendarbeit“, erschienen im Bucher Verlag 
Hohenems.

Junge Menschen dürfen  
experimentieren und Fehler  
machen – PolitikerInnen  
sollten ihnen dafür den  
Raum verschaffen.
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Vielmehr gilt es, nachhaltige Partizipati-
onsangebote für junge Menschen zu 

scha�en, um sie adäquat und konsequent 
in Planungs- und Entscheidungsprozesse 
einzubinden. Dabei muss Jugendlichen 
mehr Entscheidungskompetenz zugestan-
den werden, als ein bloßes Vorschlagsrecht 
oder das Abnicken von bereits getro�enen 
Entscheidungen. Ist dies nicht der Fall, 
wird jede auch noch so große Motivation 
der Jugendlichen untergraben. Die Kom-

mune ist in Sachen Be-
teiligung als konkretes 
Lebensumfeld ein wich-
tiger gesellschaftlich- 
politischer Lernort für 
junge Menschen. Die 
Argumente, die für eine 
(verstärkte) Jugendbetei-
ligung auf kommunaler 
Ebene sprechen, liegen 
auf der Hand: 
• Lebensraum Stadt/
Gemeinde: Jugendliche, 
die sich mit dem eige-
nen Lebensumfeld aus-
einandersetzen, identi�-
zieren sich stärker mit 
ihrer Stadt/Gemeinde.
• Soziale Integration: 
Jugendbeteiligung för-

dert den Dialog zwischen den Generatio-
nen sowie den Abbau von Klischees und 
gesellschaftlichen Vorurteilen und stärkt 
den Zusammenhalt in der Stadt bzw. im 
Stadtteil. 
• Gute Lösungen: Jugendbeteiligung trägt 
wesentlich dazu bei, nicht an den Bedürf-
nissen der Zielgruppe vorbei zu planen 
und somit quali�zierte Entscheidungen 
tre�en zu können. 
• Demokratiebewusstsein: Jugendliche 
können durch auf sie maßgeschneiderte 
Partizipationsangebote zu MultiplikatorIn-
nen für ein positives Verhältnis zu Demo-
kratie werden.
• Bildungschancen: Neben dem kommu-
nikativen Austausch von Ideen ermöglicht 
Jugendbeteiligung auch wesentlich den Er-
werb verschiedener Kompetenzen und das 
Entwickeln von Verantwortungsbewusst-
sein (umso mehr je höher der Grad der Be-
teiligung ist). Wie andere Bevölkerungs-
gruppen auch müssen Jugendliche zur Par-
tizipation motiviert und befähigt werden. 
Studien belegen, dass mehrere Faktoren 
dafür ausschlaggebend sind, ob sich Ju-
gendliche in Beteiligungsprojekte einbrin-
gen (können). Im Zuge eines Projekts der 
Bertelsmann-Stiftung wurde dafür das 
 gra�sche Modell der „Partizipationsspirale“ 
gescha�en. 

10  ÖGZ 3/2013

Jugendbeteiligung  
findet Stadt!

Österreich ist das erste und einzige Land in Europa, in dem seit 2007  
Jugendliche bereits ab 16 Jahren auf allen Ebenen wahlberechtigt sind. 
Jugendbeteiligung bedeutet aber wesentlich mehr, als dieses verbriefte  

Recht auf Mitbestimmung im Rahmen von Wahlen.
Maria Lettner, Bundesjugendvertretung 

Aus konkreten Projekterfahrungen 
lässt sich ableiten, dass die ersten 
fünf Faktoren dieser Spirale durch 
entsprechende Rahmenbedingungen 
unmittelbar beeinflussbar sind  
(die letzten beiden Faktoren nur  
mittelbar).

Quelle: www.bertelsmann-stiftung.de/cps/rde/xbcr/SID-492F68DF-40208114/ 
bst/Partizipationsspirale_neu.pdf

JUNGE STÄDTE
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INFOS:
Mehr Informationen und Unterstützung finden 

Kommunen bspw. im „Leitfaden zur nachhaltigen 

Beteiligung von jungen Menschen im städtischen 

Bereich“ der ARGE Partizipation: 

www.jugendbeteiligung.cc/fileadmin/downloads/

leitfaden_Stadt.pdf oder auf der Website der 

Bertelsmann-Stiftung 

www.bertelsmann-stiftung.de/cps/rde/xchg/SID-

51FC9947-6668455F/bst/hs.xsl/29854_29906.

htm.

Bundesjugendvertretung:

Die Bundesjugendvertretung (BJV) ist die 

gesetzliche Interessenvertretung aller jungen 

Menschen in Österreich. 

Gemeinsam mit ihren 52 Mitgliedsorganisationen 

macht sie sich für die Anliegen von Kindern und 

Jugendlichen stark. 

Die BJV vertritt 2,9 Millionen junge Menschen 

und hat sozialpartnerschaftlichen Status. Mehr 

Informationen zur Arbeit der BJV sowie das 

„Positionspapier für mehr Partizipation von 

Kindern und Jugendlichen“ (2006) sind unter 

www.jugendvertretung.at zu finden.

Zur Autorin: Maria Lettner arbeitet als Referentin 

für Jugendpolitik und Internationales im Büro 

der Bundesjugendvertretung.

Konkret bedeutet dies, dass zur 
Förderung von Jugendbeteiligung 
ein Bündel an Maßnahmen  
notwendig ist:
• eine gut abgestimmte Angebotsvielfalt, 
die den unterschiedlichen Interessen, Be-
dürfnissen und Lebenslagen der Jugendli-
chen gerecht wird. Verschiedene Formen 
der Beteiligung sollten gut aufeinander ab-
gestimmt werden.
• funktionierende Vernetzungsstruktu-
ren mit Schule und außerschulischer Ju-
gendarbeit und verstärkte Kooperation 
(vgl. „Vereinsbedeutung“)

• die Durchführung von Trainings und 
Workshops, in denen Jugendliche beim 
Erwerb von Beteiligungskompetenzen un-
terstützt werden (vgl. „Qualifikationsemp-
finden) sowie die Aus- und Weiterbildung 
von AkteurInnen (bspw. schulische und 
außerschulische Bildung, StadtplanerIn-
nen, politische EntscheidungsträgerInnen). 
Die Grundlage für ein solches Maßnah-
menpaket ist ein klares Bekenntnis der 
Kommunalpolitik, die die Jugendbeteili-
gung nicht nur als eine Herausforderung, 
sondern vor allem als große Chance be-
trachtet. ■
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Jugendliche wollen und 
können mitentscheiden – 

wenn man sie lässt.

Jugendliche wollen und 
können mitentscheiden – 

wenn man sie lässt.
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Mythos: WählerInnen ab 16 Jahren 
gehen seltener zur Wahl als andere 
Bevölkerungsgruppen.
Fakt: WählerInnen ab 16 Jahren machen 
von ihrem Wahlrecht genauso zahlreich 
Gebrauch wie ältere WählerInnen. Ein 
Beispiel: Bei der Wiener Landtagswahl 
2005 haben 59 Prozent der Jugendlichen 
(das sind in absoluten Zahlen rund 23.500 
von ca. 39.800 wahlberechtigten 16- bis 
18-Jährigen) ihre Stimme abgegeben.
Doch dem ist nicht genug: Die Analyse 
zeigt auch, dass 41 Prozent der Wiener Ju-
gendlichen selbst jemanden aufgefordert 
haben, an der Wahl teilzunehmen. Damit 
konnten sie selbst eine informelle Opi-
nion-Leader-Rolle übernehmen. Bei den 
AHS-SchülerInnen war sogar jede/r 
Zweite (49 Prozent) aktiv, um andere zur 
Wahlteilnahme zu aktivieren.

Mythos: WählerInnen ab 16 Jahren 
interessieren sich überhaupt nicht 
für Politik.
Fakt: WählerInnen ab 16 Jahren gehen 
zur Wahl, weil ihnen die Möglichkeit zur 
Mitbestimmung und ihr Wahlrecht wich-
tig sind. (Ihre Zweifel beziehen sich eher 
auf das Angebot der Parteien, nicht auf 
die Wahl an sich.) Sie sind nicht „politik-
verdrossen“, sondern sie gehen auf Dis-
tanz zu Parteien und politischen Instituti-
onen. JungwählerInnen interessieren sich 
vor allem für die „Zukunftsthemen“ Aus-
bildung/Bildung, Jugendarbeitslosigkeit, 
Gleichberechtigung und Armut.

Mythos: WählerInnen ab 16 Jahren 
sind in ihrer Meinung leichter zu 
manipulieren.
Fakt: WählerInnen ab 16 Jahren treffen 
ihre Wahlentscheidung aufgrund von In-
formationen. Die Analyse der National-

ratswahl 2008 von SORA, ISA und Dr.in 

Ulrike Kozeluh ergab deutlich, dass bspw. 
drei Viertel der jungen Menschen zumin-
dest ein- bis zweimal pro Woche oder 
 öfter politische Themen verfolgen und 
selbstkritisch genug sind, ihr politisches 
Wissen zu hinterfragen. JungwählerInnen 
artikulieren auch dezidiert den Wunsch 
nach mehr Information und weniger in-
haltsleeren Wahlkampf-Slogans.

Mythos: WählerInnen ab 16 Jahren 
wählen radikaler als andere  
Wahlberechtigte.
Fakt: WählerInnen ab 16 Jahren steht es 
durch das Wahlrecht (genauso wie ande-
ren WählerInnen auch) völlig frei, welche 
Partei sie wählen wollen – das Wahlrecht 
ist auch sonst nicht an politische Präferen-
zen gekoppelt. JungwählerInnen unter-
scheiden sich hinsichtlich ihrer Wahlent-
scheidung (genauso wie andere WählerIn-
nen auch) wesentlich nach ihrem sozio-
ökonomischen Hintergrund und der Tat-

sache, ob sie sich noch in Ausbildung oder 
bereits in Beschäftigung befinden. Wie 
Studien belegen, sprechen Parteien, die ra-
dikale und/oder autoritäre Einstellungen 
vertreten, junge Menschen nicht bzw. in 
sehr geringem Maße an. ■

INFOS:
Weiterführende Studien:
Jugendwertestudie 2011, 
http://wien.arbeiterkammer.at/bilder/d174/
Jugendwertestudie.pdf
Kurzbericht zur Pilotstudie: Jugend und politische 
Bildung. Einstellungen und Erwartungen von 
14- bis 24-Jährigen (2007), http://www.eduhi.at/dl/
pilotstudie_jugend_polbil.pdf 
Nachwahlanalyse Nationalratswahl 2008, 
www.sora.at/themen/wahlverhalten/
waehlen-mit-16.html
Nachwahlanalyse Landtagswahl Wien 2005, 
www.sora.at/nc//news-presse/news/
news-einzelansicht/news/waehlen-mit-16-in-
wien-2005-117.html

Fakten und Mythen 
zum Thema JungwählerInnen
Sind Jugendliche „politikverdrossen“ oder nicht?  
Wissenschaftliche Analysen beantworten diese Frage eindeutig.
Maria Lettner, Bundesjugendvertretung

Sh
ut

te
rs

to
ck

JunGe STädTe

08-39_Hauptteil_gB !.indd   12 28.02.13   11:21



www.staedtebund.gv.at 13 

Ziel war die Scha�ung einer Plattform, 
auf der Jugendliche aus der Stadt ihre 

Wünsche, Anliegen, ihre Sorgen und ihre 
Kritik platzieren können. Die Stadt Salz-
burg setzte bei den Veranstaltungen, die 
im Zweijahres-Takt statt�nden, verschie-
dene Schwerpunkte. Die Kongresse „er-
zwingen“ einen Dialog zwischen Jugend, 
der Kommunalpolitik und diversen ande-
ren gesellschaftlichen Gruppierungen. 
Wichtig war stets eine gewisse Verbind-
lichkeit – die Jugendlichen sollten mer-
ken, dass ihre Anregungen auch rasch 
und zeitnah umgesetzt werden. Wenn 
schon eine mächtige Institution wie die 
Stadt daherkommt und die Jugendlichen 
zum Dialog einlädt, dann erwarten diese 
sich vor allem Verlässlichkeit. Ein hohler 
Diskutierklub wäre schnell unten durch. 
Seit 2002 konnten mit den Jugendkon-

gressen etwa 5000 bis 7000 Jugendliche 
zur aktiven Mitarbeit motiviert werden: 
die TeilnehmerInnen des Jugendkongres-
ses 2012 waren beim ersten Jugendkon-
gress im Jahr 2002 ca. drei Jahre alt.

Erfolgsmodell „Jugendkongress“
Man muss die jungen Leute fragen, was 
sie wollen, um eine erfolgreiche Jugendar-
beit gestalten zu können. Über 90 Pro-
zent der Jugendlichen geben in Jugend-
studien (z.B. Trendmonitor 2011) an, 
dass sie Verantwortung für ihr Lebensum-
feld (hier die Stadt Salzburg) übernehmen 
wollen. Der Wunsch und die Bereitschaft 
dazu sind ein klarer Auftrag für die Stadt 
Salzburg, in diesen Bereich zu investieren. 
Der Jugendkongress steht für Dynamik, 
Interesse, Arbeit und vor allem für Spaß 
an der gemeinsamen Arbeit. ■

Salzburg: Zehn Jahre gelebte  
Mitbestimmung
Zehn Jahre sind seit dem 1. Jugendkongress in Salzburg vergangen. 
Eine Zeit, in der sich einiges getan hat. Erstmals im Jahr 2002 
startete die Stadt Salzburg das Experiment „Jugendkongress“. 
Jochen Höfferer, Jugendbeauftragter der Stadt Salzburg 
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Einige Projekte, die beim Jugendkongress 
geplant und dann umgesetzt worden sind: 
• Das chillige „Salzachufer“:

Das grüne Ufer entlang der Salzach lädt zum Rasten 

und Verweilen ein. Viele SalzburgerInnen genießen 

die Ruhe und das Plätschern des Flusses mitten im 

Zentrum von Salzburg.

• Die aufregende „Almwelle“:

Eine stehende Welle zum Surfen – das findet man 

im Almkanal in Salzburg Gneis. Vom Surf-Anfänger 

bis zum Profi können sich hier alle versuchen. Auch 

ZuschauerInnen kommen immer wieder gern 

vorbei. 

• Der Stadtstrand „Salzbeach“:

SonnenanbeterInnen und StrandsportlerInnen 

dürfen sich auf den „SALZBEACH“ im Salzburger 

Volksgarten freuen.

• Die coolen Skaterparks „the cage“ und „the pool“:

Diese beiden Parks sind zwei der zuverlässigsten 

Spots in Salzburg zum Skaten.

• Die mobile „Radwerkstätte MIR“:

(= mein intelligentes Rad) 

RadexpertInnen erklären, wie man am besten 

Bremsen und Schaltung einstellt oder Reifen 

wechselt. Alle können Radl-Bauen und Tüfteln.

• Das Jugendförderungsprojekt „Streusalz“: 

Streusalz heißt mobile Jugendarbeit in den 

Stadtteilen in Salzburg. MitarbeiterInnen von 

Jugendeinrichtungen vermitteln zwischen den 

Jugendlichen, AnrainerInnen und der Stadt 

Salzburg, und dienen dabei als KonfliktlöserInnen 

und Sprachrohr.

 • Die abenteuerlichen Kletterparks beim „Haus der 

Jugend“ und der „Müllner-Schanze“:

Klettern mitten in der Stadt – das ist auch in 

Salzburg möglich. Entweder im Kletterpark beim 

„Haus der Jugend“ am Kai oder direkt am 

Mönchsberg. 

 • Das Gratis-WLAN-Netz „Salzburg surft!“: 

„Salzburg surft!“ ist für alle Menschen mit einem 

WLAN-kompatiblen Gerät (Handy, Laptop, IPad, etc.) 

offen und bietet Zugang zum weltweiten Netz. 

 • Die gemütliche DJ-Lounge „im Garten“: 

(Mirabellgarten) 

Einmal im Sommer wird der Mirabellgarten zur DJ-

Lounge. Internationale und lokale DJs spielen 

gemütliche Sounds zum „Abhängen“ und Genießen. 

 • Die legalen Graffiti-Flächen von „SALZWAND“:

Graffiti und Streetart sind in Salzburg auf 

ausgesuchten Wänden erlaubt und erwünscht. 
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Die österreichische Jugendstrategie soll 
die Jugendpolitik im ganzen Land un-

terstützen und weiterentwickeln. Damit 
wollen wir aus Betro�enen Beteiligte ma-
chen und nicht nur eine Politik für Ju-
gendliche, sondern in erster Linie eine Po-
litik mit Jugendlichen machen. Als laufen-
der Prozess umfasst die Jugendstrategie 
Ziele, Visionen und konkrete Maßnah-
men in allen Bereichen, die für Jugendli-
che wichtig sind. Ihre Handlungsfelder 
orientieren sich an jenen der europäischen 
Jugendstrategie und reichen von Bildung, 
Beschäftigung und Unternehmergeist über 
Gesundheit und Freiwilligentätigkeit bis 
hin zu Partizipation, Kreativität und sozia-
ler Integration. Motor der Strategie ist das 
permanente Jugendscreening: Durch Ver-
netzung und Informationsaustausch stel-
len wir ein Wissen über die Situation und 
Bedürfnisse der jungen Menschen her. 
Eine konsequente Transparenz stellt sicher, 
dass die von den einzelnen Politik- und 
Verwaltungsbereichen sowie anderen Sta-
keholdern bereits gesetzten Maßnahmen 
sichtbar werden. Daraus ergibt sich ein 
Gestaltungsspielraum, der von den Stake-
holdern im jeweils eigenen Handlungsbe-
reich mit konkreten Maßnahmen gefüllt 
werden kann. 

Neuer „Jugend-Check“  
für Gesetze umgesetzt
Damit die Ergebnisse der Jugendstrategie 
möglichst rasch umgesetzt werden, wählt 
das Jugendministerium jährlich Ziele 
und Maßnahmen aus, die vorrangig reali-
siert werden. Bereits 2012 haben wir da-
her erste wichtige Anliegen der Jugend-
strategie, wie zum Beispiel eine stärkere 

Beteiligung Jugendlicher, umgesetzt: Un-
ter dem Motto „Jugendstrategie on Tour“ 
wurden junge Menschen im ganzen Land 
befragt, welche Beteiligungsformen für 
sie überhaupt attraktiv und daher auszu-
bauen sind. Darüber hinaus haben wir 
den  „Jugend-Check“ umgesetzt, mit dem 
seit 1. Jänner 2013 alle Bundesgesetze auf 
ihre speziellen Auswirkungen auf Kinder 
und Jugendliche geprüft werden müssen. 
Damit wollen wir die übliche Erwachse-
nenperspektive erweitern und langfristig 
eine noch kinder- und jugendfreund-
lichere Gesellschaft in Österreich ermög-
lichen.

Die Jugendstrategie  
in den Regionen
Die regionale Ebene spielt gesellschaftspo-
litisch eine bedeutende Rolle und soll wei-
ter gestärkt werden. Gerade für Jugendli-
che sind die regionale Mobilität und die 
Chancen und Perspektiven in ihrer Hei-
matgemeinde und in der Region beson-
ders wichtig. Im Rahmen der Jugendstra-
tegie werden wir daher einen strukturier-
ten Dialog auf Ebene der Städte und Ge-
meinden führen und gezielt weiterentwi-
ckeln. Damit wollen wir bestehende und 
zukünftige regionale Partizipationspro-
zesse – wie zum Beispiel Jugendparla-
mente und Jugendbeiräte in den Regionen 
– auf Bundesebene gesammelt darstellen 
und deren Ergebnisse in die Strategieent-
wicklung ein�ießen lassen. So soll auch 
hier durch Wissen und Transparenz ein 
größerer Gestaltungsspielraum gescha�en 
werden, um gemeinsam und auf allen 
Ebenen koordiniert Politik mit der und 
für die Jugend zu machen. ■

Eine neue Strategie  
für die Jugend 
Das Ziel der österreichischen Jugendstrategie lautet, Jugend  
in allen Politikbereichen und auf allen politischen Ebenen  
sichtbarer zu machen und stärker zu berücksichtigen.  
Österreichs Jugend soll sich besser denn je in die Gestaltung  
ihrer Zukunft einbringen können.
Reinhold Mitterlehner, Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend 

INFOS:
Weiterführende Studien:
Jugendwertestudie 2011, 
http://wien.arbeiterkammer.at/bilder/d174/
Jugendwertestudie.pdf
Kurzbericht zur Pilotstudie: Jugend und Politische 
Bildung. Einstellungen und Erwartungen von 
14- bis 24-jährigen (2007), www.eduhi.at/dl/pilot-
studie_jugend_polbil.pdf 
Nachwahlanalyse Nationalratswahl 2008, 
www.sora.at/themen/wahlverhalten/
waehlen-mit-16.html
Nachwahlanalyse Landtagswahl Wien 2005, 
www.sora.at/nc//news-presse/news/
news-einzelansicht/news/waehlen-mit-16-in-
wien-2005-117.html
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Das Betonen bereits existierender Ju-
gendfreundlichkeit, das Verbessern 

der Attraktivität einer Stadt für ihre jun-
gen EinwohnerInnen, aber auch für ju-
gendliche TouristInnen plus der Bonusef-
fekt eines europäischen Labels … mit die-
sem Ziele-Potpourri trat Rotterdam 2009 
als erste Europäische Jugendhauptstadt 
an: mit einem Jugend-Partizipationsplan 
und der Plattform „YOUR WORLD“ 
wurden Jugendliche mit „Nutz dein Ta-
lent!“ ermuntert. 
Kultur, Politik, Jugend- und Freiwilligen-
Organisationen verketteten viele große 
und kleine Workshops sowie Veranstaltun-
gen zu einem dichten Jahresprogramm. 
Und erreichten damit hohe überregionale 
Aufmerksamkeit und bunte Resultate. 
Rasch erwachte das Interesse anderer dy-
namischer Städte an dieser Win-win-Situ-

ation für Jugendliche und die städtische 
Verwaltung. Unter dem Motto „YOUR 
TIME“ übernahm Turin 2010 die Stafette 
… und ein Wettbewerb um einen neuen 
Titel war geboren. 

Wie wird man EUROPÄISCHE  
JUGENDHAUPTSTADT? 
Ein Jugend-Entwicklungs-Plan ist Vor-
aussetzung für die Bewerbung. Das Inter-
esse der Städte liegt aber auch im langfris-
tigen Nachnutzungszeitraum: von Rotter-
dam über Turin, Antwerpen („Room To 
Bloom“) und Braga verwenden alle bis 
heute die eingerichteten Internet-Plattfor-
men für die Gestaltung und Bewerbung 
ihrer Jugend-Veranstaltungen und das 
weitere Leben im Netzwerk der „Jugend-
freundlichen Städte“. 2013 präsentiert 
sich Maribor als „the place to be for 

youngsters“ (http://www.mb2013.si/en/). 
Das Europäische Jugendforum sammelt 
und evaluiert die Bewerbungen. Eine Jury 
unter Beteiligung des Europäischen Kon-
gresses für Gemeinden und Regionen, des 
Europäischen Parlaments und des EU-
Ausschusses der Regionen wählt aus: die 
Bewerbung für den Titel der Europäi-
schen Jugendhauptstadt 2016 lief bis zum 
20. Februar 2013. Nächstes Jahr können 
sich Städte natürlich wieder bewerben: da 
holt den Titel „Jugendhauptstadt 2017“ 
vielleicht eine österreichische Stadt! ■

Europaweite  
Jugendhauptstädte 
Netzwerke gibt es viele, doch die Etablierung von Europäischen 
Jugendhauptstädten bietet Jugendlichen und städtischen 
Verwaltungen gemeinsame Vorteile, die auch internationale 
Aufmerksamkeit erzeugen.
Birgit Klausser, Abt. Internat. Familien- und Jugendpolitik/BMWFJ 
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Die slowenische Stadt Maribor  
präsentiert sich heuer als  

„the place to be for youngsters“.

INFOS:
Mehr Information und die Bewerbungsunterlagen: 
http://europeanyouthcapital.org/
bzw. www.youthforum.org/
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Ihre Leitmotive sind: „Das sind doch un-
sere Kinder“ und „Wir können helfen“. 

In kleinen Gruppen gehen „freiwillige Er-
wachsene“ im Elternalter genau dorthin, 
wo „das Problem“ entsteht: aber nicht, um 
dann zu schimpfen oder mit der Polizei zu 
drohen. Zu ihrer Ausrüstung gehören Kar-
tenspiele, alkoholfreie Getränke, ein Ge-
sprächsangebot … und die Bereitschaft, 
zuzuhören. Hier einige Auszüge aus einem 
Interview mit Or Bigar, der Verantwortli-
chen für die „Parent Patrols“ der Stadtver-
waltung von Tel Aviv:
ÖGZ: Was war der Auslöser für die Bildung 
von „Parent Patrols“?

Or Bigar: Viele Gemeinden haben ihre 
Hotspots, wo sich junge Menschen tre�en 
und ö�entlich Alkohol trinken. Das ist an 
sich schon ein Problem, aber es kann noch 
schlimmer kommen: wenn sie dann be-
trunken sind, wollen sie mit den dümms-
ten Ideen ihren Mut beweisen; sie setzen 
sich zum Beispiel betrunken ans Steuer, 
oder sie laden ihre jüngeren Geschwister 
ein, mitzumachen. Und so setzt der Kon-
sum von Drogen immer früher ein. 
ÖGZ: Was genau machen die „Parents on 
Patrol“? Machen sie die jungen Menschen 
aus�ndig und rufen die Polizei? 
Or Bigar: Nein, nein, sie wollen ja die 

Kinder nicht verschrecken, sie wollen ih-
nen helfen. Wissen Sie, diese jungen Men-
schen mit ihrem ganzen Benehmen: das 
sind ja unsere Kinder, die Kinder unserer 
Gemeinde. Also ist die Gemeinde auch 
dafür verantwortlich, ihnen besseres Be-
nehmen beizubringen – und wenn man 
ein Problem im Keim erfasst, braucht man 
auch gar keine Polizei. Die Erwachsenen 
gehen in diese Parks oder zu diesen Tre�-
punkten und setzen sich zu den Kindern; 
sie bringen Kartenspiele und alkoholfreie 
Getränke und beginnen freundliche Ge-
spräche. Vor allem aber hören sie zu, was 
die jungen Leute zu sagen haben. 

WIR KÖNNEN HELFEN!

Parent Patrols in Israel
Lärm in der Nacht? Alkoholexzesse im Park? Brüllende Jugendliche 
am Stadtplatz? Was tun – braucht es eine Stadtwache oder mehr 
Polizei? In Israel haben die Gemeinden und Städte eine andere 
Lösung gefunden: die „Wachen Eltern“ oder „Parent Patrols“.
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ÖGZ: Aber hören denn diese jungen Men-
schen auch zu? Hat das alles einen Sinn?
Or Bigar: Nun, Sie werden vielleicht 
überrascht sein, aber sie hören wirklich zu 
und, ja, es hat einen Sinn. Wöchentlich 
werden wir in unserer Arbeit bestätigt: 
manchmal, wenn die Erwachsenen erst 
spät abends in den Park kommen, fragen 
die Kinder schon: „Wo wart ihr denn? 
Wir haben schon auf euch gewartet.“

ÖGZ: Warum, glauben Sie, ist das so?
Or Bigar: Ich glaube, das ist hauptsäch-
lich deswegen, weil es viele Kinder gar 
nicht gewöhnt sind, dass sich Erwachsene 
so um sie kümmern. Die Freiwilligen, die 
bei „Parent Patrol“ mitmachen, werden 
eingeschult, damit sie genau wissen, wie 
sie mit den Kindern „wertschätzende“ und 
nicht „tu was ich dir sage“-Gespräche füh-
ren. Die jungen Menschen in den Parks 
rechnen gar nicht damit, dass Erwachsene 
so sein können – umso mehr schätzen sie 
das. Sie sehen, dass sich diese Erwachse-
nen um sie kümmern wollen und diese 
Aufmerksamkeit gefällt ihnen. 

ÖGZ: Sind alle „Parent Patrol“-Mitglieder 
Freiwillige? Warum machen sie das?
Or Bigar: Viele Erwachsene machen mit, 
weil sie auch Kinder in diesem Alter ha-
ben und weil ihnen bewusst ist, welchen 
Gefahren junge Menschen während dieser 
Jahre ausgesetzt sind. Manche haben Be-
kannte, die in Unfälle mit betrunkenen 
Fahrern verwickelt waren, andere wohnen 
direkt an solchen Hotspots und haben er-
kannt, dass man dort die Stimmung ver-

bessern muss, bevor es schlimmer wird. 
Außerdem bietet die Stadtverwaltung ein-
fache aber attraktive Angebote für die 
Freiwilligen – es gibt Kommunikationsse-
minare, sowie Workshops und Vorträge zu 
bestimmten �emen. Die Erwachsenen 
erwerben so zusätzliche Kompetenzen, die 
ihnen helfen, heikle Gespräche mit ihren 
eigenen Kindern zu bewältigen. Und sie 
spüren den Zusammenhalt in der Patrol 
Gruppe. Einigen macht es auch ganz ein-
fach Spaß, ein paar Nächte im Monat am 
Nachtleben der Jungen teilzuhaben – eine 
Mutter zum Beispiel hat mir Folgendes er-
zählt: „Die Kids reden immer von ‚allen 
anderen‘ – ‚Mama, ich muss ganz einfach 
zu dieser Party, alle anderen gehen auch 
hin, alle anderen Eltern haben es er-
laubt‘… ich habe jetzt auch meine ‚alle 
anderen‘, die tre�e ich am Freitag Abend.“ 
Eines ist aber für alle wichtig, nämlich 
diese positive Energie, die man verspürt: 
nach einem erfolgreichen Gespräch mit 
jungen Menschen; Menschen, die es ganz 
einfach schätzen, dass man etwas zutiefst 
Menschliches tut. Man schenkt ihnen 
Aufmerksamkeit und macht die Welt ein 
bisschen besser. Jeden Abend. 

ÖGZ: Und welche Rolle spielen Sie dabei? 
Or Bigar: Ich bin von der Stadtverwal-
tung Tel Aviv eingesetzt, die Parent Patrols 
zu koordinieren. Die Gemeinde arbeitet 
mit dem Ministerium für ö�entliche Si-
cherheit und der nationalen Behörde ge-
gen Drogen und Alkohol zusammen. Wir 
sind natürlich alle sehr stolz darauf, mit so 
engagierten Eltern arbeiten zu dürfen.  ■

INFOS:
Weitere Informationen  
(andere Städte, ähnliche Schwerpunkte):

Frau Or Bigar, Bigar_o@mail.tel-aviv.gov.il 

http://www.dailymotion.com/video/xed5sh_parents-
patrol-assists-drunken-you_news#.UPgTX_IZ65J

http://www.ginothair.org.il/article.php?id=129

http://www.jewishagency.org/JewishAgency/
English/Israel/Partnerships/Regions/Orakiva/
News/2008/news-0108-Parents_Patrol.htm

http://www.modiinfo.com/index.php/local-
news/751-the-parent-patrol-acts-with-love-to-
wards-the-citys-youth
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ProAct gibt den Jugendlichen das Ge-
fühl, selbst einen Hebel ansetzen zu 

können, um „Großes“ in der Gesellschaft 
zu bewegen.

Für Jugendbeteiligung  
gibt’s auch Geld!
Junge Menschen ernst nehmen, ihnen die 
Chance geben, in ihrer Lebenswelt auch 
in Form von Kinder- und Jugendbeteili-
gungen mitzuentscheiden und dafür auch 
noch Geld in die Hand nehmen: das ist 
proAct, ein Kooperationsprojekt des Refe-
rats für o�ene Kinder- und Jugendarbeit 
der Stadt Graz gemeinsam mit einem 
freien Träger. 
Das jährliche Budget von 25.000 Euro er-
möglicht es, die von Jugendlichen entwi-
ckelten und von Jugendlichen gewählten 
Projekte professionell umzusetzen. Mittels 
demokratischer Abstimmung durch die 
Anwesenden entscheiden die Jugendlichen 
selbst über Sieger-Projekte und Geldver-
gabe.

Professionelle Begleitung
Das Besondere an proAct ist die Beglei-
tung der Jugendlichen in allen Projektpha-
sen durch zwei MitarbeiterInnen des P�e-
geelternvereins Steiermark, jenes freien 
Trägers, der mit der Durchführung des 
Projekts von der Stadt Graz betraut wurde. 

Premiere war 2011, im Jahr 2012 fand der 
Jugendgemeinderat zum zweiten Mal statt 
– und 467 Jugendliche fanden sich im Ap-
ril im Gemeinderatssaal des Rathauses ein, 
um sich und ihre Projekte zu präsentieren 
bzw. über die Projekte abzustimmen. So 
voll war dieser repräsentative Saal schon 
lang nicht mehr!

GewinnerInnen 2012
Gewählt und mit unterschiedlichen Sum-
men gefördert wurden die verschiedensten 
Projekte von Jugendlichen, wie etwa 
• „Smile for Thailand“ (Entwicklungshilfe 

und karitatives Engagement)
• eine Modekollektion, die auf Naturkata-

strophen aufmerksam macht 
• die Werkstatt für ein jugendliches 

KünstlerInnen-Kollektiv 
• ein Talente-Workshop

Ab sofort: Ideen einreichen! 
Bereits Oktober 2012 startete die neuerli-
che Bewerbungsphase von proAct für 
2013: Ab sofort können Jugendliche im 
Alter von 15 bis 19 Jahren wieder ihre 
Ideen einreichen oder beim proAct-Info-
point über ihre Ideen sprechen und sich 
von Laura und Josip (Pflegeelternverein, 
Stockergasse 10, 8020 Graz) beraten las-
sen, wie sie sich am Modell beteiligen 
können. ■

Das Amt für Jugend und Familie der Stadt Graz hat sich der Aufgabe verschrieben, gemeinsam mit 
jungen Menschen Freiräume und Möglichkeiten für ihre entwicklungsbedingten Ansprüche zu schaffen 
– mit dem Ziel, dass auch diese Gruppe selbstbewusst ihren Platz in der Gesellschaft einnehmen kann. 
Vasiliki Argyropoulos / Amt für Jugend und Familie der Stadt Graz / Informationsmanagement und Kommunikation

proAct in Graz

INFOS:
Mehr Information zu proAct 2012: 
www.graz.at/cms/beitrag/10201235/313658/

Mehr Information zu proAct 2013:
www.pro-act.at/Jugendgemeinderat-Graz/

Jo
si

p 
Be

la
m

ar
ic

Jo
si

p 
Be

la
m

ar
ic

08-39_Hauptteil_gB !.indd   18 28.02.13   11:21



www.staedtebund.gv.at 19 

Jungsein in Villach heißt,  
ernst genommen werden
Bereits 1996 hat die Stadt Villach auf Initi-
ative von Bürgermeister Helmut Manzen-
reiter begonnen, sich intensiv mit der ver-
stärkten Einbindung junger Menschen in 
das Stadtgeschehen zu beschäftigen. Es gab 
eine intensive Auseinandersetzung mit dem 
Thema, wie junge Menschen in Zukunft 
nachhaltig mitgestalten und mitreden kön-
nen. Bei der Entwicklung des Beteiligungs-
modells war Grundvoraussetzung, die Ju-
gend als gleichberechtigten Partner zu se-
hen und zu akzeptieren und ihre demokra-
tisch gewählten VertreterInnen mit Rech-
ten und Pflichten auszustatten. 

So funktioniert Jugendbeteiligung
Die Jugendräte haben seit 1997, nach 
dem Villacher Stadtrecht, den Status von 
sachkundigen Personen und nehmen mit 
beratender Stimme an den Sitzungen des 
Gemeinderatsausschusses für Kultur, Ju-
gend und Frauen teil. Die Jugendräte ha-
ben außerdem im Villacher Gemeinderat 
das Rederecht. Der Jugendreferent und 
erste Vizebürgermeister Günther Albel 
nimmt auf Wunsch der Jugendräte an Sit-
zungen des Jugendrates teil und ist unmit-
telbare Ansprechperson der offiziellen 
Stadtpolitik. Der Villacher Jugendrat be-
richtet auch laufend dem Bürgermeister 
der Stadt über Entwicklungen, Ergebnisse 

und Forderungen. Die laufende Betreu-
ung der jungen Menschen erfolgt über die 
MitarbeiterInnen des Jugendbüros. Um 
den Kontakt zur Jugend zu halten, gibt es 
jährlich ein Jugendmitbestimmungsfo-
rum, zu welchem alle Villacher Jugendli-
chen eingeladen werden.
Derzeit trifft sich der Villacher Jugendrat 
alles zwei Wochen; die erste Sitzung im 
Monat ist eine öffentliche und interessierte 
Personen können auch daran teilnehmen.

Auch in der Realisierung von Pro-
jekten ernst nehmen
Allein die bereits erwähnte ernsthafte Ein-
bindung der Jugendräte in die Kommunal-
politik und das Bemühen um Kontinuität 
der Arbeit des Jugendrates garantieren, 

dass die Jugendbeteiligung in Villach nicht 
zur Alibi-Aktion verkommt. Wesentlich 
ist, dass die reiflich diskutierten, auf ihre 
Realisierungsreife überprüften Wünsche 
und Programme des Jugendrates auch tat-
sächlich verwirklicht werden. Im Laufe der 
letzten Jahre ist die Liste der umgesetzten 
Forderungen und Projekte der Jugendräte 
beachtlich angewachsen. Dazu gehörte die 
Einrichtung von Band-Proberäumen, der 
Bau von Trendsportanlagen, die Schaffung 
einer Villacher Jugendcard mit vielen Vor-
teilen und Vergünstigungen, die Einbin-
dung von Jugend-Kulturgruppen mit Mig-
rationshintergrund beim „Interkulturellen 
Straßenfest“ bis hin zu kleineren Anliegen, 
wie die Errichtung von Zebrastreifen zur 
Erhöhung der Verkehrssicherheit. ■

INFOS:
Wahlbeteiligung bei den Wahlen zum Villacher Jugendrat im Laufe der Zeit:
Wahljahr: 1997 1999 2001 2003 2005 2007 2009 2011

Wahlbeteiligung: 331 276 490 611 1161 1555 1252 1317

Der Jugendrat
• Funktionsperiode 2 Jahre
• 17 Mitglieder
• Aktives und passives Wahlrecht 14 bis 19 Jahre (für alle Villacher Jugendlichen sowie alle, die in Villach eine 
Schule besuchen, eine Lehre absolvieren oder einer regelmäßigen Beschäftigung nachgehen)
• Wahllokale in Schulen, Jugendzentren
• In 15 Jahren waren 128 Jugendliche als Jugendräte aktiv
Infos: www.jugendlebtstadt.at

Jugendrat der Stadt Villach
Eine funktionierende 
Demokratie braucht 
Beteiligung und Mitbestimmung; 
und engagierte Menschen 
sowie Rahmenbedingungen, die 
dieses Engagement ermöglichen. 
Jugendliche zu beteiligen, heißt, 
dass diese bei Entscheidungen, 
die ihre Lebenswelt betreffen, 
mitreden, mitgestalten und mit-
bestimmen können.
Gert Christian Sturm, Leiter des
Jugendbüros der Stadt Villach
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Seit mehr als zehn Jahren besteht zwi-
schen Wels und der deutschen Stadt 

Straubing eine Städtepartnerschaft. Hier 
entstand auch die Idee, die Jugendlichen 
aus diesen beiden Partnerstädten zusam-
menzubringen und weitere Partnerstädte 
schlossen sich an. Im Sommer 2012 tra-
fen sich unter dem Titel „Games without 
Limits“ 25 Jugendliche aus Deutschland, 
Tschechien, Ungarn und Frankreich mit 
der Welser Jugend. Finanzielle Unterstüt-
zung erhielt das Projekt durch das EU-
Programm JUGEND IN AKTION. 

EU-Förderung für Jugendprojekte 
Mit „Jugend in Aktion“ unterstützt die 
EU außerschulische Projekte von und für 
junge Menschen zwischen 13 und 30 Jah-
ren. Im Jahr 2013 stehen in Österreich 
dafür rund 3,7 Millionen Euro an Förder-
mittel bereit. Begegnungen von Jugend-
gruppen aus verschiedenen Ländern, aber 
auch lokale Jugendinitiativen, der Euro-
päische Freiwilligendienst oder Jugendbe-

teiligungsprojekte werden durch das Pro-
gramm unterstützt. Drei Mal im Jahr – 1. 
Februar, 1. Mai und 1. Oktober – kön-
nen Projektideen eingereicht werden. 
„Manches Mal sind es die Jugendlichen 
selbst, die eine Idee für ein Projekt haben. 
Manches Mal wird im Jugendzentrum 
oder in der Gemeinde eine Idee geboren. 
Wichtig dabei ist, dass die Jugendlichen 
von Anfang an aktiv in die Projektent-
wicklung eingebunden sind“, so Gerhard 
Moßhammer, Leiter des Interkulturellen 
Zentrums - Österreichische National-
agentur „Jugend in Aktion“.

Wels: über eigene  
Grenzen hinauswachsen 
Sport und erlebnispädagogische Spiele 
standen bei der Jugendbegegnung in Wels 
im Mittelpunkt. Neben lustigen Bewer-
ben, wie z.B. Gras-Skilaufen oder Gum-
mistiefel-Weitwerfen, gab es auch span-
nende Aufgaben im Hochseilgarten zu 
meistern. Und beim Feuerlauf konnten 

eigene Grenzen und Ängste überschritten 
werden. Spielerisch lernten sich die Ju-
gendlichen dabei besser kennen. Ihre sozi-
ale Kompetenz wurde gefördert und zu-
gleich Verantwortung, Rücksichtnahme 
und Toleranz trainiert. 

Kirchheim im Innkreis:  
Gemeinsam in die Zukunft 
schauen 
„Wie muss eine Gemeinde aussehen, da-
mit Jugendliche gerne dort leben?“ – 
diese Frage stellten sich 60 Jugendliche 
aus insgesamt elf Ländern bei einer Ju-
gendbegegnung in Kirchheim im Inn-
kreis. Sie beschäftigten sich mit Fragen 
der Nahversorgung in kleinen ländlichen 
Gemeinden, mit Infrastruktur und Frei-
zeitangeboten, aber auch mit dem �ema 
„Land�ucht“. Herausforderungen und 
Probleme wurden identi�ziert und ge-
meinsam Lösungsvorschläge erarbeitet. 
Ihre Ergebnisse präsentierten die Jugend-
lichen schließlich den VertreterInnen aus 

Das EU-Programm „Jugend in Aktion“ fördert Jugendprojekte. Im Jahr 2013 stehen in 
Österreich dafür rund 3,7 Millionen Euro bereit. Wels, Kirchheim im Innkreis, Schwarzenau 
und Wörgl waren Austragungsorte der Jugendinitiativen aus verschiedenen Ländern.

Jugend in Aktion
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der Gemeindepolitik sowie Landesrätin 
Doris Hummer beim gemeinsamen Ab-
schlussabend. Zeit zur kreativen Ausein-
andersetzung gab es in verschiedenen 
Workshops: Aus leeren Ka�eepackungen 
entstanden Taschen, aus alten Musikinst-
rumenten wurden Kochtöpfe gebastelt, T-
Shirts wurden gestaltet und das Schuh-
platteln gelernt. 

Schwarzenau:  
Radeln für den Klimaschutz 
Klimaschutz und Jugendkultur standen 
bei einer Jugendbegegnung im Sommer 
2011 in der Marktgemeinde Schwarzenau 
im Waldviertel im Mittelpunkt. Schwar-
zenau liegt in einer Klima-Energie-Mo-
dellregion und so lag es auf der Hand, 
sich mit diesem �ema vertiefend ausein-
anderzusetzen. Neun Tage verbrachten 22 
junge Gäste aus Irland bei ihren jungen 
Kollegen und Kolleginnen in Schwarze-
nau. Neben verschiedenen Exkursionen, 
z.B. zum energieautarken Biobauernhof 

in Merkenbrecht oder zur Biogasanlage in 
Schlag, gab es auch Workshops zum 
�ema alternative Stromgewinnung und 
Energiesparen. Unterwegs waren die Ju-
gendlichen dabei fast ausschließlich mit 
dem Fahrrad, insgesamt wurden damit 
300 km zurückgelegt. 

Wörgl: Jugendliche in  
die Stadtgestaltung einbinden 
Auch Jugendkoordinator Klaus Ritzer aus 
Wörgl kennt das EU-Programm: „Lerne 
deine Stadt kennen und deine Stadt wird 
dich kennenlernen“, lautete der Titel des 
Jugendbeteiligungsprojektes in Wörgl, das 
von „Jugend in Aktion“ unterstützt 
wurde. Im Rahmen des Projekts wurden 
Jugendliche eingeladen, aktiv an der Ge-
staltung des ö�entlichen Raums in Wörgl 
mitzuwirken und ihre Bedürfnisse und 
Wünsche mit Verantwortlichen aus Poli-
tik und Verwaltung zu diskutieren. Über 
eineinhalb Jahre lief das Projekt. In 
Workshops wurden �emen und Anlie-

gen der Jugendlichen gesammelt. An-
schließend trafen die Jugendlichen mit 
VertreterInnen aus Politik und Verwal-
tung zusammen, um gemeinsam darüber 
zu diskutieren. Fünf konkrete Projekte 
wurden schließlich in eigenen Arbeits-
gruppen weiter verfolgt und praktisch 
umgesetzt, wie z.B. die Errichtung von 
Sitzmöbeln im ö�entlichen Raum oder 
die Gestaltung einer Wand der Volks-
schule Wörgl in Gra�ti-Art. ■

INFOS:
Mehr Informationen zum EU-Förderprogramm auf: 
www.jugendinaktion.at 
sowie bei der Österreichischen Nationalagentur 
- Interkulturelles Zentrum
„Jugend in Aktion“
Lindengasse 41/10
1070 Wien
und bei den regionalen Beratungsstellen für  
JUGEND IN AKTION in Ihrem Bundesland. 

Verantwortung, Rücksicht-
nahme und Toleranz standen im 
Mittelpunkt des EU-geförderten 

außerschulischen Projektes,  
an dem junge Menschen  

zwischen 23 und 30 Jahren 
teilnehmen konnten.
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Die Frage nach der Konstitution und 
Entwicklung von Städten lässt sich be-

antworten, wenn wir uns mit den sozialen 
Praktiken und Alltagsmobilitäten ihrer 
 BewohnerInnen auseinandersetzen. Dort 
setzt das im Jahr 2008 in Graz durchge-
führte Sozialwissenschaft- und Medien-
kunstprojekt „Intersectional Map“ an, des-
sen Ergebnisse im kürzlich erschienenen 
Buch „Die intersektionelle Stadt“ publi-
ziert wurden. Das Projekt konzentrierte 
sich darauf, die Entstehung der Stadt aus 
den alltäglichen Handlungen ihrer Bewoh-
ner und Bewohnerinnen zu erfassen. 
Durch unsere alltäglichen Handlungen 
scha�en wir den Raum, der uns umgibt. 
Der städtische Raum ist damit zuallererst 
und beständig ein gesellschaftlicher Raum. 

Die empirische Studie im Rahmen dieses 
Projekts – eine Befragung von 1650 Be-
wohnerInnen der Stadt Graz – beschäftigt 
sich mit der Frage, wie die Stadt Graz für 
die befragten Personen zu ‚ihrer‘ Stadt 
wird. Aus den Ergebnissen konnten zwei 
Muster der Konstitution von Stadtraum 
deutlich herausgearbeitet werden: 

(Ent)lokalisierte Netzwerke 
Die Mobilitätsmuster unterschiedlicher 
Bevölkerungsgruppen unterscheiden sich 
abhängig von Bezirk und Migrationshin-
tergrund. Die vorliegenden Ergebnisse 
weisen in Richtung lokaler sozialräumli-
cher Netzwerke bei Nicht-EU-Bürger-
Innen im Unterschied zu entlokalisierten 
Netzwerken von Personen ohne Migrati-

onshintergrund. Die Bedeutung des ge-
meinsamen Lebensraums scheint demnach 
vor allem in sogenannten ‚Migrationsbe-
zirken‘ hoch zu sein. Dabei handelt es sich 
um jene Bezirke, in denen Menschen zu-
meist in ähnlich marginalisierter sozialer 
Lage einander räumlich nahe stehen. 

Komplexe Mobilitäten
Andererseits konnte gezeigt werden, dass 
die Kombination der Merkmale „Ge-
schlecht“ und „Kinder unter 14 Jahren im 
gemeinsamen Haushalt“ in besonderer 
Weise dazu geeignet scheint, unterschied-
liche Muster der Stadtnutzung zu begüns-
tigen. Kinder unter 14 Jahren erhöhen die 
Mobilität im Stadtraum. Personen mit 
Kindern legen alltäglich mehr Wege zu-

Stadt und soziale Praxis
Eine Erkundung von Graz an den Achsen Geschlecht, Migration und Jugend.
Wie wird eine Stadt zu „meiner“ Stadt? Während sich die ältere Stadtsoziologie vor 
allem mit der Stadt als einer von Menschen unabhängigen äußeren Gegebenheit 
beschäftigte, hat sich die Perspektive in der Stadtforschung in den letzten Dekaden 
deutlich hin zu den Lebensverhältnissen ihrer BewohnerInnen verschoben. 
Elli Scambor, wissenschaftliche Koordinatorin im Verein für Männer- und Geschlechterthemen Steiermark 
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Studien ergeben eine geschlechterbezogene  
Stadtnutzung bei Jugendlichen, wobei der  

Migrationshintergrund eine wesentliche Rolle spielt.
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rück und suchen mehr Orte auf als andere 
StadtbewohnerInnen. Interessantes Detail: 
Dieser Zusammenhang zeigt sich nur bei 
Frauen. Die Mobilitäten bei Männern mit 
Kindern unter 14 Jahren – vorwiegend zur 
Erwerbsarbeit und wieder zurück – blei-
ben davon weitgehend unbeein�usst. De-
taillierte Analysen komplexer Mobilitäts-
muster bei Frauen mit Kindern konnten 
den Blick freigeben auf zusätzliche Orte 
und Wege, die mit Familien- und Betreu-
ungsarbeit verbunden waren. 

Jugendliche bewegen sich anders
Im Rahmen einer Folgestudie mit Jugend-
lichen im Stadtraum von Graz (2008 bis 
2009) wurde insbesondere der Frage 
nachgegangen, in welcher Weise Jugendli-
che die Stadt erschließen, wie sich „Ju-
gendräume“ in der Stadt konstituieren 
und welche Angebote der O�enen Jugend-
arbeit dabei genutzt werden.1 Dazu wur-
den Jugendliche an ausgewählten Orten, 
sogenannten „Hot Spots“, in der Stadt 
Graz befragt. Kurz zu den Ergebnissen 
dieser Studie: Alltagsmobilitäten der be-
fragten Jugendlichen in der Stadt Graz 
können als „einfach“ bezeichnet werden. 
Sie legen kurze alltägliche Wege zurück 
und suchen eine geringe Anzahl alltägli-
cher Orte auf. „Jugendräume“ in der 
Stadt Graz umfassen vorwiegend Orte wie 
Parks, Jugendzentren, Einkaufszentren 
oder andere Tre�punkte in naher Umge-
bung vom Zuhause. Dabei lassen sich 
deutliche Geschlechterunterschiede fest-
stellen.

Geschlechterbezogene  
Stadtnutzung bei Jugendlichen
Beliebte Orte von Jugendlichen, die bei-
spielsweise in Griesplatznähe (Migrations-
bezirk) wohnen, umfassen vor allem den 
angrenzenden Augarten (Park) und den Ja-
kominiplatz (Knotenpunkt für ö�entli-
chen Verkehr in Graz). An diesen ö�entli-
chen Orten der Stadt sind hauptsächlich 
Burschen anzutre�en. Der Augarten wird 
beispielsweise zu 83% von Burschen und 
zu 17% von Mädchen frequentiert. Der 
Anteil von Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund ist dabei sehr hoch, was vor 
allem auf die Bevölkerungsstruktur in die-
sem Stadtbezirk zurückzuführen ist, aber 
auch auf den Umstand, dass Jugendliche 

vereinzelt lange Wege zurücklegen, 
um die Peer-Community zu tre�en. 
Mädchen sind nachmittags deutlich 
häu�ger als Burschen zu Hause anzu-
tre�en. Viele Mädchen gehen morgens 
zur Schule und von dort nachmittags 
wieder nach Hause, wo sie den Rest 
des Tages verbringen. Auch die schuli-
sche Nachmittagsbetreuung wird häu�-
ger von Mädchen frequentiert als von 
Burschen. 

Nutzung betreuter Freizeitange-
bote durch Jugendliche
Geschlechterunterschiede zeigen sich auch 
in der Nutzung betreuter Freizeitangebote. 
Eines von drei befragten Mädchen und 
zwei von drei Burschen nutzen betreute 
Freizeitangebote. Dabei fällt auf, dass 
Mädchen ein breiteres Nutzungsspektrum 
aufweisen als Burschen. Letztere konzent-
rieren sich vorwiegend auf Jugendzentren 
und Sportangebote. Dies spiegelt sich 
auch in der Nennung wesentlicher Ange-
bote im Bereich der O�enen Jugendarbeit 
wider. Gender-�emen (z.B. „dass viele 
Mädchen dabei sind“) und Gewaltfreiheit 
sind Aspekte, die hauptsächlich von den 
befragten Mädchen als wesentlich erachtet 
wurden. Dafür nennen die Burschen häu-
�ger als Mädchen „sportliche Aktivitäten“. 
„Multikulturelle Angebote“ und „mutter-
sprachliche Betreuung“ werden hingegen 
geschlechterübergreifend als wichtige As-
pekte der Jugendarbeit betrachtet. 
Die Ergebnisse dieser Studie zeigen, dass 
sowohl Migrationshintergrund als auch 
Geschlecht einen deutlichen Ein�uss auf 
die Nutzung und damit Konstitution von 
Stadtraum haben. Unterschiedliche Be-
völkerungsgruppen nutzen die Stadt auf 
vielfältige Weise. Stadtplanung und Stadt-
entwicklung „für alle“ übersieht diese Un-
terschiede und Dynamiken oft und ist 
deshalb gut beraten, den unterschiedli-
chen Lebensverhältnissen der Bewohner-
Innen künftig mehr Aufmerksamkeit zu 
schenken. ■

1 Diese Studie wurde vom Forschungsbüro des Vereins für Män-
ner- und Geschlechterthemen Steiermark durchgeführt und war 
Teil des Projekts „Offene Jugendarbeit und Integration in 
Graz“. Bestandserhebung und Planungsgrundlage 2008/2009. 
Das Projekt wurde vom Integrationsreferat der Stadt Graz in 
Auftrag gegeben und vom Dachverband für Offene Jugendar-
beit koordiniert. Mehr dazu unter: http://www.dv-jugend.at/fi-
leadmin/user_upload/Pdfs/OJA_Integration_Graz09.pdf

INFOS:
Elli Scambor, Fränk Zimmer 
(Hg.): Die intersektionelle 
Stadt. Geschlechter-for-
schung und Medienkunst 
an den Achsen der  
Ungleichheit. Bielefeld: 
transcript (2012)

Welche Muster sozialer Ungleichheit konstituieren 
städtischen Raum? Welche Rolle spielen soziale Kate-
gorien wie Geschlecht und Migration dabei? Dieses 
Buch stellt mit dem Projekt „Intersectional Map“ und 
daran anknüpfenden Beiträgen von Vertreterinnen 
und Vertretern unterschiedlicher Disziplinen anschau-
lich dar, wie komplexe gesellschaftliche Zusammen-
hänge erfasst und u.a. durch medien-künstlerische 
Praxis erlebbar gemacht werden können. Die multi-
disziplinäre Perspektive eröffnet dabei neue Wege der 
praktischen Umsetzung und Ausgestaltung des inter-
sektionalen Paradigmas. Mit einem Vorwort von Carol 
Hagemann-White sowie Beiträgen von Katharina Wal-
genbach, Dörte Kuhlmann u.v.a.

Mag.a Elli Scambor, Soziologin, Pädagogin; Lektorin 
an Universitäten in Graz (Soziologie, Gender Analyse, 
Gender und Raum) und im FH-Lehrgang für Akade-
mische Jugendsozialarbeit; Wissenschaftliche Koor-
dinatorin im Verein für Männer- und Geschlech-
terthemen Steiermark: Kritische Männerforschung 
und Geschlechterforschung, Resilienz- und Gewalt-
forschung, Diversitäts- und Intersektionalitätsfor-
schung; Mitglied der GenderWerkstätte Graz; Mana-
ging-Diversity-Expertin.
http://www.vmg-steiermark.at/
http://elliscambor.mur.at/

tre�en. Viele Mädchen gehen morgens 
zur Schule und von dort nachmittags 
wieder nach Hause, wo sie den Rest 
des Tages verbringen. Auch die schuli-
sche Nachmittagsbetreuung wird häu�-
ger von Mädchen frequentiert als von 
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Bereits 1998 wurde mit Erlass der Bau-
direktion Wien die Projektkoordi-

natorin für Mehrfachnutzung eingesetzt: 
„Angesichts steigender Nutzungsansprü-
che an begrenztem Raum und der Not-
wendigkeit des ressourcenschonenden und 
sparsamen Einsatzes von Mitteln, hält die 
Stadt Wien ‚Mehrfachnutzung‘ für ein ge-
eignetes Mittel zur Vergrößerung sozialer 
Aktionsräume in der Stadt. Gedacht ist an 
eine stufenweise Erweiterung vom derzei-
tigen Schwerpunkt – städtische Grün- 
und Freiräume – auch auf umbaute 
Räume und andere Grundeigentümer.“
Der Projektkoordination war es immer 
sehr wichtig, Mehrfach- und Zwischen-
nutzung nicht als Alternative zur ö�entli-
chen Grünraumpolitik zu sehen, sondern 
als Ergänzung. Das Projekt „Einfach-
Mehrfach“ kann sehr individuell lokale 
und nutzungsspezi�sche Probleme und 
Notwendigkeiten aufgreifen und beson-
deren Bedarfslagen, auch durch tempo-

räre Angebote, begegnen. Diese BürgerIn-
nen- und KundInnenorientierung sowie 
die Flexibilität und Reaktionsgeschwin-
digkeit wurden oft als zeitgemäße Anwen-
dung von Verwaltungsmodernisierung ge-
nannt und korrelieren positiv mit auch 
international beobachteten Tendenzen 
von Stadterneuerung und Stadtentwick-
lung (Zwischennutzung, kulturelle Zwi-
schennutzung, passgenaue Lösungen für 
unterschiedliche Gruppen und Orte, …).

Mehrfachnutzung von Schulen
Schulsportanlagen und Schulfrei�ächen 
sind aus Sicht vieler Kinder und Jugendli-
cher, vor allem außerhalb der Schulzeiten, 
sehr begehrte Orte. Anders als in der 
Schweiz oder den Niederlanden war und 
ist es zum Teil in Wien noch keinesfalls 
selbstverständlich, diese Angebote nach-
mittags, an den Wochenenden oder in den 
Ferien allgemein zu ö�nen und als Quar-
tiersinfrastruktur zu begreifen.

Schulerhalter der städtischen P�ichtschu-
len sind in Wien die Bezirke, die für diese 
Aufgaben im Rahmen der Dezentralisie-
rung neben Gemeindestraßen, ö�entli-
chen Grün�ächen, Kindergärten und au-
ßerschulischer Jugendarbeit auch budgetär 
verantwortlich sind.
E�zienz – kommunalwirtschaftlich ge-
dacht – bedeutet, die Gesichtspunkte von 
Schulerhalter, Direktorium, Lehrkörper, 
Schulwart und Elternverein zu verlassen 
und an die wichtige Aufgabe der Schule, 
auch für die Umgebung, zu denken.
Gerade bei den ganztägigen Schulformen 
ist das Schulareal nicht nur der Bildungs-
ort, sondern auch der Spiel- und Frei-
zeitort, von dem aus ein Kind seine Rolle 
als StadtbewohnerIn de�niert. Die Durch-
lässigkeit von „innen“ und „außen“ ist 
sehr wichtig und trägt zur Sozialisierung 
bei. Die Pädagogik hält räumliches „An-
eignungsverhalten“ bei Kindern und Ju-
gendlichen entwicklungsbedingt für not-

JUNGE STÄDTE

„Einfach-Mehrfach“ ist ein strategisches Projekt der Stadt Wien. Urbaner Raum in einer wachsenden 
Stadt ist nicht vermehrbar und viele verschiedene Nutzungen konkurrieren um den begrenzten Platz. 
Wichtig daher: die ef�ziente Verwendung der bestehenden Ressourcen und das den Gemeinsinn 
fördernde Teilen als Haltung und als Zeichen für sozialen Ausgleich.
Jutta Kleedorfer, Projektkoordinatorin für Mehrfachnutzung, Stadtentwicklung und Stadtplanung (MA 18) in Wien

Mehrfachnutzung von Schulhöfen für Events, 
betreute Animation und als städtischer Freiraum. 

Baulücken erweitern das Freiraumangebot für 
die Umgebung, sei es auch nur temporär. 

Für Jugendliche: „Spiel-
raum Underground“. 

Vermittlung findet Stadt!
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wendig. Von außen zugängige Schulsport-
anlagen, entsprechend robust geplant und 
gestaltet, spielen hier eine ebenso wichtige 
Rolle wie „Exkursionen“ in die städtische 
Umgebung im Rahmen des Schulalltags.
In Wien gibt es eine große Bandbreite un-
terschiedlicher Modelle auf Schulhöfen: 
von Einzelevents, über ausschließlich be-
treute Animation außerhalb der Schul-
stunden sowie regelmäßige Ö�nung nach-
mittags, an den Wochenenden und in den 
Ferien, bis hin zur „Schule ohne Zäune“, 
dem sogenannten ACTiN Park in 
Hirschstetten. 

Zwischennutzung
Das ist die temporäre Bespielung von Flä-
chen, die sich überwiegend nicht im 
Grundbesitz der Stadt be�nden. Die Zwi-
schennutzung läuft unter dem Motto 
„Baulücken können mehr als nur Auto-
abstellplätze sein …“.
Allerdings musste für diese Kategorie zu-
nächst einmal die schwierige Frage der 
Haftung geklärt werden. Die Lösung be-
steht darin, dass die Wiener Städtische 
Versicherung bereit ist, Fremdbesitz wie 
stadteigene Areale ohne Mehrkosten mit-
zuversichern, wenn solche für einen nicht-
kommerziellen Zweck bereitgestellt und 
von einer grundverwaltenden Dienststelle 
übernommen werden (meist dem Stadt-
gartenamt). 
Beispiele für Zwischennutzungen in der 
Baulücke sind das Freiluftkino, ein tem-
porärer Beachvolleyballplatz oder der 
Nachbarschaftstre�. 

Kulturelle Zwischennutzung
Nicht nur die sogenannten „Alternativen“, 
sondern durchaus auch arrivierte Kunst-
produktionen bis hin zu den „Wiener 
Festwochen“ bespielen immer wieder 
gerne „O�-spaces“. Eine neue Nachfrage-
kategorie ergibt sich auch durch die Krea-
tivwirtschaft und junge Starterökono-
mien, die sehr bewusst den direkten Kon-
takt zum ö�entlichen Raum suchen und 
damit oft wirkungsvoll Quartiersentwick-
lung mit betreiben. 
Die Projektkoordination für Mehrfachnut-
zung unterstützt Personen, Initiativen, Ins-
titutionen, Dienststellen der Stadt Wien 
und Bezirke in ihren Ambitionen, neue 
Angebote zu setzen und vermittelt dabei 
zwischen AnbieterInnen und Interessent-
Innen. Das Projekt plant nicht, sondern 
greift Ideen auf und reagiert auf lokale 
Kon�ikte und Anlassfälle. Mehrfach- und 
Zwischennutzung ist kein exklusives Pro-
gramm für „shrinking cities“ mit großen 
Brachen, es lässt sich auch sehr sinnvoll in 
wachsenden Städten anwenden.

„Der Wiener Weg“
Partizipation, Gender Mainstreaming und 
Diversität als ernst gemeinte Grundhal-
tung werden ständig mitgedacht. Jugend-
liche sind die ExpertInnen ihrer Lebens-
welten und ergänzen mit ihren Ideen 
Stadtplanung und Jugendpolitik. Der 
Wiener Weg zur Kon�iktminderung, 
„statt Verbote zusätzliche Angebote set-
zen“, ermöglicht ein „sich aus dem Weg 
gehen können“ und bietet damit Alterna-

tiven an. Über die Gestaltung und Aus-
stattung kann die Eignung verdeutlicht 
und das Verhalten (dezent) gelenkt wer-
den. Hier können Standorte mitspielen, 
deren Wert man auf den ersten Blick nicht 
sieht. So ist z.B. ein Teil des Gaudenzdor-
fer Gürtels heute Aktiv- und Sportbereich 
und unter einer Autobahnabfahrt entstand 
ein Raum für Jugendaktivitäten.

„Gemeinsam Gärtnern“
Nachbarschaftsgärten greifen das �ema 
der sich „verändernden Stadt“ und neuer 
BewohnerInnenansprüche der aktiven Be-
teiligung konstruktiv auf. Sie scha�en At-
mosphäre, ermöglichen Kommunikation 
und fördern das Zusammenleben.

„Vermittlung findet Stadt“
Das ist das Motto der Projektkoordination 
für Mehrfachnutzung, die nicht Planung 
im üblichen Sinne betreibt, sondern sich 
als Strukturförderungsinstrument begreift. 
Die Prinzipien „networken“, „kooperie-
ren“ sowie „Ressourcen und Leistungen 
austauschen oder zusammenlegen“ ent-
sprechen dem Zeitgeist und dem Gedan-
ken einer modernen Verwaltung. Wichtig 
ist es, die vielen Aufgaben einer Stadt 
nicht lediglich betriebswirtschaftlich ein-
zel-optimierend, sondern vor allem auch 
kommunalwirtschaftlich zu betrachten. 
Hier gilt es, die eigenen Ressourcen auszu-
loten und neue Wege mit neuen Koopera-
tionspartnerInnen auszuprobieren.  ■

INFO: www.einfach-mehrfach.wien.at

JUNGE STÄDTE

Die „Gürtel-Mittelzone“ (hier der Gaudenzdorfer 
Gürtel) bietet sich als Aktiv- und Sportbereich an. 

Der Gemeinschaftsgarten „Norweger Viertel“ ist 
ein gutes Beispiel für „gemeinsames Gärtnern“.
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Sexuelle Übergri�e und Gewalt �nden 
bedauerlicherweise täglich statt. Beson-

ders au�allend ist in diesem Zusammen-
hang die steigende Anzahl von Vor fällen se-
xueller Belästigung bzw. sexueller Über-
gri�e unter Jugendlichen. Gemäß nationa-
ler und internationaler Studien sind 40 
Prozent der Opfer, aber auch der TäterIn-
nen minderjährig, d.h. unter 18 Jahre alt. 
Die meisten dieser Delikte ereignen sich 
in der Regel im Umfeld der Jugendlichen 
– Schule, Disco, Jugendtre�punkte bzw. 
in der Wohnung des Opfers oder des/der 
Täter/s/in. Die Dunkelzi�er bei sexuellen 
Übergri�en unter Jugendlichen ist hoch, 
weil diese kaum Anzeige erstatten. Laut ei-
ner Schweizer Studie ist aber jedes dritte 
Opfer sexueller Gewalt Opfer einer/s min-
derjährigen Täterin bzw. Täters.

Warum werden nur so  
wenige Vorfälle angezeigt?
Vor allem minderjährige Mädchen nennen 
folgende Gründe:
• „…, weil Erwachsene ihnen sowieso 

nicht glauben.“
• „…, weil sie mit der Polizei nichts zu 

tun haben wollen.“
• „…, weil sie das schon selber regeln.“ 
In diesem Zusammenhang ist auch be-
deutsam, dass 50 Prozent mehr Mädchen 
als Burschen Opfer von sexuellen Hand-
lungen werden. In etwa viermal so viele 
Mädchen wie Burschen vertrauen sich je-
doch in der Folge jemandem an.

Sexuelle Gewalt ist  
KEIN Kavaliersdelikt!
Der Umstand, dass immer mehr minder-
jährige SexualtäterInnen zu verzeichnen 
sind, und die Tatsache, dass minderjährige 
Opfer beider Geschlechter in so geringem 
Ausmaß Hilfe bei Erwachsenen bzw. der 
Exekutive suchen, hat das Referat Frauen 
& Gleichstellung veranlasst, eine Präventi-

onsbroschüre für Mädchen ab 14 Jahren 
in Auftrag zu geben. Die fachspezi�sche 
Ausführung übernahm „HAZISSA - Fach-
stelle für Prävention sexualisierter Gewalt“ 
mit Unterstützung von „TARA - Beratung 
und �erapie bei sexueller Gewalt gegen 
Frauen und Mädchen“. 

Thematische Schwerpunkte:
• Aufklärung über die eigenen Rechte und
• Sensibilisierung dafür, dass sexuelle Ge-

walt KEIN Kavaliersdelikt, sondern ein 
strafrechtlich verfolgter Tatbestand ist. 

Sieben unterschiedliche Foto-Sujets infor-
mieren über einzelne themenspezi�sche 
Paragraphen des Strafgesetzbuches und 
bieten eine umfangreiche Au�istung von 
Anlaufstellen und Unterstützungsangebo-
ten für Opfer von sexueller Gewalt an. 
Der Informationskampagne ist eine T-
Shirt-Aktion angeschlossen. Der jeweilige 
„§“ auf der Vorderseite und der dazugehö-
rige Tatbestand samt Strafausmaß auf der 
Rückseite der T-Shirts kommen besonders 

gut unter UV-Licht zur Geltung, weil die 
Schrift dann zu leuchten beginnt. 
Die gegenständliche Informationsbro-
schüre ist ein erster Schritt. Die Kampa-
gne wird 2013 fortgeführt und im Sinne 
der Gleichstellung auch auf Burschen aus-
geweitet. ■

„§-OIDA“-Kampagne in Graz
Eine Initiative der Stadt Graz 
gegen sexuelle Übergriffe und 
Gewalt an Jugendlichen. 
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INFOS:
Mehr zur Kampagne und fachspezifische 
Informationen:
• HAZISSA - Fachstelle für Prävention  
sexueller Gewalt
Kontakt: Mag.a Yvonne Seidler, 
y.seidler@hazissa.at, www.hazissa.at 
• Referat Frauen & Gleichstellung - Stadt Graz
Kontakt: frauenreferat@stadt.graz.at, 
www.frauen.graz.at
• TARA - Beratung und Therapie bei sexueller 
Gewalt gegen Frauen und Mädchen
Kontakt: Verena Vlach, verena.vlach@taraweb.at, 
www.taraweb.at 

Verena Vlach, Leiterin der Beratungsstelle TARA, Mag.a Dr.in Priska Pschaid, Leiterin  
Referat Frauen & Gleichstellung, Dr.in Martina Schröck, Frauenstadträtin, und Yvonne  
Seidler, Leiterin der Beratungsstelle HAZISSA, präsentierten die „§-OIDA“-Kampagne im 
 November 2012 der Öffentlichkeit (v.l.).
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Seit zwölf Jahren motiviert der von 
Vzbgm. Dr. Maria-Luise Mathiaschitz 

ins Leben gerufene Bewerb Menschen un-
terschiedlichster Altersklassen, in Sachen 
Prävention und Erhalt der Gesundheit kre-
ativ zu werden. Als Medizinerin ist es ihr 
besonders wichtig, das Gesundheitsbe-
wusstsein in der Bevölkerung, in Kinder-
gärten, Schulen, in Firmen und Vereinen 
zu stärken. Der 12. Klagenfurter Gesund-
heitspreis verschrieb sich dem Motto 
„Neue Medien“, um für Klagenfurts Kin-
der und Jugendliche Plattformen zu erar-
beiten, bei denen ein bewusster Umgang 
mit Neuen Medien transportiert werden 
kann. Handy, Internet sowie Social Net-
works sind aus unserer heutigen Kommu-
nikationswelt nicht mehr wegzudenken – 
genau aus diesem Grund besteht hier gro-
ßer Aufklärungsbedarf. Im Rahmen eines 
Ideenwettbewerbes konnte jeder – egal ob 
Einzelperson oder Institution – mitma-
chen und sich aktiv und kreativ für Kla-
genfurts Gesundheit beteiligen. Unter den 
prämierten Einreichungen �nden sich ori-
ginelle Ideen, wie Erwachsene gemeinsam 
mit den Jugendlichen Medienkompetenz 
erarbeiten können. „Neue Medien nehmen 
mittlerweile einen gewichtigen Beitrag im 
Alltag der Jugendlichen ein. Aus diesem 
Grund ist es besonders wichtig, ein gesun-
des Bewusstsein für den richtigen Umgang 
mit den vielfältigen Angeboten zu scha�en 
und die Medienkompetenz zu steigern“, 
meint Mathiaschitz.

Die Siegerprojekte
Insgesamt wurden mehr als 30 Projekte 
eingereicht, welche in den drei Kategorien 
5- bis 11-Jährige, 12- bis 18-Jährige und 
19 Jahre und älter bewertet wurden. Die 

Kriterien setzten sich zusammen aus der 
Einprägsamkeit, allgemeinen Verständlich-
keit, dem Au�orderungs-Charakter, der 
Realitätsnähe, der Nachhaltigkeit, und ob 
das Konzept „kurz & cool“ beschrieben ist. 
Das Projekt „Auf den ersten Klick! Klagen-
furt 4you“ vom Jugendzentrum Media 
Point wurde mit dem Sonderpreis des Lan-
des Kärnten durch Gesundheitsreferent Dr. 
Peter Kaiser ausgezeichnet. Gemeinsam 
mit dem Media-Point-Team entwickelten 
Jugendliche ein Konzept für eine virtuelle 
Jugendzeitschrift mit aktuellen Beiträgen 
aus Klagenfurt. Als Plattform der Zeit-
schrift dient Facebook, was das direkte 
Mitwirken der LeserInnen ermöglicht. 

Kategorie 5- bis 11-Jährige
„Klagenfurt ist medienkompetent“ wurde 
vom Pädagogen Andreas Gross konzipiert. 
Mittels kindgerechter Comic-Storys 
könnte das �ema rund um die „Neuen 
Medien“ von Kindern für Kinder ver-
ständlich gemacht werden. Durch die Er-
scha�ung von Comic-Helden – dies 
könnte zum Beispiel der 
�ese Computer-User „Ha-
cker Harry“ oder der 
smarte, verantwortungsbe-
wusste „Checker-Charly“ 
sein – sollen auf lustige 
Weise Geschichten über 
das Internet erzählt wer-
den, um schon die Kleins-
ten mit dem �ema ver-
traut zu machen.

Kategorie 12- bis  
18-Jährige
„Bewegung und Sport mit 
APP“ zeigt auf, wie ein 

Smartphone zielgerichtet eingesetzt wer-
den kann, um sportliche Leistungen zu 
optimieren. Zwei Klassen aus der Poly-
technischen Schule Klagenfurt reichten 
das Projekt gemeinsam mit ihren Lehre-
rinnen ein, das bereits erfolgreich im Un-
terricht umgesetzt wird. 
Mit der App „Runtastic Pedometer Pro“ 
soll die Motivation zur Bewegung geför-
dert werden, was sich bereits erfolgreich 
in der Kondition der Schülerinnen und 
Schüler widerspiegelt.

Kategorie 19 Jahre und älter
„Jugend ohne Beschäftigung“ wurde von 
der gemeinnützigen Kommunikations 
GesmbH „4everyoung“ eingereicht. Ziel-
setzung ist es, Jugendliche weg von der 
Straße, hin zur Ausbildung und zu einem 
interessanten Job sowie geregelten Leben 
zu bringen. Es wird das Interesse der Ju-
gendlichen am Computer sinnvoll einge-
setzt und auf eine professionelle Ebene 
gehoben, um die Chancen am Arbeits-
markt zu erhöhen.  ■

Ideen für einen sorgsamen  
Umgang mit „Neuen Medien“
Medienkompetenz wird für Kinder und Jugendliche immer wichtiger, um sich 
im „World Wide Web“ nicht zu „verstricken“. Aus diesem Grund widmete 
sich der 12. Klagenfurter Gesundheitspreis dem Thema „Neue Medien“.
Birgit Vouk, Pressesprecherin; Vzgbm. Maria-Luise Mathiaschitz
(Referate: Gesundheit, Schulen, Kindergärten und Horte, Stadtplanung Klagenfurt)

Via Handy und Internet individualisieren 
Jugendliche ihre Kommunikation:  

Sie schließen soziale Kontakte  
und bilden sich ihre Meinung.
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Die Weltgesundheitsorganisation WHO 
de�niert Lebensqualität als die sub-

jektive Wahrnehmung einer Person über 
ihre Stellung im Leben in Relation zur 
Kultur und den Wertsystemen, in denen 
sie lebt und in Bezug auf ihre Ziele, Er-
wartungen, Standards und Anliegen. Die-
ses Verständnis von Lebensqualität auf 
junge Menschen in Salzburg zu übertra-
gen, ist die Grundintention des Jugend-
plans „Salzburg 5020“. Faktoren, die ei-
nen Ein�uss darauf haben, sind die psy-
chosoziale Gesundheit, soziale Beziehun-
gen sowie der Grad der (sozialen) Interde-
pendenz einer Person. Gesundheit, Kultur, 
Sport, Umwelt, Freizeitmöglichkeiten und 
-gestaltung sind demnach zentrale Fakto-
ren, um Lebensqualität und ein positives 
Miteinander der Jugendlichen in Salzburg 
zu garantieren. 
Nach dem Jugendkongress 2012 ist für die 
Stadt Salzburg wieder ein Füllhorn voll 
Ideen da. Diese wurden ausgewertet und 
münden nun im großen Jugendplan „Salz-
burg 5020“. „5020“ steht hier nicht nur 
für die Postleitzahl der Stadt Salzburg, son-

dern auch für 50 Verbesserun-
gen und 20 Projekte in den ju-
gendlichen Lebenswelten der 
Stadt Salzburg. Präsentiert 
wurde der fertige Jugendplan 
mit März 2013: er steht unter 
„www.salzburg5020.at“ zum 
Download bereit. Die Stadt 
investiert pro Jahr rund 
500.000 Euro in den Jugend-
freizeitbereich.
Die Almwelle, der Salzbeach, das Movida-
Festival, Skater- und Kletterparks, das Ju-
gendförderungsprojekt „Streusalz“ oder die 
Ferien-Angebote des „Sommerspaß“ sind 
einige Beispiele dafür, wie viel sich wäh-
rend der letzten zwei Gemeinderatsperio-
den getan hat.

Was macht den  
Jugendplan so besonders? 
Gesucht wurden Ideen für das junge Salz-
burg, für die Optimierung der Infrastruk-
tur für jugendliche Bedürfnisse und für 
politische Bildung und Jugendbeteiligung. 
Aktionen wie die T-Shirt-Werkstätte „Du 

bist Salzburg“ holten 
die Jugendlichen an ih-
ren bevorzugten Frei-
zeit-Plätzen ab. Am Tag 
des Jugendkongresses 
fand die fast fünfmona-
tige Dialogphase ihren 
Höhepunkt. In der Tri-
Bühne Lehen wurden 
die Ideen zusammenge-
führt, geordnet und ge-
bündelt. Ziel ist die 
Formulierung eines 
Maßnahmenpakets für 

die Weiterentwicklung der Jugendstadt 
Salzburg. 
Danach konnten alle Salzburger Jugendli-
chen in einem „Etherpad“ auf der Website 
www.salzburg5020.at den Jugendplan 
„ganz easy“ mitdiskutieren und ihre Ideen 
reinposten: ihre Meinung war nur einen 
Mausklick entfernt. Es ging ganz einfach: 
bis zum 30. November durften sie die 
„Beta-Version“ des Jugendplans bearbei-
ten. Sie schrieben über ihren „persönli-
chen“ Freiraum, über die Unterstützung 
für eigene Aktivitäten, Informationen aus 
Stadtverwaltung und Stadtpolitik auf 
„jungen“ Kommunikationsschienen und 
die Forderung, bei jugendrelevanten Ent-
scheidungen gefragt zu werden. Ein wich-
tiges �ema war die Mobilität: vor allem 
günstige und gut vernetzte Verbindungen 
auch spät abends und zwischen Stadt und 
Umlandgemeinden.
Genau darum gibt es nun den Jugendplan 
„Salzburg5020“: damit die jungen Salz-
burgerInnen mitreden können, wenn es 
um die Anliegen von jungen Leuten geht. 
Die Stadt Salzburg nimmt diese Anliegen 
sehr ernst und wird sich um die Umset-
zung dieser Wünsche be mühen! ■

INFOS: www.salzburg5020.at

Ganz easy: „Salzburg 5020“ – 
Diskutiere den Jugendplan mit! 

Das „Free-concert“ zum Jugendplan war „fully booked“.

Viele Jugendliche haben tolle Ideen, wie sie das Leben in unserer Stadt verbessern können. 
Sie wollen etwas bewegen und für sich und andere neue Freiräume und Möglichkeiten 
schaffen: das schreibt die Stadt Salzburg in einem „Vertrag“ zwischen den jungen 
SalzburgerInnen und der Stadtpolitik im Jugendplan „5020“ fest. 
Jochen Höfferer, Jugendbeauftragter der Stadt Salzburg 
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Dies geschieht entweder durch direkte 
Beschäftigung der und mit den Ju-

gendlichen oder durch die Scha�ung von 
Rahmenbedingungen, in denen die jun-
gen Welserinnen und Welser bestmöglich 
leben können. Faktum ist jedenfalls, dass 
direkte Jugendarbeit zunehmend im infor-
mellen Bereich statt�nden muss. „Denn 
Jugendliche sind generell immer weniger 
bereit, sich länger an Organisationen zu 
binden“, erläutert die Stadträtin.

Vier Prinzipien
Die Jugendarbeit in der Stadt Wels orien-
tiert sich an den folgenden Prinzipien:
• Hilfe zur Selbsthilfe: Die Stadt unter-

stützt Kinder und Jugendliche bei der 
Selbstgestaltung ihrer Freizeit und bei 
der Bewältigung allfälliger Probleme.

• Ausgewogenheit: Die Maßnahmen rich-
ten sich grundsätzlich an alle Bevölke-
rungsgruppen. Besonders berücksichtigt 
werden allerdings natürlich sozial schwä-
chere und berufstätige Jugendliche.

• Beteiligung: Alle Interessierten erhalten 
die Möglichkeit einer aktiven Mitgestal-
tung der Inhalte der Kinder- und Ju-
gendarbeit.

• Kooperation und Koordination: Das 
stellt E�zienz sicher und vermeidet 
Doppelgleisigkeiten im Jugendbereich.

Ein wichtiges Mittel für den Informati-
onsaustausch zwischen Stadt und Jugend-
lichen ist die Aktion „Du und Deine 
Stadt“. Welser SchülerInnen diskutieren 
dabei mit dem Bürgermeister und äußern 
Wünsche und Verbesserungsvorschläge. 
„Dies ist natürlich auch in den städtischen 
und nicht-städtischen Jugendtre�s mög-
lich“, so Huber. 
Die Stadt Wels betreibt selbst vier solcher 
Einrichtungen (Vogelweide, Pernau, Neu-
stadt, Gartenstadt), die fünfte in der 
Noitzmühle ist in Planung. Auch Work-
shops zu aktuellen �emen und Proble-
men stehen dort laufend auf dem Pro-
gramm. In den Schulferien bietet die 
Stadt sinnvolle Freizeitbeschäftigung im 
Zuge der Ferialaktionen und der Aktion 
„Youthpower 4 Wels“ an.
Viele junge Welserinnen und Welser nüt-
zen die Skaterhalle auf dem Messegelände 
und die BMX-Bahn in der Freizeitanlage 
Wimpassing als Ergänzung zur sinnvollen 
Freizeitgestaltung. Beide sind übrigens 
gute Beispiele für eine erfolgreiche Ju-
gendbeteiligung bereits in der Entwick-
lung: An der Skaterhalle wirkten 20, an 
der BMX-Bahn 15 junge Welserinnen 
und Welser mit. Eine sich für die Errich-
tung der Skaterhalle einsetzende Face-
book-Seite erhielt innerhalb kürzester Zeit 

mehrere hundert Mitglieder. Das „Medien 
Kultur Haus“ ist im Kreativbereich weit 
über die Stadtgrenzen hinaus bekannt. Im 
Kulturzentrum „Alter Schlachthof“ befin-
det sich auch die Jugendherberge der Stadt 
Wels. Auf diesem Areal sind zudem ver-
schiedene soziale Projekte angesiedelt.
„In Arbeit ist darüber hinaus zur Zeit ein 
Jugendentwicklungsprogramm“, berichtet 
die Welser Jugendstadträtin. Dieses soll 
sich mit dem weiteren Ausbau der stadt-
teilbezogenen Jugendarbeit in inhaltlicher 
und räumlicher Hinsicht sowie der Inten-
sivierung der o�enen und mobilen Ju-
gendarbeit auseinandersetzen. ■

„Die Jugendarbeit in Wels ist bewusst breit angelegt“, betont die zuständige Referentin im 
Stadtsenat, Stadträtin Silvia Huber. Sie wird sowohl von der Stadt selbst als auch von 
Vereinen und Organisationen getragen. Abgedeckt wird dabei – neben der klassischen 
Sozialbetreuung und Jugendfürsorge – vor allem der große Bereich der Freizeit. 

Zahlen und Fakten:
Jugendtreffs: Pro Standort durchschnittlich  
25 Besucherinnen und Besucher pro Öffnungstag.

Skaterhalle: Im Schnitt 30 Besucherinnen und 
Besucher pro Öffnungstag.
„Du und Deine Stadt“: Etwa 1000 teilnehmende 
Schülerinnen und Schüler pro Schuljahr.

Youthpower: Rund 150 teilnehmende  
Jugendliche pro Jahr.

Ferialaktion: Rund 620 teilnehmende  
Kinder pro Jahr.

Die Welser Erwachsenen von morgen
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Selber unter 18 und schon Mutter: das 
bringt Herausforderungen auf vielen 

Ebenen mit sich. Das Amt für Soziales, 
Jugend und Familie der Landeshauptstadt 
Linz begleitet junge Mütter unter 18 Jah-
ren bei der Aufgabe, für sich selbst und für 
ihr Kind ausreichend zu sorgen. Das Un-
terstützungsangebot ist zum Teil an den 
Sozialverein VSG ausgelagert. Die soziale 
Absicherung des Wohls von Kind und 
Mutter sowie die soziale Integration beider 
ist vordergründiges Ziel. Das Projekt be-
wegt sich an mehreren Schnittstellen: 
 Jugendwohlfahrt – Soziales, Prävention – 
Jugendwohlfahrtsmaßnahmen, Kindes-
wohl – Unterstützung der Eltern, Frauen-
förderung – Gleichberechtigung, Gemein-
wesen – Integration.

Akutabsicherung und  
Entwicklung einer  
selbstbestimmten  
Lebensperspektive
Inhalt der Begleitung ist einerseits das 
akute Meistern der Herausforderungen 
der neuen Lebenssituation. Dazu gehören 
�emen wie: das Zurechtkommen mit der 
neuen Mutter- bzw. Elternrolle, die �n-
anzielle Absicherung, die Klärung der 
Wohnsituation, das Organisieren der Kin-
derbetreuung und das Wohlergehen des 
Babys bzw. Kleinkindes. 
Andererseits ist auch die Arbeit an der ei-
genen zukunftsorientierten Existenzsiche-
rung von großer Wichtigkeit. Diese um-
fasst �emen wie Schulabschluss, Ab-
schluss einer Ausbildung, Berufsorientie-

rung und Jobsuche. Dadurch wird der 
Weg zur Gestaltung einer selbstbestimm-
ten und gesellschaftlich integrierten Le-
bensperspektive erö�net. 

Ein unterstützendes  
Netzwerk aufbauen
Ziel des Hilfsangebotes ist es auch, den 
jungen Müttern die Chance zu bieten, ein 
eigenes unterstützendes Netzwerk aufzu-
bauen. Unter Gleichbetro�enen gelingt 
dies eher als in anderen Zusammenhän-
gen. Sozialpädagogische Aktivitäten er-
möglichen ein Kennenlernen, einen inten-
siven Austausch und den Aufbau von un-
terstützenden Beziehungen. 

Beziehung zu eigenen  
Eltern und Kindesvater 
Mädchen unter 18 sind sich oftmals der 
Bedeutung der eigenen Eltern (Großel-
ternrolle) und der Rolle des Kindesvaters 
für die Entwicklung ihres Kindes nicht 
bewusst. Daher ist es auch ein Teil des 
Unterstützungsangebotes, die Fähigkeit 
der Auseinandersetzung und der Bezie-
hung mit den eigenen Eltern und dem 
Kindesvater zu fördern.

Zukunftsthema: junge Väter
Als Zukunftsthema sehen wir die Unter-
stützung auch von jungen Vätern, die zum 
Teil in ähnlicher Weise ein Beratungsange-
bot benötigen würden, um ihrer wichtigen 
Aufgabe – ein engagierter, liebevoller Va-
ter zu sein, der ein männliches Vorbild für 
das Kind darstellt – gerecht zu werden.

Was uns die betreuten  
jungen Mütter rückmelden:
Nachfolgend präsentieren wir ausschnitts-
weise mündlich und schriftlich eingeholte 
Rückmeldungen sechs junger Mütter aus 
dem Jahr 2011: 

„Sie haben mir bei so vielen Sachen 
geholfen und mir einiges beigebracht, 
auch um erwachsener zu werden.“
 „Hier lernen wir gleichaltrige Mütter 
kennen und können uns austauschen. 
Wir lernen voneinander.“
„Sie helfen uns bei Amtswegen.“
„Am besten fand ich den Tragetuch-
Kurs.“
„Ich liebe die Hilfsbereitschaft, 
Freundlichkeit, das Verständnis und die 
Geduld, die meine Betreuerin mir gibt 
und natürlich auch den nötigen Respekt 
trotz meines Alters.“
 „Schön wäre es, mehr gemeinsame 
Unternehmungen zu machen, weil viele 
junge Mütter viel zuhause sitzen und 
nicht rauskommen.“ 

FAZIT
Das Projekt „move – Junge Mütter“ ist ein 
Projekt, mit dem die Stadt Linz versucht, 
jungen Frauen bzw. Mädchen, die Mütter 
sind, eine gute Lebensperspektive zu erö�-
nen, ein Gleichgewicht zu �nden zwi-
schen den Bedürfnissen ihrer Babies und 
den eigenen Entwicklungsmöglichkeiten 
in ein selbstbestimmtes, unabhängiges Le-
ben, und gleichzeitig für die Sicherheit der 
Kinder zu sorgen. ■

„Man kann mit anderen reden, 
die das Gleiche durchmachen 

und auch im Bus blöd 
angeschaut werden.“

Brigitta Schmidsberger, Magistrat der 
Landeshauptstadt Linz, Leiterin Amt

für Soziales, Jugend und Familie (ASJF) Ph
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Unter dem Motto „hinschauen statt wegschauen“ wurde auf 
Initiative der Stadt Innsbruck ein Netzwerk der Solidarität für 
die Kinder dieser Stadt geknüpft. 

Die Geschichte
Peterle ist der gute Geist der Innsbrucker 
Kinder, der im Stadtturm wohnt. Von dort 
aus hat er ein wachsames Auge auf die 
Kinder in unserer Stadt. Bei vielen Inns-
brucker Kau�euten, Institutionen und Or-
ganisationen hat Peterle Freunde gefun-
den, die ihn bei seiner schwierigen Auf-
gabe unterstützen. Diese Freunde erkennt 
man an einem kleinen Aufkleber an ihrer 
Eingangstüre, der den Kindern unserer 
Stadt signalisiert: „Hier �ndest du Men-
schen, die dir mit Rat und Tat zur Seite 
stehen!“

Die Initiative
Im Jahr 2006 wurde von der Stadt Inns-
bruck die Initiative „Peterle hilft“ ins Le-
ben gerufen. Ziel ist es, zum einen die 
Menschlichkeit und Wärme, die unser 
Innsbruck seit jeher auszeichnet und oft 
im Verborgenen blüht, nach außen zu tra-
gen und zum anderen den Kindern und 
Familien in Innsbruck ein wenig mehr an 
Sicherheit zu geben. 

Die PartnerInnen
Nur mit Unterstützung zahlreicher Inns-
bruckerinnen und Innsbruckern, den Inns-
brucker Kau�euten und ö�entlichen Ein-
richtungen wird die Initiative „Peterle 
hilft“ zu einem Erfolg. Derzeit sind es 
rund 270 Partnerinnen und Partner, die 
bei Bedarf für die Kinder da sind und bei 
Sorgen, kleinen Problemen und Nöten 
rasch und einfach helfen. Ein tröstendes 
Wort, ein kurzes Telefonat nach Hause 
oder ein Schluck Wasser: es sind die klei-
nen Gesten, die den Kindern die Sicher-
heit einer vertrauten Umgebung geben. 
Wo Peterle auf Eingangstüren oder Schau-
fenstern zu sehen ist, da sind Menschen, 
die aktiv mithelfen, Menschlichkeit und 
Wärme in unseren Alltag zu bringen. So 
wird ein soziales Netzwerk über die Stadt 
gespannt, das durch Peterle auf den ersten 
Blick erkennbar wird. 

Das Fest
Einmal im Jahr lädt Peterle alle Inns-
brucker Kindergarten- und Volks-
schulkinder zum großen Kinder- 
Sicherheitsfest in und um den Stadt-
turm. Gemeinsam mit Peterles 
Freunden von Polizei, Berufsfeuer-
wehr, Rotem Kreuz, Bergrettung u.a. 
werden kindgerecht wichtige Sicher-
heitstipps vermittelt. Eine abwechs-
lungsreiche Rätselrallye führt bis 
hoch in den Stadtturm hinauf und 
Spiel- und Malstationen sorgen für 
kreative Abwechslung.
„Dank der Unterstützung von Wirt-
schaft, Gewerbetreibenden und Insti-
tutionen können wir mit der Initia-
tive ‚Peterle hilft‘ ein Netzwerk der 
Solidarität mit den Innsbrucker Kin-
dern über die ganze Stadt ausbreiten. 
So wird Kindern und ihren Eltern, 
ganz im Sinne der familienfreundli-
chen Stadt, ein Gefühl der Sicherheit 
und Geborgenheit in unserer Stadt 
vermittelt“, ist Vizebürgermeister 
und Familienreferent Christoph 
Kaufmann von der Initiative über-
zeugt. „Mit dem ‚Peterle hilft‘-Fest, 
das bereits zu einer lieben Tradition 
geworden ist, können wir uns ge-
meinsam mit Expertinnen und Ex-
perten einmal im Jahr direkt an die 
Kinder wenden und mit Spiel und 
Spaß wertvolle Sicherheitsaspekte 
weitergeben.“ 
Mag.a Patricia Niederwieser, Obfrau 
der Innenstadtkau�eute, ist selbst 
seit Beginn eine begeisterte Peterle-
Partnerin: „Mit Peterle hat die Hilfs-
bereitschaft gegenüber den Kindern 
ein Gesicht bekommen. Wie bei uns 
im Geschäft haben sich zahlreiche 
Wirtschaftstreibende schon immer 
als Stützpunkt für Kinder engagiert, 
doch durch die Initiative zieht sich 
nun ein echtes Netzwerk über unsere 
Stadt.“ ■

INFOS:
Stadtmagistrat Innsbruck
Referat Frauenförderung, Familien und Senioren
Referatsleiterin Mag.a Uschi Klee
Tel.: 0512/5360-4202
E-Mail: post.frau.familie.senioren@innsbruck.gv.at

Impression vom „Peterle hilft“-Fest.

Ein neuer „Peterle hilft“-Partner:  
Friseur Werner Degler,  
Bezirksobfrau der Wirtschafts- 
kammer Regina Stanger,  
Vizebürgermeister  
Christoph Kaufmann und  
das „Peterle hilft“-Team.
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ACTION, SPIEL UND SPASS: 
20 Jahre Wiener Parkbetreuung

Die Stadt Wien hat im Jahr 1993 auf 
subjektive Unsicherheitsgefühle, De-

vastierungen und Kon�ikte in Parkanla-
gen nicht mit Verboten und Parksheri�s 
reagiert,  sondern mit Animationsangebo-
ten für ParknutzerInnen, die zur Identi-
tätsstiftung beitragen sollten.
Die positiven Auswirkungen dieser prä-
ventiven, freizeitpädagogischen Betreuung 
im Park wurden von den Bezirken sehr 
rasch erkannt und mit immer höheren 
Budgets, ermöglicht durch eine Dezentra-
lisierungsverordnung, �nanziert. Parkbe-
treuung hat sich als pädagogische Alterna-
tive zur Parküberwachung bis heute be-
währt. Daher hält die Stadt Wien an der 
politischen Entscheidung von 1993 zu 
Gunsten dieser freizeitpädagogischen 
Maßnahme nach wie vor fest: die Bezirke 
steuern derzeit sieben Millionen Euro bei.

Auch im Winter
In rund 130 Parks, Wohnhausanlagen und 
auf Plätzen in den 23 Bezirken bieten ge-
schulte MitarbeiterInnen zahlreicher Ver-
eine regelmäßig freizeitpädagogische Be-
treuung. Kinder und Jugendliche können 
gemeinsam sporteln, spielen und Spaß ha-
ben. Das Mitmachen ist freiwillig, unver-
bindlich und kostenlos. Ursprünglich als 
saisonales Angebot in der warmen Jahres-
zeit gestartet, �ndet die Wiener Parkbe-
treuung inzwischen in den meisten Bezir-
ken auch während der Wintermonate in 
geeigneten Räumen statt.
Für viele Kinder und Jugendliche der Stadt 
sind Parkanlagen die wichtigsten Lebens- 
und Sozialräume in ihrem nahen Wohn-
umfeld; manche kommen während der 
Sommermonate sogar täglich in ihren 

Wien hat viele gep�egte Parks und öffentliche Plätze, wo Menschen aller Altersgruppen den 
Grünerholungsraum genießen und ihre Freizeit verbringen. Seit 1993 gibt es speziell für Kinder 
und Jugendliche ein attraktives kostenloses Freizeitangebot im öffentlichen Raum: die Wiener 
Parkbetreuung – ein europaweit einzigartiges Angebot! 
Karl Ceplak – Wiener Landesjugendreferent 
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Park. Ziel der Parkbetreuung ist es, die ge-
meinsame interkulturelle und intergenera-
tive Nutzung ö�entlicher Frei�ächen zu 
fördern sowie Kindern und Jugendlichen 
zu einer selbstbestimmten, sinnvollen Frei-
zeitgestaltung zu verhelfen. Auch die Le-
bensqualität der jungen Menschen soll da-
durch verbessert und ihre aktive, gleichbe-
rechtigte Teilnahme an der Gesellschaft 
unterstützt werden. Gemeinsam feiern sie 
Feste, halten – manchmal sogar bezirks-
übergreifende – sportliche Turniere ab, un-
ternehmen auch Aus�üge in den Wiener-
wald oder besuchen Bäder und Museen.

„mitmachen-mitreden- 
mitbestimmen“
Diese Angebote ermöglichen es vielen 
Kindern und Jugendlichen, ihre Mobilität 
über das eigene Grätzel hinweg zu erwei-

tern. So lernen sie spielerisch gegenseitige 
Akzeptanz und vorurteilsfreies Miteinan-
der, Kon�iktlösungskompetenz und Um-
weltbewusstsein. Wichtige Arbeitsprin-
zipien der Parkbetreuung sind Gender 
Mainstreaming, Diversität und Partizipa-
tion. Die geschlechtssensible Haltung der 
BetreuerInnen macht Chancengleichheit 
für Mädchen und Burschen im Alltag er-
lebbar. Bei Problemen bieten die Parkbe-
treuerInnen Kon�iktlösung ebenso wie 
Vermittlung zu anderen Institutionen und 
Einrichtungen an. Die MitarbeiterInnen 
stehen auch erwachsenen NutzerInnen der 
Parkanlagen für Fragen zur Verfügung 
und laden diese – je nach Anlass – auch 
zur Teilnahme an Aktionen ein.
Nach dem Motto „mitmachen-mitreden-
mitbestimmen“ werden Kinder und Ju-
gendliche dazu angeregt, ihre Lebensberei-

che selbst zu gestalten und sich mit ihren 
Ideen und Wünschen einzubringen. Da-
mit unterstützt die Parkbetreuung auch 
das Recht auf ö�entlichen Raum und 
 dessen vielfältige Nutzung.

Dezentrale Schwerpunktsetzung
Die Wiener Parkbetreuung wird von rund 
20 Vereinen mit ihren rund 400 Mitarbei-
terInnen umgesetzt und von den Bezirken 
der Stadt �nanziert. Die dezentrale Struk-
tur macht eine bezirksspezi�sche Schwer-
punktsetzung bei den Angeboten möglich. 
„20 Jahre Parkbetreuung“ wird am 23. Mai 
bei einer Festveranstaltung in der TU-Wien 
und am 24. Mai am Karlsplatz mit einem 
„Mitmachfest für alle“ würdig gefeiert. ■

INFOS: www.wien.gv.at/freizeit/
bildungjugend/jugend/park.html

ACTION, SPIEL UND SPASS: 
20 Jahre Wiener Parkbetreuung

Nach dem Motto „mitmachen-
mitreden-mitbestimmen“ werden 

Kinder und Jugendliche dazu 
angeregt, ihre Lebensbereiche 

selbst zu gestalten.
  Karl Ceplak,  

Wiener Landesjugendreferent
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Jugendliche in der  
Öffentlichkeit: Ein Ärgernis
Über das �ema der Inszenierung von Ju-
gendlichen in ö�entlichen Räumen wird 
seit einiger Zeit wieder kontrovers disku-
tiert, wobei vor allem die Komplexe des 
 ö�entlichen Alkoholkonsums und der Ge-
walt im Zentrum der Debatte stehen. Und 
genau dort werden sie wohl auch noch für 
eine Weile verbleiben, eignen sich doch ge-
rade diese beiden Aspekte gut für eine sen-
sationelle mediale Aufbereitung. Das Stu-
dium der zahlreichen Kolportagen über 
Exzesse der Gewalt und der Trunksucht 
lassen uns mit einem wohligen Schauer 
und der Erkenntnis, dass diese Generation 
nun wohl endgültig die schlimmste oder 
verlorenste aller Zeiten ist, zurück.

Keine Gleichberechtigung  
im öffentlichen Raum
Über die Frage, inwieweit Jugendliche 
heute als gleichberechtigte NutzerInnen 
des ö�entlichen Raumes teilhaben kön-
nen, wird – jenseits von SpezialistInnen-
kreisen – kaum diskutiert. Das tri�t vor al-
lem dann zu, wenn es um spezi�sch ju-

gendkulturelle Äußerungen in der Ö�ent-
lichkeit geht. Denn üblicherweise geht es 
ja nicht darum, Jugendliche hier generell 
auszuschließen, sondern nur in den Fällen, 
wenn sie sich außerhalb der von der Er-
wachsenengesellschaft vorgegebenen Spiel-
regeln inszenieren. Selbst wenn es um ge-
nerell kon�iktträchtige �emen wie Alko-
holkonsum geht, wird dieser meist still-
schweigend geduldet, wenn er auf traditio-
nellen Veranstaltungen wie Feuerwehrfes-
ten statt�ndet. Schließlich verhalten sich 
Erwachsene hier kaum anders als die ju-
gendlichen TeilnehmerInnen.

Jugendkulturen im  
Stadtzentrum? Unmöglich!
Sobald sich Jugendliche in der Ö�entlich-
keit aber jugendkultureller Inszenierungs-
formen bedienen, sind Kon�ikte program-
miert. Um welche spezi�schen Äußerun-
gen es sich dabei handelt, bleibt dabei 
zweitrangig: Seien es Skater, die die städti-
sche Architektur des Hauptplatzes für ihre 
Tricks nutzen, seien es Punks oder Emos, 
die sich vor dem Bahnhof versammeln, um 
dort „abzuhängen“. Diese Jugendlichen 

werden als Sicherheitsrisiko, als Störung 
der ö�entlichen Ordnung oder einfach nur 
als Belästigung empfunden. Die einzige Al-
ternative besteht folglich darin, sie an peri-
phere Orte abzuschieben. Ein typisches 
Beispiel für den Umgang von Kommunen 
mit Jugendkulturen ist der Skaterpark im 
Gewerbegebiet. Man meint, damit zwei 
Fliegen mit einer Klappe schlagen zu kön-
nen: erstens sollen die ö�entlichen Plätze 
befriedet, zweitens den Jugendlichen ein 
Ort gescha�en werden, an dem sie die zum 
Skaten notwendigen Einrichtungen vor�n-
den. Entsprechend groß ist dann die Ver-
wunderung, wenn der Park nicht genutzt 
wird. Am Ende stehen die Jugendlichen als 
die Undankbaren da, die die eigens für sie 
gescha�ene Einrichtung nicht in Anspruch 
nehmen wollen. Diese Herangehensweise 
blendet aber die Tatsache aus, dass die 
Nutzung ö�entlicher Räume zum Skaten 
ein integraler Bestandteil dieser Szene ist. 
Niemand würde auf die Idee kommen, 
Feuerwehrfest oder Sonntagsmesse im Ge-
werbegebiet abzuhalten, denn beide haben 
ihre angestammten Plätze im Zentrum des 
Ortes, nicht an dessen Peripherie. Dass 

Jugendliche werden im öffentlichen Raum und in der Politik nur 
dann akzeptiert, wenn sie sich den Spiel- und Verfahrensregeln der 

Erwachsenen unterordnen. Unter diesen Voraussetzungen muss 
jugendliche Partizipation scheitern.

Philipp Ikrath, Institut für Jugendkulturforschung, 
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aber auch Jugendliche für ihre kulturellen 
Aktivitäten solche typischen Orte brau-
chen, wird nicht wahrgenommen. Statt-
dessen werden ihnen mehr oder weniger 
willkürlich Plätze zugeteilt, an denen sie 
vor allem möglichst nicht au�allen. Die 
Frage, ob sich diese nun im Zentrum oder 
am Ortsrand be�nden sollten, hat neben 
der praktischen auch eine symbolische Di-
mension: Werden Jugendliche und deren 
Kultur als gleichwertig mit der traditionel-
len und der Erwachsenenkultur wahrge-
nommen? Hier gibt es die Chance, Ju-
gendliche nicht mehr nur gebetsmühlenar-
tig zur Partizipation aufzufordern, sondern 
ihnen endlich auch ernst zu nehmende 
Angebote zu machen.

Junge Partizipationsangebote  
in alten Formen
Es hat sich herausgestellt, dass man das 
Gros der Jugendlichen mit traditionellen 
Partizipationsangeboten wie Jugendparla-
menten oder -gemeinderäten heute kaum 
mehr erreicht. Solche Angebote sind zu 
formalisiert, fordern ein allzu langfristiges 
Engagement und sind zu wenig �exibel, 

sodass sie Jugendliche kaum mit ihren Le-
benswirklichkeiten in Übereinstimmung 
bringen können. Zudem kommt es in der 
Praxis dazu, dass tendenziell politiknahe 
Jugendliche, die auch in anderen politi-
schen Kontexten tätig sind, in solchen 
Gremien zu stark bevorteilt sind, da sie die 
Verfahrensregeln besser kennen als nicht-
engagierte Mitglieder. Außerdem sind, wie 
empirische Studien beweisen, Frauen und 
jüngere Jugendliche hier strukturell be-
nachteiligt, womit deren Interessen weni-
ger stark repräsentiert werden. 

Anforderungen an  
Partizipationsangebote
Sinnvoller ist es, jungen Menschen Partizi-
pationsangebote zu machen, die die fol-
genden Eigenschaften aufweisen:

• Konzentration auf konkrete Projekte: 
Die Jugendphase ist keine der Stetigkeit. 
Die Interessen und Anliegen von Jugend-
lichen verändern sich schnell, deswegen 
sind sie kaum dazu bereit, sich längerfris-
tig und ohne konkrete Ziele zu engagie-
ren. Zudem erfahren sie in einem solchen 

Zusammenhang ganz unmittelbar die 
Konsequenzen ihres Engagements. 

 Daraus folgt die
• Kurz- bzw. mittelfristige Projektdauer: 

Jugendliche sind motivierter, wenn sie 
ein konkretes und erreichbares Ziel vor 
Augen haben.

• So wenig Bürokratie wie möglich: Ju-
gendliche wollen sich nicht mit Verfah-
rensregeln beschäftigen, sondern gestal-
tend tätig sein.

• Konkrete Machtbefugnisse: Setzen Sie 
Jugendliche nicht nur in beratender 
Funktion ein, sondern gewähren Sie ih-
nen reale Befugnisse in puncto Budget 
sowie Entscheidungsfreiheit. ■

INFOS:
Philipp Ikrath betreut seit 2007 die geschäfts-
führenden Belange von „jugendkulturforschung.
de e.V.“. Er studierte an der Fachhochschule für 
Marketing und Sales in Wien und ist seit 2005 als 
Research-Mitarbeiter für das Institut für Jugend-
kulturforschung tätig. Außerdem ist er in der Ge-
schäftsleitung der tfactory GmbH Hamburg.
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In den letzten Jahren ist die Kinderbetreu-
ung in den Gemeinden massiv ausgebaut 

worden. Ursachen dafür liegen in der stär-
keren Nachfrage nach Betreuungsplätzen, 
in einem stärkeren Ausbau der Kinderbe-
treuung in den meisten Bundesländern so-
wie in der Einführung des verp�ichtenden 
Kinderbetreuungsjahres für 5-Jährige. Ak-
tuell werden auf Basis einer 15a-Vereinba-
rung von Bund und Ländern jeweils 55 
Mio. Euro an Ko-Finanzierungsmittel für 
neue Betreuungsplätze für unter 3-Jährige 
und die Ausweitung der Ö�nungszeiten 
bereitgestellt. Davon entfallen in Summe 
auf die Jahre 2012 bis 2014 jährlich 30 
Mio. Euro, das Jahr 2011 wurde um ins-
gesamt 20 Mio. Euro aufgestockt. 
Im Detail zeigt sich, dass die Gesamtzahl 
der Betreuungsplätze für 0- bis 6-Jährige 
zwischen dem Betreuungsjahr 2005/2006 

und 2011/2012 um fast 40.000 bzw. 20 
Prozent gestiegen ist. Die stärksten Zu-
nahmen sind bei den Krippenplätzen (+47 
Prozent) und in den altersgemischten 
Gruppen gegeben (+87 Prozent). Die Be-
treuungsplätze bei den 3- bis 6-Jährigen 
haben um sieben Prozent zugenommen. 
Folglich sind auch die Netto-Ausgaben 
der Gemeinden in diesem Bereich stark 
gestiegen. Die laufenden Ausgaben haben 
um 488 Mio. Euro bzw. 56 Prozent zuge-
nommen. Der Großteil davon entfällt auf 
den Personalbereich (+207 Mio. Euro, das 
entspricht rund 4900 zusätzlichen Voll-
zeitbeschäftigen). Weiters sind auch der 
Sachaufwand (+60 Mio. Euro) sowie die 
Zuschüsse an externe Leistungserbringer 
(+203 Mio. Euro) gestiegen.
Die laufenden Einnahmen haben um 114 
Mio. Euro bzw. 44 Prozent zugenommen. 
Die Leistungserlöse (das sind primär die El-
ternbeiträge) sind mit einem Plus von rund 
9 Mio. Euro nahezu gleich geblieben, was 
insbesondere auf das beitragsfreie verp�ich-
tende Kinderbetreuungsjahr der 5-Jährigen 
zurückzuführen ist. Die laufenden Transfers 

von Bund und Ländern steigen um 111 
Mio. Euro. In Summe haben die steigen-
den Zuschüsse die laufenden Mehrausga-
ben jedoch nur zu einem Viertel abgedeckt, 
sodass die Netto-Ausgaben im laufenden 
Betrieb (Saldo der laufenden Gebarung) 
um 373 Mio. Euro gestiegen sind. 
Im Investitionsbereich belaufen sich die 
Mehrausgaben auf 102 Mio. Euro, denen 
um 51 Mio. Euro höhere Investitionszu-
schüsse von Bund und Ländern gegenüber 
stehen. Zusammenfassend kann festgehal-
ten werden, dass mit dem Ausbau der 
Kinderbetreuung der Zuschuss aus laufen-
dem Betrieb und Investitionen um 422 
Mio. Euro auf insgesamt 1061 Mio. Euro 
gestiegen ist.

Starke Unterschiede  
bei den Betreuungsquoten  
und Qualitätsstandards
Laut der Kindertagesheimstatistik der Sta-
tistik Austria gab es im Betreuungsjahr 
2011/2012 in 2158 der insgesamt 2357 
Gemeinden (91,6 Prozent) zumindest eine 
institutionelle Kinderbetreuungseinrich-

Kinderbetreuung in Österreich
Der massive Ausbau der  
letzten Jahre belastet die 
Gemeinden �nanziell stark.
Mag. Peter Biwald, Geschäftsführer des
KDZ – Zentrum für Verwaltungsforschung

Entwicklung der Kinderbetreuungsplätze 2005/2006 bis 2011/2012

Quelle: Statistik Austria, KTH-Statistik 2012; eigene Berechnungen KDZ, 2012.

JUNGE STÄDTE

08-39_Hauptteil_gB !.indd   36 28.02.13   11:23



tung (Kindergarten, Hort, Krippe oder al-
tersgemischte Einrichtung). Jene 199 Ge-
meinden ohne Kinderbetreuungseinrich-
tung sind zum Großteil Klein- und 
Kleinstgemeinden in ländlichen Gebieten. 
Zu berücksichtigen ist auch, dass das Ange-
bot der Kinderbetreuung durch Tagesmüt-
ter in dieser Statistik nicht enthalten ist.
Bei den 0- bis 2-Jährigen weist Wien mit 
33 Prozent die höchste Betreuungsquote 
auf. Bei den 3- bis 5-Jährigen ist das Bur-
genland mit 99 Prozent Spitzenreiter. 
Demgegenüber liegt die Steiermark mit 
einer Betreuungsquote von nur 10 Prozent 
bei den 0- bis 2-jährigen Kindern und 84 
Prozent bei den 3- bis 5-jährigen Kindern 
unter dem Durchschnitt. Zudem be�nden 
sich von den 199 Gemeinden ohne insti-
tutionelle Kinderbetreuungseinrichtung 
117 Gemeinden in der Steiermark.
Je größer eine Gemeinde ist, desto höher 
ist die Betreuungsquote. Die mittlere Be-
treuungsquote für alle Gemeinden Öster-
reichs steigt mit der EinwohnerInnen-
klasse.
Demnach besteht gerade bei den kleineren 
Gemeinden ein zusätzlicher Bedarf an ei-
nem adäquaten Betreuungsangebot für 
Kinder im Vorschulalter, und damit ver-
bunden ein hohes Potenzial, dieses Ange-
bot durch Kooperationen zwischen Ge-
meinden vergleichsweise kostengünstig zu 
erweitern und zu verbessern. Insbesondere 
die Scha�ung eines Betreuungsangebotes 

für die Kleinsten (Krabbelstuben und 
Kinderkrippen) kann in weniger dicht be-
siedelten Gebieten wesentlich einfacher 
oder häu�g nur durch eine gemeinschaft-
liche Vorgangsweise realisiert werden.
Bei zentralen Qualitätsparametern der 
Kinderbetreuung zeigen sich im Bundes-
ländervergleich große Bandbreiten. Wäh-
rend in Wien die ganztägige Ö�nung so-
wohl bei den Kinderkrippen wie auch 
Kindergärten Standard ist, verfügen in 

Oberösterreich nur 85 Prozent der Kin-
dergärten beziehungsweise in Tirol 83 
Prozent der Kinderkrippen über eine 
Ganztagsö�nung. Ganzjahres-Ö�nung bei 
Kindergärten ist in 95 Prozent der Wiener 
Einrichtungen Standard, in Niederöster-
reich ist in einem Fünftel der Einrichtun-
gen dies nicht gegeben. Die Schließtage 
der Kindergärten pro Jahr schwanken 
 zwischen 3 Tagen in Wien und bis zu 60 
 Tagen in der Steiermark.  ■

Betreuungsquoten im Bundesländervergleich 2011/2012

Quelle: Statistik Austria, Kindertagesheimstatistik; eigene Darstellung KDZ, 2012.
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Quelle: Statistik Austria, Kindertagesheimstatistik; eigene Darstellung KDZ, 2012.
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So beliefen sich die Transferzahlungen 
der Gemeinden an das Land bzw. die 

SHV im Jahr 2011 auf 757,8 Mio. Euro 
(+24 Prozent gegenüber 2006), die Trans-
fereinnahmen der Gemeinden vom Land 
waren 371,7 Mio. Euro (+20,9 Prozent 
gegenüber 2006), sodass sich ein Transfer-
saldo von minus 386,1 Mio. Euro (+27,2 
Prozent gegenüber 2006) ergab. 
Die OÖ Gemeinden haben mit 256,2 
Euro je EW den durchschnittlich höchs-
ten negativen Transfersaldo im Österreich-
Vergleich. 
Auch unter Berücksichtigung der hohen 
Transferzahlungen des Landes an die Ge-
meinden weisen die oberösterreichischen 
Gemeinden die höchste Netto-Transferlast 

im Österreich-Vergleich auf. Im Gegensatz 
dazu haben die Gemeinden im Burgen-
land und in der Steiermark einen nahezu 
ausgeglichenen Transfersaldo.
Nach Größenklassen zeigt sich, dass die 
Gemeinden bis 1000 EW mit 331 bis 371 
Euro je EW drei- bis fünfmal so hohe 
Transfereinnahmen vom Land beziehen 
als die Gemeinden über 5000 EW. Auf 
der Seite der laufenden Transferausgaben 
sind die Gemeinden ab 10.000 EW um 
250 Euro je EW höher belastet als die Ge-
meinden bis 1000 EW. 
Der negative Transfersaldo steigt mit der 
Gemeindegröße und ist ab 10.000 EW 
fünf- bis siebenmal so groß wie bei den 
Gemeinden unter 1000 EW. 

Massive Umverteilung  
durch Transfers zwischen  
den Gemeinden
Die Transferpolitik führt auch zwischen 
den Gemeinden zu einer massiven Umver-
teilung. Die laufenden Transfers und Kapi-
taltransfers stellen die Finanzkraftausstat-
tung auf den Kopf. Die Gemeinden bis 
1000 EW verfügen mit 1066 Euro je EW 
(501 bis 1000 EW) bzw. 1232 Euro je EW 
(bis 500 EW) über 43 Prozent bzw. 26 Pro-
zent mehr Mittel als vor der Transferum-
verteilung, sowie mehr Mittel als die Ge-
meinden zwischen 1001 und 50.000 EW. 
Die Gemeinden von 1001 bis 2500 EW 
liegen mit 838 Euro je EW knapp 10 Pro-
zent unter der ursprünglichen Finanzkraft. 

Die oberösterreichischen Gemeinden1 haben im Österreich-Vergleich  
die höchsten Transferzahlungen an das Land bzw. die Sozialhilfeverbände  
zu leisten. Sie erhalten vom Land die zweithöchsten Transfereinnahmen  
(nach Vorarlberg), weisen jedoch trotzdem den höchsten negativen  
Transfersaldo auf. Diese Ursache liegt in den überdurchschnittlich  
hohen Umlagen im Bereich der Krankenanstalten und der Sozialhilfe. 
Mag. Peter Biwald, Geschäftsführer KDZ – Zentrum für Verwaltungsforschung

Transferlasten der Gemeinden nach Bundesland im Zeitverlauf 2006 bis 2011  in Euro pro Kopf

Quelle: Statistik Austria, Gebarungsdaten der Gemeinden; eigene Berechnungen KDZ, 2012.
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Die geringste verbleibende Finanzkraft ha-
ben die Gemeinden zwischen 2501 und 
10.000 EW. Die größten Verluste von der 
ursprünglichen Finanzkraft weisen die Ge-
meinden ab 5001 EW auf, die jedenfalls 
um ein Drittel ihrer Finanzkraft verlieren. 
Am Ende des Finanzausgleichs verfügen 
die Gemeinden bis 1000 EW mit bis zu 
1232 Euro je EW über wesentlich höhere 
Finanzmittel als die Gemeinden über 
5001 EW (659 Euro je EW bis 1020 Euro 
je EW). 
Davon sind neben den Kernaufgaben 
auch die zentralörtlichen Aufgaben zu �-
nanzieren. Es handelt sich dabei um Leis-
tungen, die von einer Gemeinde erbracht 
und �nanziert werden, von denen aber 
auch BürgerInnen umliegender Gemein-
den und sogar ganzer Regionen pro�tie-
ren. In Summe ist dies in Oberösterreich 
am Beispiel des Jahres 2010 ein jährlicher 
Mehraufwand aus zentralörtlichen Aufga-
ben von 180 Euro je EW für Gemeinden 
zwischen 10.001 und 20.000 EW, 300 
Euro je EW für Gemeinden zwischen 
20.001 und 50.000 EW sowie 600 Euro 
je EW für Gemeinden über 50.000 EW 
(inkl. Mehraufwand für Sozialhilfe).

Finanzausgleich wird  
auf den Kopf gestellt
Die Mehrausgaben bei den Transfers sind 
nur teilweise durch die höhere Finanzkraft 

gedeckt, wie nachfolgende Übersicht zeigt. 
Die Gemeinden bis 2500 EW verfügen 
nach Transfers und zentralörtlichen Aufga-
ben über teilweise wesentlich mehr Mittel 
als die Gemeinden zwischen 2500 und 
50.000 EW für die Erfüllung der Kern-
aufgaben. Den Gemeinden ab 5000 EW 
verbleiben 40 bis 45 Prozent ihrer Finanz-
kraft, die Gemeinden bis 1000 EW haben 
nach Transfers und zentralörtlichen Aufga-
ben sogar mehr Mittel als davor. Der Fi-
nanzausgleich wird damit auf den Kopf 
gestellt.

Grundlegende Reform des  
Finanzausgleichs ist erforderlich
Im Mittelpunkt sollte dabei das Ent�ech-
ten der Transfers zwischen Land und Ge-
meinden stehen, indem beispielsweise die 
Krankenanstaltenfinanzierung künftig 
vollständig das Land trägt, während bei-
spielsweise die Kinderbetreuung vollstän-
dig von den Gemeinden �nanziert wird. 
Damit soll in wichtigen Leistungsberei-
chen die Zusammenführung der Aufga-
ben-, Ausgaben- und Finanzierungsverant-
wortung vorangebracht werden. 
Zudem könnte die Landesumlage gegen 
Landesförderungen (z.B. Schulen, Feuer-
wehr, Kinderbetreuung, usw.) abgetauscht 
werden. 
Auf der Ebene der Gemeinden sollten 
künftig nur ein bis zwei Transfers anstatt 

der Vielzahl zum Finanzkraftausgleich 
zwischen den Gemeinden dienen. Dieser 
Ressourcenausgleich sollte auch nicht – 
wie derzeit – zu einer Nivellierung oder 
sogar Überkompensierung führen, son-
dern �nanzschwache Gemeinden auf rund 
90 Prozent der durchschnittlichen Finanz-
kraft heranführen. 
Mit einer Reform der Bedarfszuweisungs-
mittel sollten klare, transparente Richtli-
nien eingeführt werden, die von einem 
Beirat mit Einbeziehung des Österreichi-
schen Gemeindebundes und Österreichi-
schen Städtebundes vollzogen werden. 
Für den Lastenausgleich sollte die Zuwei-
sung von Bedarfszuweisungsmitteln ver-
stärkt nach objektiven Kriterien (sozio-de-
mografische, geografisch-topografische 
Faktoren) erfolgen. Die Abgeltung von 
Leistungen, die auch von BürgerInnen an-
derer Gemeinden wahrgenommen wer-
den, sollte durch �nanzielle Entschädi-
gung für zentralörtliche Aufgaben berück-
sichtigt werden. 
Schließlich bedarf es eines jährlichen 
Transferberichts des Landes Oberöster-
reich, der über die Transferbeziehungen 
zwischen dem Land und den Gemeinden 
und deren Wirkungen Bericht erstattet. ■

Dieser Beitrag basiert auf der KDZ-Studie „Oberösterreichische 
Gemeindefinanzen aus Sicht der Städte und des künftigen 
FAG“, die 2012 im Auftrag der Landesgruppe Oberösterreich 
des Österreichischen Städtebundes erstellt wurde.

Finanzkraft pro Kopf nach Transfers und zentralörtlichen Aufgaben 2010

Quelle: Statistik Austria – Gebarungsdaten der Gemeinden, KDZ – eigene Berechnung 2012.
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Die mittelfristige Finanzprognose zeigt, 
dass eine Stabilisierung auf geringem Ni-
veau möglich ist. Das sind die wichtigsten 
Ergebnisse des Berichts „Österreichische 
Gemeinde�nanzen 2011“, der im Auftrag 
des Österreichischen Städtebundes und 
der UniCredit Bank Austria AG durch das 
KDZ-Zentrum für Verwaltungsforschung 
berechnet und am 13. Dezember 2012 in 
einem Mediengespräch präsentiert wurde. 
Grundlage sind die neuesten Konjunktur-
daten. Ein Schwerpunkt in der Finanzent-
wicklung widmet sich dem �ema Kin-
derbetreuung.

Die Ergebnisse im Überblick
Positives Maastricht-Ergebnis, steigende 
freie Finanzspitze, sinkende Schulden, Hal-
bierung der Abgangsgemeinden: auf den 
ersten Blick scheint es bergauf zu gehen.
Die österreichischen Gemeinde�nanzen 
liegen derzeit zwar auf einem etwas besse-
ren Niveau als 2010, in�ationsbereinigt 
bietet sich jedoch ein anderes Bild: Der 
Überschuss der laufenden Gebarung 
(Saldo 1) ist 2011 wieder auf 1,5 Mrd. 
Euro gestiegen. Nach einem Tief von 0,9 
Mrd. Euro im Jahr 2009 wurde somit der 
Vor-Krisen-Wert aus 2007 in Höhe von 
1,6 Mrd. Euro wieder fast erreicht. Jedoch 
nur in absoluten Zahlen: in�ationsberei-
nigt liegt der Saldo 1 2011 um ein Achtel 
unter dem Wert von 2007, im Zehn-Jah-
res-Vergleich sogar um ein Fünftel unter 
dem Wert von 2002. D.h. die Mittel, die 
für Investitionen und Schuldentilgungen 
zur Verfügung stehen, sind in realen Wer-
ten nachhaltig gesunken. 

Unsicherheitsfaktor:  
Transfers und Wirtschaftslage
Die Ertragsanteile sind seit 2007 um 660 
Mio. Euro gestiegen. Im gleichen Zeit-
raum haben die Transfers an die Träger öf-
fentlichen Rechts (vor allem Krankenan-

stalten-, Landes- und Sozialhilfeumlage an 
die Länder) um 610 Mio. Euro zugenom-
men. D.h. die Mehreinnahmen aus dem 
Finanzausgleich mussten fast vollständig 
für zusätzliche Transferzahlungen ausgege-
ben werden. Der Anstieg für Personal- so-
wie Verwaltungs- und Betriebsaufwand um 
680 Mio. Euro musste durch gemeindeei-
gene Steuern sowie höhere Gebühren- und 
Leistungserlöse abgedeckt werden. Der 
massive Ausbau der Kinderbetreuung ist 
eng mit dem Ausgabenanstieg verbunden.

Freie Finanzspitze ist  
deutlich positiv 
Mit mehr als 500 Mio. Euro liegt die freie 
Finanzspitze, jenes Geld, das für zusätzli-
che Investitionen benötigt wird, deutlich 
über den Vorjahreswerten (2009 war sie 
sogar im Minus). Jedoch zeigen sich nach 
Gemeinde-Größenklassen handfeste Un-
terschiede: die freie Finanzspitze der Ge-
meinden bis 1000 EinwohnerInnen liegt 
bei null bzw. im Minusbereich – davon 
sind 26 Prozent der österreichischen Ge-
meinden betro�en. Ebenso liegt die freie 
Finanzspitze der Gemeinden über 20.000 
EinwohnerInnen bei null. 

Auswirkungen auf Investitionen 
Die Investitionen der Gemeinden haben 
sich seit 2002 im Verhältnis zum Brutto-
inlandsprodukt (BIP) halbiert. In absolu-
ten Werten sind sie von 2,1 Mrd. Euro 
auf 1,5 Mrd. Euro gesunken. Seit 2007 
sind sie um rund 25 Prozent zurückge-
gangen. Unter Berücksichtigung der aus-
gegliederten Investitionen von rund 300 
Mio. Euro p.a. sind die kommunalen In-
vestitionen seit 2007 um zehn Prozent zu-
rückgegangen. 

Schulden und Haftungen 
Von 2010 auf 2011 sind die Finanzschul-
den um 43,2 Mio. Euro bzw. 0,4 Prozent 

zurückgegangen. Die Haftungen sind je-
doch im gleichen Zeitraum um 499,9 
Mio. Euro gestiegen. Es handelt sich da-
bei in hohem Maße um Investitionen in 
ausgegliederten Gesellschaften, deren 
Schulden de facto von den Gemeinden zu 
bedecken sind. Die faktischen Schulden 
der Gemeinden sind 2011 gegenüber 
dem Vorjahr um 456,7 Mio. Euro bzw. 
rund 3 Prozent gestiegen. Seit 2002 sind 
die Finanzschulden um 1,5 Mrd. Euro 
gestiegen, die Haftungen haben um 2,4 
Mrd. Euro zugenommen. In Summe wei-
sen die Gemeinden 2011 Schulden und 
Haftungen in Höhe von 17,3 Mrd. Euro 
auf. Gegenüber 2002 nahmen sie um 4 
Mrd. Euro zu. In den letzten beiden Jah-
ren sind die Schulden inkl. Haftungen 
der Gemeinden trotz sinkender Investiti-
onen gestiegen. Die Schulden sind real 
gestiegen, obwohl substanziell weniger in-
vestiert wurde. Der Überschuss der lau-
fenden Gebarung liegt in Form der „Öf-
fentlichen Sparquote“ (ÖSQ) im Jahr 
2011 mit 14,9 Prozent fühlbar unter dem 
Vor-Krisen-Wert von 2007.

Österreichs Gemeinde�nanzen:  
Kein Grund zur Euphorie
Die österreichischen Gemeinde�nanzen liegen auf einem etwas besseren 
Niveau als 2009/2010. In realen Werten sind die Mittel, die für Investitionen 
und Schuldentilgungen zur Verfügung stehen, nachhaltig gesunken.
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27 Prozent der Gemeinden haben im Jahr 
2011 einen Abgang im ordentlichen 
Haushalt ausgewiesen. Der Wert liegt 
zwar substanziell unter jenem aus 2009 
von 70 Prozent. Trotzdem können auch 
2011 mehr als 640 Gemeinden – das ent-
spricht rund einem Viertel – ihre Gemein-
dehaushalte nicht ausgleichen. Von einer 
Entspannung bei den Gemeinde�nanzen 
kann daher nicht gesprochen werden, da 
die Transfers weiterhin stärker steigen als 
die Ertragsanteile. „Eine Stabilisierung der 
Gemeinde�nanzen auf niedrigem Niveau 
ist zu erwarten, jedoch sehe ich keinen 
Grund für Euphorie“, so Mag. Peter Bi-
wald, Geschäftsführer des KDZ-Zentrum 
für Verwaltungsforschung.
„Die österreichischen Gemeinden ha-
ben  die  an sie gestellten  Anforderun-
gen mehr als erfüllt: Trotz hoher Einspa-
rungen  ist es den Kommunen gelun-
gen, das hohe Niveau der Daseinsvorsorge 
zu erhalten“, meint Wolfgang Figl, Leiter 
des Public Sector der Bank Austria. 

Handlungsfeld Kinderbetreuung
Trotz der schlechten Rahmenbedingungen 
konnten die Kinderbetreuungsplätze um 
40.000 erhöht werden. Die Städte und 
Gemeinden (inkl. Wien) brachten für 
diese Mehrplätze im Jahr 2011 589 Mio. 
Euro auf, davon ent�elen 427 Mio. Euro 
auf die Gemeinden. Bund und Länder 
zahlten davon weit weniger als ein Drittel. 
Trotz des erfreulichen Trends können bun-
desweit große Qualitätsunterschiede hin-
sichtlich Schließtage und Ö�nungsstun-
den ausgemacht werden. Generell wächst 
das Angebot mit der Größe der Gemeinde.

Prognose:  
Gemeindefinanzen bis 2016
Mittelfristig wird davon ausgegangen, dass 
der Überschuss der laufenden Gebarung 
auf 1,5 Mrd. Euro bleiben wird. Dies setzt 
steigende Ertragsanteile von 3,2 bis 3,7 
Prozent p.a. voraus. In realen Werten 
würde dadurch der Überschuss der laufen-
den Gebarung von 12,6 Prozent 2011 auf 

10,8 Prozent zurückgehen. Die Ursache 
liegt in wieder leicht ansteigenden Transfer-
zahlungen an die Länder (+5,4 Prozent 
p.a.). Um das Niveau des Jahres 2007 wie-
der zu erreichen, müssten in den nächsten 
Jahren die Ertragsanteile um 4,3 bis 4,9 
Prozent bzw. dürften die Transfers nur 
mehr um 4 Prozent zunehmen. Werte, die 
aufgrund der wirtschaftlichen Entwicklung 
eher  unwahrscheinlich sind. Bei einem 
Wirtschafts einbruch ist – im Worst Case – 
ein Rückgang des Überschusses der laufen-
den Gebarung auf unter 7 Prozent zu er-
warten: das entspricht dem Niveau von 
2009/2010. „Aufgrund der stark steigenden 
Ausgaben sind mittelfristig echte Struktur-
reformen notwendig: wie eine Ent�echtung 
der Transferströme und ein aufgabenorien-
tierter Finanzausgleich. Um kurzfristig zu 
Liquidität zu kommen, sollten Städte und 
Gemeinden Zugang zur Bundes�nanzie-
rungsagentur (ÖBFA) bekommen“, fordert 
Dr. �omas Weninger, Generalsekretär des 
Österreichischen Städtebundes.

Die Kinderbetreuung hat wichtige Auswirkungen auf die Gemeindefinanzentwicklung – trotz schlechter  
Rahmenbedingungen konnten 40.000 zusätzliche Betreuungsplätze angeboten werden.
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Energiezukunft für Kommunen
Am (Energie)Kostendruck, dem stei-
genden Umweltbewusstsein und 
letztendlich der politischen Verant-
wortung zukünftiger Generationen 
gegenüber gibt es kein Vorbeikom-
men. Das sehen unsere Städte und 
Gemeinden nicht erst seit gestern. 
Aber wie kann dabei vorgegangen 
werden – gibt es dabei einen „bes-
ten“ und allgemein gültigen Weg? 
Dieser Artikel hat es sich zum Ziel 
gesetzt, erfolgreiche Wege zu be-
leuchten und neue Denkanstöße 
aufzuzeigen.

Seit vielen Jahren wissen wir, dass die oben 
genannten Tatsachen nicht nur in die kos-
tenmäßige Sackgasse führen, sondern ohne 
initiatives Vorgehen auf dem Sektor der 
Energieerzeugung und des Energiekon-
sums einschneidende globale Klimaverän-
derungen unausweichlich sind. Reduzierter 
Energiekonsum und die Umstellung auf 
erneuerbare Energie bedarf jedoch eines 
Umdenkprozesses, welcher sich durch alle 
Bevölkerungsschichten und durch alle 
 Altersgruppen ziehen muss. Kommunen 
kommt dabei eine ganz entscheidende 
Rolle als Meinungsbildner, vor allem aber 
auch als Vorbilder zu.
Diese Erkenntnis war bereits in der Ver-
gangenheit für zahlreiche Städte und Ge-
meinden der Anlass, aktiv zu werden. 
Diese Aktivitäten reichen von der Unter-
stützung privater Initiativen bis hin zum 
Bekenntnis, eine „energieautarke Ge-
meinde“ werden zu wollen. Jede dieser 
Maßnahmen ist ein wichtiger und richti-
ger erster Schritt zur Erreichung eines Zie-
les: der drohenden Klimakatastrophe Ein-
halt zu gebieten. Glücklicher Weise sind 
wir über die Phase der Schlagworte und 
Lippenbekenntnisse längst hinaus und die 
Anzahl jener Gemeinden, in welchen ein 
Umdenkprozess stattgefunden hat, nimmt 
nahezu täglich zu. So würde es auch den 
Rahmen dieser Zeilen bei weiten sprengen, 
im Detail auf alle Initiativen eingehen zu 
wollen. Erwähnt werden sollen an dieser 
Stelle lediglich zwei Beispiele, welche stell-
vertretend für die große Zahl von aktiven 
Bemühungen stehen sollen.

Energieautarke Gemeinde
Erwähnenswert erscheint dem Autor dabei 
der Prozess der „e5“-Gemeinden. Und dies 
nicht nur, weil es sich dabei um ein euro-
paweites Projekt handelt. Beeindruckend 
sind dabei vor allem die relative Dichte 
und die große Zahl von Mitgliedsgemein-
den sowie die Bewertbarkeit, die Vergleich-
barkeit und die Transparenz dieses geein-
ten Vorgehens. Dabei werden interessierte 
Gemeinden von geschulten Fachleuten auf 
ihrem vorgegebenen Weg begleitet und 
unterstützt. Als äußeres Zeichen des Er-
folgs ihrer Bemühungen können diesen je 
nach erreichtem Ziel ein bis maximal fünf 
„e“-s verliehen werden. Dabei werden vor 
allem Verbesserungspotenziale identi�ziert, 
erfolgreiche Energieprojekte umgesetzt, 
aber auch Vernetzungsstrukturen aufge-
baut und die Mitwirkung der Bevölkerung 
an diesen Projekten forciert.
Als zweites Beispiel sei hier kurz auf die 
Energieregion Güssing eingegangen. Das 
Modell Güssing hat es sich dabei zum Ziel 
gesetzt, Wertschöpfung durch regionale 
und erneuerbare Energie �ächendeckend 
zu erreichen. Bereits 1990, also zu einem 
Zeitpunkt als der rigorose und kompro-
misslose Umstieg auf erneuerbare Energie 
absolut noch nicht allgemein gültiges Ge-
dankengut war, hat man in einer der ärms-
ten Regionen Österreichs erkannt, dass re-
den und jammern alleine nicht zum Ziel 
führen wird. Nach eigenen Angaben ist die 
Modellregion Güssing bereits fast zu 100 
Prozent eine energieautarke Gemeinde: sie 
ist also mit Fug und Recht als Pionierin 
auf diesem Sektor zu bezeichnen. Be-
triebsansiedelungen und ein durchaus be-
deutsames Wohlstandswachstum belegen 
die Richtigkeit des eingeschlagenen Weges 
ebenso, wie der Ökoenergie-Tourismus 
vieler anderer Gemeinden und Regionen. 

Beispiele für strukturiertes  
Vorgehen
Auf die mir häu�g in Kommunen gestellte 
Frage nach einem strukturierten Vorgehen, 
möchte ich im Folgenden anhand zweier 
unterschiedlicher, aber durchaus kreativer 
Beispiele näher eingehen. Das erste Bei-
spiel befasst sich mit einer Kleinstadt in 

Niederösterreich (Bezirk Bruck an der Lei-
tha), welche zurzeit noch ganz am Anfang 
dieses Weges steht. Der erste Schritt war 
die Ausarbeitung eines Ressourcen-/Anfor-
derungspro�ls. Dabei gilt es, einerseits eine 
Erhebung aller zur Verfügung stehenden 
regionalen Ressourcen aufzustellen. Um 
die Versorgung mit nachwachsenden Roh-
sto�en und erneuerbaren Energien best-
möglich nutzen zu können, muss zuerst 
ein möglichst genauer Überblick über die 
vorhandenen natürlichen Energiequellen 
(Geothermie, Wind, Wasser, Holz, Bio-
energie, Sonnenenergie, …) in einem Ka-
taster dargestellt werden. Demgegenüber 
gilt es danach, die möglichen Verbraucher-
Innen und AbnehmerInnen zu lokalisie-
ren. Im ersten Schritt wurden die ö�entli-
chen Gebäude (Gemeinde als Vorreiterin 
und in Vorbildfunktion) mit ihren derzei-
tigen Verbrauchswerten erfasst. Aber auch 
eine Inspektion dieser Objekte hinsichtlich 
Ihrer thermischen Verbesserungsmöglich-
keiten und ihrer lebenszyklischen Zu-
kunftsperspektiven musste erfolgen. Als 
dritter Schritt wurde versucht, rund um 
diese Schlüsselobjekte den Bereich der 
 privaten Haushalte auf dieselben Kriterien 
hin zu untersuchen. Dabei spielt es durch-
aus eine bedeutende Rolle, nicht nur visio-
näres Denken in den Vordergrund zu stel-
len, sondern über fundierte Wirtschaftlich-
keitsberechnungen auch den Nachweis für 
die Umsetzbarkeit zu erbringen. 
Dieses Konzept mit einer Grobkosten-
struktur und einer Versorgung über einen 
Energiemix liegt derzeit vor. Nun steht 
dem Stadt- und Gemeinderat die schwie-
rige Phase ins Haus, erste Schritte Rich-
tung Umsetzung zu beschließen und zu 
beschreiten. Wesentliche Faktoren sind da-
bei: eine gewisse visionäre Sichtweise; das 
Vertrauen, mit den richtigen und kompe-
tenten Partnern im Planungs-, Finanzie-
rungs- und Umsetzungsbereich zusam-
menzuarbeiten; eine ordentliche Portion 
Mut; und vor allem auch das Geschick, 
die Bevölkerung mit ins Boot zu holen. 
Für 2013 ist in diesem Bereich also ein be-
deutender, vielleicht sogar der bedeu-
tendste Schritt der letzten hundert Jahre 
angesagt.
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Der zweite Weg, welcher hier kurz skizziert 
werden soll, ist eher für Kommunen geeig-
net, welche sich schon seit einigen Jahren 
intensiv mit dem �ema Umwelt und 
Energie befassen. 

Energie- und Umweltmasterplan
Das tägliche Brot von Städten und Ge-
meinden ist es, in einer Vielzahl von Auf-
gabenfeldern Einzelentscheidungen zu tref-
fen, welche allesamt eine gewisse Nachhal-
tigkeit, vor allem aber eine Energie- und 
Umweltrelevanz haben. Die Vernetzung 
dieser Aufgaben zueinander – also die Fest-
stellung der Wechselwirksamkeit der ein-
zelnen Projekte aus den Bereichen
• Naturraum,
• Verkehr,
• Arbeit,
• Besiedelung und Wohnen,
• Jugend,
• Bildung,
• Senioren,
• Wirtschaft,
• Energie(Autarkie),
• Infrastruktur,
• Ver- und Entsorgung
 
sowie die Beurteilung der Umweltrelevanz 
und Dringlichkeit – ist dabei die Zielset-
zung. Das bedeutet, dass laufende Projekte 
ebenso wie Visionen und bereits seit Jah-
ren verworfene oder „vergessene“ Projekte 

auf diese Aspekte hin untersucht werden 
und ein transparentes Instrument für die 
Kommunalverwaltung und die Politik dar-
aus entsteht.
Die Erstellung eines solchen Energie- und 
Umweltmasterplans steht dabei in starker 
Abhängigkeit zu politischen Entschei-
dungsträgerInnen und wird im Regelfall 
nur dort zum Erfolg führen können, wo 
man bereit ist, eine neue und umfassende 
Sichtweise auf Wechselwirksamkeiten zuzu-
lassen. Auch sollte dieser Katalog nicht als 
Alibiaktion entstehen, sondern – wie bei-
spielsweise in Neuhofen an der Krems oder 
in Wiener Neustadt – von Politiker Innen 
als Steuerungsinstrument bzw. Leitfaden 
für eine Energie- und Umweltpolitik für 
die nächsten Jahrzehnte gesehen werden.
Deshalb ist es auch von entscheidender 
und umsetzungsrelevanter Bedeutung, dass 
dieses Instrument nicht in „einem Regal 
verstaubt“, sondern PolitikerInnen mit dem 
permanenten Controlling der Aufgaben-
stellungen betraut werden. Je höher entwi-
ckelt die kommunalen Strukturen in Rich-
tung Energie- und Umweltmanagement 
bereits sind (aktive(r) Umweltstadtrat/-
stadträtin, Stadtwerke, Energiemanage-
ment, Energieberatung, …), umso größer 
sind dabei im Regelfall die Verwirkli-
chungschancen. Die daraus ableitbaren Er-
kenntnisse sind de facto mit einem Quan-
tensprung gleichzusetzen. Ein für sich al-

leine betrachtet in Energie- und Umwelt-
sicht positives Projekt kann durch seine 
Wechselwirksamkeit zu anderen kommu-
nalen Aufgabenstellungen auch „kippen“ 
(Beispiel: Park- and Ride-Anlage beim 
Bahnhof grundsätzlich positiv; holt diese 
jedoch täglich zu den Hauptverkehrszeiten 
hunderte zusätzliche Fahrzeuge aus dem 
Umland ins Stadtzentrum, so wird dieser 
„Umwelterfolg“ für die betre�ende Ge-
meinde schnell zum Bumerang). 

Eine Lanze für  
strukturiertes Vorgehen
Anhand dieser wenigen aufgezeigten Bei-
spiele wird klar, dass es durchaus Wege 
gibt, die die österreichischen Kommunen 
in eine energie- und umweltpolitisch nach-
haltige Zukunft führen können. Als we-
sentliche Ansätze können dabei folgende 
Punkte dienen:
• Der Blick über den Tellerrand hinaus: 

was hat man anderswo bereits gescha�t; 
welche ExpertInnen können uns dabei 
unterstützen und aus welchen Fehlern 
anderer können wir lernen und diese ver-
meiden?

• Reden alleine ist zu wenig. Auf Worte 
müssen Taten folgen, wollen wir unsere 
Umwelt an die nächsten Generationen 
besser (oder als Mindestanforderung 
nicht weiter verschlechternd) übergeben.

• Eine umgesetzte kleine Lösung ist alle-
mal besser als ein kaputtgeredetes großes 
Ziel.

• Es bedarf immer motivierter und enga-
gierter Menschen, um etwas zu bewegen.

• Wirtschaftlich umsetzbar planen und 
ausführen, sonst schlägt die Euphorie 
bald in Katzenjammer um.

• Reden, informieren und selbst ein gutes 
Beispiel abgeben, überzeugt auch andere: 
das gilt in besonderem Maße dort, wo 
Kommunen ihre BürgerInnen zum Mit-
machen bewegen wollen.

AUSBLICK
In diesem Sinne sollten wir gemeinsam die 
sich uns bietenden Chancen nutzen, die 
durch den Generationenvertrag geltende 
Verantwortung annehmen und unseren 
Beitrag zu einer leistbaren und lebenswer-
ten Zukunft leisten.

Helmut Pimpl,  

Yit Austria GmbH
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Strategieforum zur Zukunft  
der kommunalen Versorgung 
Die neue österreichweite Plattform zum Fach- und Erfahrungsaustausch für EntscheidungsträgerInnen
aus Stadtwerken und der kommunalen Versorgung stellt sich vor.
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INFOS: 
Veranstaltungshinweis 
1. Österreichisches Strategie-Forum 
Stadtwerke und kommunale Versorgung 
Wien, 25. und 26. April 2013 
Rückfragehinweis: Mag. Manfred Buchner,  
+43 1 522 58 20-65, buchner@businesscircle.at, 
www.businesscircle.at

Wie soll sich ein Stadtwerk strategisch posi-
tionieren, um in der Zukunft im Markt er-
folgreich aufgestellt zu sein? Wo liegen die 
Chancen und Herausforderungen der Ener-
giewende? Welche nachhaltigen Geschäfts-
felder und -modelle können Stadtwerke 
jenseits traditioneller Geschäftszweige ent-
wickeln? Und wie können diese im Zusam-
menhang mit Liberalisierung und Regulie-
rung sinnvoll umgesetzt werden? 
Beim 1. Österreichischen Forum für Stadt-
werke und kommunale Versorgung werden 
hochrangige EntscheidungsträgerInnen aus 
Österreich und Deutschland über die zent-
ralen Zukunftsthemen diskutieren. So ge-
ben SpitzenvertreterInnen von Stadtwer-
ken Einblick in ihre Strategien, Erfahrun-
gen und konkreten Maßnahmen zu den 
Herausforderungen „Smart Cities, Mobili-
tät und Energieeffizienz“.

Strategische Positionierung für 
Stadtwerke am Energiemarkt 
Die Energiewirtschaft befindet sich in ei-
nem umfassenden Wandel, der durch eu-
ropäische Rahmenbedingungen und durch 
nationale Richtungsentscheidungen ge-
prägt wird. Der Weg in eine klimaverträg-

lichere, nachhaltigere und wettbewerbs-
fähige Energieversorgung führt über den 
Ausbau der erneuerbaren Energien, den 
Ausbau der Energieeffizienz und Energie-
einsparungen sowie eine dezentrale Aus-
richtung des Energiesystems. Damit erhal-
ten Stadtwerke einen neuen Stellenwert in 
der modernen Energieversorgung der Zu-
kunft. Für diesen Prozess müssen sich 
Stadtwerke vorbereiten: Es gilt, Neuerun-
gen zu adaptieren, eigene Positionen zu 
überprüfen und nachhaltige Strategien für 
die mittel- und langfristige Perspektive ab-
zuleiten. Die Erfahrungen aus zwei Jahren 
Energiewende in Deutschland bilden für 
die Diskussion hierzulande eine Orientie-
rung. Prof. Dr. Andreas Löschel, Vorsitzen-
der der Expertenkommission zum Monito-
ring-Prozess „Energie der Zukunft“ der 
deutschen Bundesregierung, präsentiert 
aktuelle Entwicklungen. 

Finanzierung kommunaler  
Infrastruktur in der Zukunft 
Der budgetäre Verteilungskampf um öf-
fentliche Mittel wird immer mehr zuneh-
men. Umso mehr sind alternative Finan-
zierungsmodelle für kommunale Infra-

struktur – in Zeiten strenger EU-Vorgaben 
und Regulierungen sowie von Stabilitäts-
Gesetz und Staatsverschuldung – gefragt. 

Kundenstrategien der Zukunft 
Die umfangreichen Veränderungen bieten 
für Stadtwerke und kommunale Dienst-
leistungsunternehmen große Chancen, zu-
sätzliche Marktanteile zu gewinnen und 
mit neuen Produkten und Dienstleistun-
gen voranzuschreiten. Es gilt, innovative 
Vertriebsmodelle mit intelligenten Techno-
logien für die Bedürfnisse der KundInnen 
von Morgen zu entwickeln. Beim Strate-
gie-Forum werden konkrete Lösungen und 
Prozesse präsentiert, die wertvolle Anre-
gungen und Impulse für die Praxis liefern 
können.

Smart Cities, Mobilität und  
Energieeffizienz waren Leitthemen 
beim ersten Österreichischen Forum 
für Stadtwerke und kommunale  
Versorgung.
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DIE ERSTEN 316 SMART-Wohnungen ent-
stehen im Süden des neuen Hauptbahnhofs. 
Diese wurden von zwei ArchitektInnen-Teams 
nach Vorgaben der Stadt Wien konzipiert und 
kürzlich von einer Jury zur Realisierung em-
pfohlen. Die Bruttomiete ist mit 7,50 Euro pro 
Quadratmeter �xiert. Und auch die Eigenmit-
tel, also der Baukosten- und Grundkostenbei-
trag, sind mit maximal 60 Euro pro Quadrat-
meter begrenzt. Bei einer 40-Quadratmeter-
Wohnung wird damit die monatliche Brutto-
miete maximal 300 Euro und der Eigenmittel-
beitrag höchstens 2.400 Euro betragen.

LEISTBARES & MODERNES WOHNEN
Das SMART-Wohnbauprogramm richtet sich 
vor allem an Jungfamilien, AlleinerzieherInnen 
und Singles, die über geringe Rücklagen verfü-
gen und keinen Kredit aufnehmen wollen. Mit 
Varianten bei der Raumaufteilung und bei der 
Ausstattung werden individuelle Wünsche be-
rücksichtigt. Große Gemeinschafts- und Frei-
räume, sehr gute ökologische Standards und 
CarSharing-Möglichkeiten vervollständigen 
den „smarten“ Charakter.

SMARTER GEFÖRDERTER WOHNBAU
Zunächst sollen rund 2.000 solcher Wohnun-
gen über das neue SMART-Wohnbaupro-
gramm errichtet werden. Insgesamt wird das 
hohe Niveau im Wiener Wohnungsneubau 
weiter fortgesetzt. So be�nden sich aktuell 
rund 14.500 geförderte Wohnungen in Bau. 
Alleine im Jahr 2012 wurden 7.000 geförderte 
Wohnungen an die neuen BewohnerInnen 
übergeben. Im Jahr 2013 werden voraussicht-
lich rund 6.700 Wohnungen aus dem geför-
derten Wohnbau und aus den Projekten der 
Wohnbauinitiative fertiggestellt.

Info: www.wien.at
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Für die neuen Wiener SMART-Wohnungen sind 
günstige Mieten und eine  �exible Raumauf teilung 
charakteristisch. Im Jahr 2015 werden diese  
Wohnungen im Sonnwendviertel fertiggestellt.

SMART WOHNEN  
DER WOHNBAU IST IN WIEN JETZT SMART

BEZAHLTE ANZEIGE

STADT WIEN 45 

SMARTES WIEN

40-63_Magazin_gB !.indd   45 28.02.13   11:24



46  ÖGZ 3/2013
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Das Jahr 2013 steht in Wien ganz im 
Zeichen des Radverkehrs.  
Im Juni �ndet im Wiener Rathaus die 
Velo-city-Konferenz statt, die welt-
weit wichtigste Konferenz zum  
Radverkehr. Aus diesem Grund  
hat die Stadt das RadJahr 2013 aus-
gerufen. Ziel ist es, Wien zu  
einer Fahrrad-Stadt zu machen.

Beim traditionellen Silvesterpfad in der 
Wiener Innenstadt war klar, dass dieser 
Jahreswechsel etwas Besonderes ist: Am 
Heldenplatz fuhr eine Radfahrerin spekta-
kulär 40 Meter in die Höhe, das erste Lied 
in der ganzen Innenstadt nach dem Do-
nauwalzer war „Bicycle Race“ der briti-
schen Band Queen und die Wiener Phil-
harmoniker fuhren zu den Proben des 
Neujahrskonzerts mit dem Rad. In Wien 
hatte das Radjahr begonnen.

Radfahren ist Lebensfreude
Die im November 2011 gegründete Rad-
agentur Wien hat im Jahr 2012 eine groß 
angelegte Umfrage unter Radfahrenden in 
Wien gestartet. Daraus wurde der „Fahr-
rad Report Wien 2012“. Wichtigstes 
Merkmal der Studie: Die Menschen stei-
gen aufs Rad, weil es „Spaß macht“ (17 
Prozent der Befragten). Dann folgen „Be-
wegung machen“ und „Schneller sein als 
mit den Auto oder mit Ö�s“. In ihrer 
Kommunikation wird die Radagentur nun 
diese Lebensfreude beim Radfahren in der 
Stadt ins Zentrum stellen. 

Mehr Wienerinnen und Wiener  
sollen aufs Rad steigen.
Federführend mit der Umsetzung dieser 
Jahreskampagne für mehr Radverkehr in 
der Bundeshauptstadt betraut ist Wiens 
Radverkehrs-Beauftragter der Stadt und 
Geschäftsführer der Radagentur Wien, 
Martin Blum, der seit etwas mehr als ei-
nem Jahr im Amt ist. Die Stadtregierung 
hat sich zum Ziel gesetzt, den Radver-
kehrsanteil in Wien bis zum Jahr 2015 auf 
zehn Prozent zu heben. Um dieses ambiti-
onierte Ziel zu erreichen, muss der Anteil 
derer, die ihre Wege mit den Rad zurück-

legen, steigen. Das ist aber kein Selbst-
zweck. Städte, in denen viel Rad gefahren 
wird, haben eine höhere Lebensqualität: es 
gibt mehr Platz zum Leben; es ist ruhiger; 
es gibt weniger Schadsto�emissionen.

Service, Infos, Ausprobieren
Ganz wesentlich für die OrganisatorInnen 
des RadJahres 2013 ist, dass die Wienerin-
nen und Wiener die Vorteile des Radfah-
rens in der Stadt ganz bewusst erleben und 
vieles ausprobieren können. Die Menschen 
haben die Möglichkeit, verschiedene Rad-
typen wie E-Bikes, Lastenräder oder be-
queme Stadträder auszuprobieren und aus-
zuleihen. Zusätzlich zur Wiener Radkarte 
wird es 2013 auch eine „Fahrrad Wien 
Navigations“-App fürs Smartphone geben, 
die den Menschen den richtigen und be-
quemen Weg durch Wien anzeigen wird. 
Im Jahr 2012 gab es mit dem FahrRAD-
haus in der Wiener Planungswerkstatt ein 
o�enes Haus fürs Radfahren. Mehr als 
10.000 Besucherinnen und Besucher wur-
den gezählt. Heuer im Frühjahr wird das 
FahrRADhaus auf Tour in die Bezirke ge-
schickt. Die Menschen sollen dort abge-
holt werden, wo sie sind, dort, wo sie ent-
scheiden, wie sie in die Arbeit, zum Ein-
kaufen oder in die Schule fahren. Im Som-
mer sind weitere Servicestationen geplant: 
Wer mit dem Rad ins Freibad, zu Freiluft-
kinos oder zu coolen Tre�punkten fährt, 
kann sein Rad abgeben, die Freizeit genie-
ßen und mit einem neu servicierten Rad 

wieder nach Hause fahren. Service und In-
formationen sollen motivieren, mit dem 
Rad zu fahren.

Radwoche im Juni als Höhepunkt
Im Juni, während die internationalen Ex-
pertinnen im Rathaus über die neuesten 
Trends im Radverkehr sprechen, wird es 
für die Wienerinnen und Wiener ein tolles 
Programm in ganz Wien geben. Am Wie-
ner Rathausplatz erhalten alle Interessier-
ten eine Woche lang Informationen, 
Workshops und Trainings rund ums Rad-
fahren. Auch eine Bike-Wash-Anlage wird 
aufgestellt. Service und Informationen sind 
auch hier wesentliche Elemente. Darüber 
hinaus sind in der Radwoche im Juni eine 
Fahrrad-Fashion-Show am Karlsplatz, eine 
große Radparade, eine Fahrrad-Film-Nacht 
und viele weitere Veranstaltungen geplant. 
Mit unterschiedlichen Events sollen mög-
lichst viele Menschen erreicht werden. 

Radfahren ist an 365 Tagen  
im Jahr möglich
In Wien fahren rund 270.000 Menschen 
in der warmen Jahreszeit ein- oder mehr-
mals die Woche mit dem Rad. Im Winter 
sind es nur mehr 90.000 Radlerinnen und 
Radler, also ein Drittel. In anderen Rad-
fahrstädten wie Kopenhagen oder Amster-
dam fahren 80 Prozent der Radfahrenden 
das ganze Jahr über – auch bei Regen und 
Schnee. Wien hat hier Aufholbedarf. Im 
Herbst werden deshalb die Wienerinnen 
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und Wiener mit ganz genauen Tipps er-
mutigt, auch in der kalten Jahreszeit wei-
terhin aufs Rad zu steigen. Auch die Kom-
bination von Rad und Ö� wird einen 
Schwerpunkt einnehmen. Das ganze heu-
rige Jahr steht im Zeichen des Radverkehrs 
– auch, weil Wien durch die Konferenz 
zum „Radnabel“ der Welt wird.

Velo-city 2013
Die Stadt Wien freut sich, 2013 Gastgebe-
rin der Velo-city-Konferenz zu sein! Unter 
dem Motto „�e Sound of Cycling - Ur-
ban Cycling Cultures“ wird Wien von 11. 
bis 14. Juni 2013 zum Ziel für Radexper-
tInnen und Radbegeisterte aus aller Welt. 
Die Velo-city-Konferenzen sind globale 
Kommunikations- und Informations-
plattformen. Sie liefern Entscheidungsträ-
gerInnen Ideen und Impulse für die Pla-
nung und Umsetzung der Radinfrastruktur 
im urbanen Lebensraum. Bei jeder Velo-
city-Konferenz versammeln sich jährlich 
mehr als 1000 Delegierte – darunter Pla-
nerInnen, ArchitektInnen, TechnikerIn-
nen, Social-Marketing-Exper tInnen, Ver-
treterInnen der Industrie, Wissenschafte-
rInnen, UmweltaktivistInnen, ManagerIn-
nen und VerwaltungsbeamtInnen –, die ihr 
Know-how miteinander austauschen und 
transnationale Partnerschaften aufbauen, 
um das Radfahren weltweit zu fördern.

Konferenzthemen
Aufbauend auf bereits etablierten Velo-
city-�emen wie Mobilität, Umwelt und 
Klimaschutz, Gesundheit, Wirtschaft, Zeit 
und Raum sowie Sozialpolitik stellen wir 
bei der Velo-city 2013 in Wien einen 
neuen Aspekt des Radfahrens zur Dis-
kussion: Fahrradkulturen. 
Das Motto der Velo-city-Konferenz 2013 
lautet daher: „�e Sound of Cycling - Ur-
ban Cycling Cultures“. Die Hauptthemen 
der Konferenz sind „Fahrradkulturen“, 
„Fahrradfreundliche Städte“ und „Radfah-
ren nützt uns allen“. 

Konferenzprogramm
Das Konferenzprogramm der Velo-city 
2013 wurde gemeinsam mit den beiden 

führenden österreichischen Fahrrad-NGOs 
ARGUS und IGF entworfen. Ebenso an 
diesem Entwicklungsprozess beteiligt wa-
ren österreichische Universitäten und zahl-
reiche kulturelle Institutionen in Wien. 
Die Konferenz wird eine Reihe an inter-
disziplinären Ansätzen bieten, wobei die 
Entwicklungen in Ost- und Südosteuropa 
einen speziellen Schwerpunkt darstellen. 
Die Vortragenden der Velo-city 2013 sind 
ExpertInnen aus aller Welt und reichen 
von PolitikerInnen über internationale 
NGO-ExpertInnen und StadtplanerInnen 
bis hin zu Marketingfachleuten. Das Rat-
haus und der Rathausplatz als Veranstal-
tungsorte mitten im historischen Zentrum 
lassen die KonferenzteilnehmerInnen voll 
und ganz in die Wiener Fahrradkultur ein-
tauchen.

Demonstrationsvorhaben/ 
Website/Social Media
Im Rahmen der Velo-city-Konferenz 
 können die TeilnehmerInnen viele Best-
Practice-Projekte in Wien besichtigen. 
Seit Juni 2012, dem Zeitpunkt der Velo-
city-Konferenz in Vancouver (Kanada), ist 
die Konferenz-Website der Velo-city 2013 
online. Dort �nden Sie folgende Infor-
mationen: Wien als Austragungsort der 
Velo-city, vorläu�ges Konferenzprogramm, 
Orga nisationskomitees, Velo-city 2013 
EXPO, Informationen für mögliche Spon-
sorInnen, Informationen und Materialien 
für die Presse sowie Kontaktdaten. 
Die Velo-city-Konferenz bietet eine einma-
lige Gelegenheit, die Stadt Wien inter-
national mit dem �ema Fahrrad zu ver-
binden und die Fortschritte rund um den 
Ausbau des Wiener Radverkehrs zu kom-
munizieren. Social Media bieten hier ide-
ale Möglichkeiten für verschiedene Inhalte.

Cycling Visionaries Awards 
Damit junge und engagierte, aber ökono-
misch benachteiligte VertreterInnen der 
Fahrrad-Community auf der Velo-city zu 
Wort kommen, wurde ein spezielles För-
derprogramm für die Teilnahme an der 
Velo-city 2013 entwickelt. Die „Cycling 
Visionaries Awards“ werden es VertreterIn-
nen bestimmter Initia tiven und Projekte 
aus dem Fahrradsektor ermöglichen, an 
der Velo-city-Kon ferenz in Wien teilzu-
nehmen, indem die Kosten für die Konfe-
renzteilnahme durch ein Stipendium getra-
gen werden. Dadurch wird die Diversität 
der TeilnehmerInnen auf der Velo-city-
Konferenz erhöht und die Debatte wäh-
rend der Konferenz um die wertvollen Ein-
blicke der „Cycling Visionaries“ erweitert. 

 Wolfgang Dvorak,  

Konferenzdirektor Velo-city 2013
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In den vergangenen Jahrzehnten  
haben sich die technischen  
Möglichkeiten im Bereich der  
Modellierung von Risikoprozessen 
massiv weiterentwickelt. 
Diese neuen Verfahren wurden 
auch im Bundesland Tirol dazu 
genutzt, eine Vielzahl von 
entsprechenden Einrichtungen 
und Diensten zu implementieren.

So sind Wildbach- und Lawinengefahren-
zonen für den Siedlungsraum berechnet 
worden und es wurde ein professioneller 
Lawinenwarndienst inkl. einem entspre-
chendem Warnsystem ins Leben gerufen. 
Flächendeckende Frühwarnsysteme für 
Hochwasserereignisse, Erdbeben oder ra-
dioaktive Strahlung wurden auch in Tirol 
installiert. Alle diese technischen Einrich-
tungen sind wichtige Hilfestellungen für 
Gemeindeeinsatzleitungen, Einsatzkräfte 
und Behörden. Zukünftig sollen diese 
Methoden noch mehr genutzt werden als 
bisher. Aufgrund des Klimawandels neh-
men alpine Gefahren wie u.a. Steinschlag, 
Hangrutschungen und Muren zu. Auch 

der klimabedingte Gletscherrückzug birgt 
erhöhte Risiken für Personen & Infra-
strukturen im alpinen Gelände. Der Fak-
tor Mensch spielt im Umgang mit Risi-
ken schon immer eine entscheidende 
Rolle und das Risikobewusstsein wird zu-
künftig unter den sich verändernden Be-
dingungen mehr und mehr gefordert sein. 
Deswegen gilt es heute zu agieren, um 
nicht zukünftig nur reagieren zu können.

Lokales Wissen nutzen
Im Jahr 2010 hat die Abteilung Zivil- 
und Katastrophenschutz (Amt der Tiroler 
Landesregierung) daher das Interreg IV 
Projekt RiMaComm (Risiko- und Katast-
rophenmanagement auf Gemeinde- und 
Landesebene) initiiert. Lokales Wissen 
und lokale Erfahrungen, die oft über 
Jahrzehnte von einzelnen Personen oder 
Gruppen aufgebaut wurden, konnten so 
identi�ziert, dokumentiert und mit be-
reits vorhandenen, technischen Analyseer-
gebnissen verschnitten werden. Diese in-
tensive Diskussion zu Risikothemen in 
der Gemeinde und die intensive und di-
rekte Einbindung von lokalen Wissensträ-

gern veredelt somit nicht nur die Ergeb-
nisse der Modellierungen und Analysen, 
sondern führt auch dazu, dass diese stär-
ker akzeptiert und daher auch intensiver 
genutzt werden. Der aufgebaute Pool an 
Risikoinformationen wurde sowohl den 
Gemeindeeinsatzleitungen als auch den 
entsprechenden Gremien auf höherer 
Ebene bereitgestellt. In Verbindung mit 
bereits vorhandenen Analyse- und Model-
lierungsergebnissen, wie zum Beispiel 
dem Gefahrenzonenplan, steht den Ver-
antwortlichen nun eine wesentlich präzi-
sere und umfassendere Entscheidungs-
grundlage für ihre Risikolandschaft zur 
Verfügung, da das gesamte Risikospekt-
rum (Naturgefahren, Technische Risiken, 
Ausfall Infrastruktur, …) gemeinsam be-
trachtet und erarbeitet wird. 

Kooperation mit dem  
Wissenschaftsunternehmen alpS
Mit dem in Innsbruck ansässigen Wissen-
schaftsunternehmen alpS konnte ein lo-
kaler Partner für das Projekt gewonnen 
werden, der sich seit Jahren mit der Ent-
wicklung und Integration von Risikoma-

Risikomanagement:  
Ein Weg zur Klimawandel-Anpassung
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nagementsystemen bei Behörden sowie 
bei Betreibern kritischer Infrastrukturen 
(Krankenhäuser, Energieversorger) be-
schäftigt. Zudem verfügt alpS mit der 
ORTIS Produktfamilie über die notwen-
digen Werkzeuge zur Abbildung der „Ri-
sikolandschaft“, sowie die Erfahrung im 
Umgang mit lokalen ExpertInnen und 
Behörden.

Professionell moderierte  
Workshops
Um eine �ächendeckende Risikoanalyse 
mit lokalen ExpertInnen durchzuführen 
und eine hohe Qualität der Ergebnisse 
und des Ablaufs zu garantieren, wurden 
professionell geleitete Workshops abge-
halten. An über 300 Workshops in 279 
Gemeinden haben mehr als 3700 lokale 
ExpertInnen teilgenommen. Bei den Teil-
nehmerInnen handelt es sich um Perso-
nen, welche auf Grund ihrer beru�ichen, 
freiwilligen oder privaten Tätigkeiten 
über ein umfassendes Wissen über das 
Gemeindegebiet und die Auswirkungen 
potenzieller Risiken verfügen. Neben 
MitarbeiterInnen der kommunalen Be-
hörden (BürgermeisterInnen, Waldaufse-
herInnen, WassermeisterInnen, usw.) wa-
ren auch Mitglieder von Freiwilligenorga-
nisationen (Feuerwehr, Rotes Kreuz, La-
winenkommissionen, usw.), Heeresbe-
dienstete, ExekutivbeamtInnen, sowie 
VertreterInnen von kritischen Infrastruk-
turbetreibern beteiligt. 
Die Ergebnisse aus dem Workshop wur-
den direkt vor Ort in das ORTIS Risiko-
informationssystem eingearbeitet und 

räumlich verortet. Als Ergebnis steht den 
lokalen Behörden der Zugri� auf eine um-
fassende Wissensdatenbank (ORTIS), so-
wie eine entsprechende Gefahrenlagekarte 
zur Verfügung. Mit dieser Vorgehensweise 
konnten zwei Bereiche gleichzeitig abge-
deckt werden: Zum einen wurde das im-
plizit vorhandene Wissen der Teilneh-
merInnen strukturiert niedergeschrieben 
und für die Nutzung bei den Gemeinde-, 
Bezirks- und Landeseinsatzleitungen auf-
bereitet. Zum anderen entsprechen die Er-
gebnisse den Anforderungen des Tiroler 
Katastrophenmanagementgesetzes bezüg-
lich der Erhebung einer „Gefahrenlage 
und Gefahreneinschätzung“.

RISIKOBEISPIEL:
Bei der Diskussion zum �ema Wärmever-
sorgung wurde festgehalten, dass das lokale 
Fernwärmenetz vom Großteil der 4- und 
5-Sterne-Hotellerie genutzt wird. Sowohl 
der Bürgermeister als auch der Vertreter der 
Fernwärme gehen im Falle einer längerfristi-
gen Unterbrechung der Versorgung davon 
aus, dass die Hotels notfalls auf ihr früheres 
Heizsystem (meist Öl) zurückgreifen können.
Ein Teilnehmer (Hotelier, 75 Jahre) macht 
darauf aufmerksam, dass sein Sohn, der das 
Wellnesshotel führt, die Ölheizung unmittel-
bar nach dem Anschluss an das Fernwärme-
netz entfernt hat und diese Räumlichkeiten 
nun als Sauna genutzt werden. Somit wären 
die 350 Gäste des Hotels nicht mehr mit 
Wärme versorgt. Einige Telefonate später 
war klar, dass 90 Prozent aller Hotels eben-
falls über keine alternative Wärmeversor-
gung verfügen. Somit wurde errechnet, dass 

bei einem Ausfall des Fernheizwerkes insge-
samt 6.500 Gäste nicht mehr mit Wärme 
versorgt werden können. Somit stellt diese 
�ematik einen hochkritischen Bereich für 
die Gemeinde dar. 

Wie geht’s weiter in Tirol?
Risikomanagement ist ein Prozess, kein 
Ereignis! Daher wird in den nächsten Jah-
ren auch in Tirol an einer weiteren Ver-
tiefung und Stärkung dieses �emenbe-
reichs auf lokaler Ebene gearbeitet wer-
den. Aufgrund der äußerst positiven Er-
fahrungen mit dem Workshop-Konzept 
und dem damit einhergehenden gestei-
gerten Risikobewusstsein und der hohen 
Akzeptanz der Ergebnisse wird an dieser 
Methodik weiter festgehalten. Jedoch 
werden die Schwerpunkte in den nächs-
ten Jahren andere sein: Aufbauend auf 
den Ergebnissen der ersten drei Jahre wer-
den zukünftig �ächendeckende Schulun-
gen, Trainingseinheiten und Planspiele 
gemeinsam mit den Tiroler Gemeinden 
durchgeführt. Dabei gilt es, die Potenziale 
der lokalen Einsatzleitungen besser zu 
nutzen und etwaige Schwächen zu beseiti-
gen. Auch Zukunftsthemen sollen ver-
stärkt auf lokaler Ebene betrachtet wer-
den: Welche Auswirkungen kann der Kli-
mawandel auf die Risikolandschaft einer 
Gemeinde haben? Welche Risiken reagie-
ren besonders sensibel auf solche Verän-
derungen? 
Daher ist eine Schärfung des Risikobe-
wusstseins in der Gegenwart vonnöten, 
um für die Zukunft gerüstet zu sein.
 Stefan Ortner, Andreas Koler (alpS) 
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ASTRAD & AustroKommunal – 
die größte Kommunalmesse Österreichs 
Am 17. und 18. April 2013 ist es wieder so weit – die ASTRAD & AustroKommunal öffnet auf dem Welser  
Messegelände ihre Pforten! Auf mehrere tausend FachbesucherInnen aus Städten und Gemeinden, Bundesländern, 
Bauhöfen und Straßenmeistereien warten rund 200 Unternehmen aus dem gesamten Kommunalbereich, die ihre 
neuesten Produkte und Dienstleistungen vorstellen. Ganz neu ist auch ein Testgelände auf der Welser Messe, auf 
dem BesucherInnen die Möglichkeit haben, die neuesten Fahrzeuge und Geräteträger auch gleich auszuprobieren.

Auf die BesucherInnen der ASTRAD & 
AustroKommunal 2013 wartet eine beson-
dere Neuerung: Erstmals wird die Mög-
lichkeit angeboten, auch Probefahrten zu 
unternehmen. Auf einem eigenen Testge-
lände neben der Halle 20 können Fachbe-
sucherInnen mit Fahrzeugen und Geräte-
trägern eine Runde fahren, um sich selbst 
von den Produkten zu überzeugen.

Bewährtes Konzept & neue Ideen
Neben FachausstellerInnen zu Straßener-
haltung und Winterdienst werden auch 
Banken und viele andere Unternehmen, 
die Produkte und Dienstleistungen für 
Städte und Gemeinden anbieten, in Wels 
vertreten sein. Auch der Österreichische 
Städtebund, langjähriger Partner von Euro-
Kommunal, wird sich bei der ASTRAD & 
AustroKommunal wieder mit einer interes-
santen Eigenveranstaltung einbringen. Ge-
neralsekretär �omas Weninger wird eben-
falls vor Ort sein und die Messe erö�nen.

Spannende Fachvorträge
Die ASTRAD & AustroKommunal 2013 
�ndet am 17. und 18. April bereits zum 
neunten Mal statt und bringt dabei Anbie-

terInnen und NutzerInnen zu einem Er-
fahrungsaustausch zusammen. Dazu �ndet 
auch im Rahmen der Messe ein Sympo-
sium mit dem Titel „Straßenerhaltung, 
Ausrüstung und Straßenwinterdienst“ 
statt, das vom österreichischen Nationalko-
mitee des Welt-Straßenverbandes AIPCR/
PIARC veranstaltet wird. Das Symposium 
soll den TeilnehmerInnen von Gemeinden 
und Straßenverwaltungen einen kompe-
tenten Überblick über den aktuellen Stand 
der Technik auf dem gesamten Ausrüs-
tungs- und Winterdienstsektor bieten. Die 
Vorträge von international anerkannten 
Expert Innen aus ganz Europa umfassen 
auch Fragen der Verkehrssicherheit, des 
Baustellenmanagements sowie spezielle 
Fragen des Straßenbetriebs- und Erhal-
tungsdienstes im Kommunalbereich. Er-
wartet werden Expertinnen und Experten 
aus der kommunalen Praxis, aber auch aus 
der Wissenschaft.

Über 3.400 BesucherInnen  
aus ganz Europa
Für viele BesucherInnen aus Ländern und 
Gemeinden sowie von Straßenmeistereien 
ist die alle zwei Jahre statt�ndende AST-

RAD schon zu einem Fixpunkt geworden. 
Manche BürgermeisterInnen fahren mit 
ihrem gesamten Team für zwei Tage nach 
Wels, um sich über innovative Produkte 
und den neuesten Stand der Forschung 
und Technik zu informieren. Auch die aus-
stellenden Firmen – sämtliche Top-Unter-
nehmen der Kommunalbranche – sind zu-
frieden: schließlich kommt ausschließlich 
Fachpublikum zur ASTRAD nach Wels. 
„Es freut mich, dass die ASTRAD & Aus-
troKommunal bei allen Unternehmen – 
egal ob Klein- oder Mittelunternehmen 
oder Großkonzern – so gut ankommt“, so 
der Veranstalter Richard Wawricka: „Ich 
ho�e, dass wir damit auch den Besucherre-
kord von 3400 aus dem Jahr 2011 über-
tre�en.“
FachbesucherInnen, die zur ASTRAD & 
AustroKommunal kommen möchten und 
das jetzt schon wissen, können sich bereits 
über die Website www.kommunalmesse.at 
unter dem Menüpunkt „Für Besucher“ an-
melden. Selbstverständlich ist auch im Jahr 
2013 der Eintritt wieder frei.

Nähere Informationen finden Sie auch unter:  
www.kommunalmesse.at

XX
XX

XX
XX

XX
X

Über 3400 FachbesucherInnen kamen vor zwei Jahren nach Wels. Blick über das Freigelände in Wels.
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SMART CITY WIEN

DIE DREI WICHTIGSTEN ELEMENTE IN 
einer funktionierenden Smart City sind Energie, 
Wohnen und Mobilität. Es stellt sich schon 
heute die Frage, wie wir in Zukunft wohnen 
 sollen. Netto-Null-Energie-Gebäude scheinen 
heute noch Zukunftsvision zu sein. Solche sind 
aber bereits in Planung und werden nicht mehr 
Energie verbrauchen als sie generieren. Auch die 
Mobilität wird sich verändern. Der Anteil des 
Individualverkehrs wird sinken. Für Radfahrer-
Innen und FußgängerInnen wird es gut ver-
netzte Wege und mehr Freiraum geben. Dazu 
kommen neue kompakte Siedlungsformen. 

SMARTER ALLTAG
In Zukunft wird es mehr Möglichkeiten geben, 
unseren Alltag positiv zu organisieren. Am Bei-
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Bereits heute leben mehr 
Menschen in Städten als auf 
dem Land, und dieser Trend 
wird sich fortsetzen. 
Warum wir gerade jetzt 
handeln müssen, liegt auf 
der Hand: Weltweit nehmen 
Städte nur zwei Prozent der 
Fläche ein, benötigen aber 
mehr als 75 Prozent der 
Ressourcen. Ein Umdenken 
ist notwendig.

SMART LEBEN   
SMART CITY IST DIE INTELLIGENTE STADT

spiel CarSharing sieht man das bereits heute. 
Im Bereich der Energie gibt es die Vision einer 
nachhaltigen Lebensführung in der Smart 
City: z.B., dass technische Systeme erkennen 
können, was gerade von den BewohnerInnen 
benötigt wird. Kompaktere Siedlungsformen 
bedeuten kürzere Wege und haben auch bau-
technisch einen großen Vorteil. Weniger Au-
ßen�ächen führen zu weniger Energiever-
brauch. Zudem wird es intelligente Energie-
modelle, wie Photovoltaikanlagen, geben, die 
Energie auch speichern können.

REALISIERUNG DER SMART CITY
Die Seestadt Aspern wird bereits als Smart City 
Musterstadt (siehe Visualisierung) aufgebaut. 
Aber auch die Verbesserungsmöglichkeiten in 
der bereits dicht besiedelten Stadt sind ein gro-
ßes �ema. Hier geht es um die optimierte 
Nutzung von bestehenden Gebäuden. Die 
Stadt Wien arbeitet eng mit der Smart City 
Agentur TINA  VIENNA zusammen. Diese 
unterstützt bei allen „smarten“ Aktivitäten.
Info: www.wien.at
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Herr Altbürgermeister, Sie haben ja im 
Sommer noch als Stadtoberhaupt im NÖN-
Interview gesagt, Sie wären bereits etwas 
müde. Jetzt sind drei Monate seit der Amts-
übergabe vergangen: Sie wirken locker und 
entspannt. Ist eine Last von Ihren Schultern 
abgefallen?
Otto Opelka: Auf der einen Seite ist eine 
Last abgefallen, das ist keine Frage. Ich 
glaube aber, am besten kann man den Fin-
dungsprozess, in dem ich mich be�nde, so 
umschreiben: Wenn man etwas so lange 
gemacht hat, so lange mit Herzblut und 
 aller Kraft und allem Können, dann fehlt 
einem nachher natürlich etwas. Ich war ein 
Leben lang nie ausgeschlafen, jetzt bin ich 
ausgeschlafen – und unterfordert. Die 

Ruhe des Pensionistendaseins, die habe ich 
noch nicht gefunden.
Andreas Beer: Was bei Otto an Last abge-
fallen ist, ist bei mir an Last dazugekom-
men (lacht). Mein größter Druck ist der 
Termindruck von 8 Uhr bis zum Abend. 
Es gibt von Montag bis Freitag keinen Tag, 
an dem ich nicht voll bin mit Terminen 
und wo zwischendurch Zeit bleibt, etwas 
anderes zu tun. Und am Wochenende 
kommen Veranstaltungen. Ich bin noch 
dazu in einer Zeit eingestiegen, in der 
wirklich viel los war – mit Kennenlern- 
und Weihnachtsterminen, Vorarbeiten für 
Volksbefragung und Landtagswahl, einigen 
Neubesetzungen im Gemeinderat, und im 
Dezember gleich mit der ersten Sitzung 

mit dem Voranschlag. Das war ein Einstieg 
bei 120 Prozent. Es war eine Zeit, in der 
viel los war. Es hat aber gut funktioniert.
Opelka: Im Jahresablauf einer Kommune 
ist die ruhige Vorweihnachtszeit die an-
spruchsvollste des ganzen Jahres. Ich 
glaube aber, dass der Wechsel sehr harmo-
nisch und gelungen über die Bühne gegan-
gen ist. Und eine hundertprozentige Zu-
stimmung bei der Wahl ist auch hervorzu-
heben. Es ist der Beweis dafür, dass das 
Klima und die Zusammenarbeit passen.
 
Was ändert sich, wenn jetzt nicht mehr ein 
Arrivierter vorne steht, sondern ein Junger?
Opelka: Mir fällt die Kraft ein, dann die 
modernen Kommunikationsmöglichkei-

Generationenwechsel in Gmünd
Altbürgermeister Otto Opelka übergibt sein Amt an Andreas Beer, der die Bezirkshauptstadt als Tourismusstandort 
positionieren möchte und vorhandene Potenziale im Handel und Gewerbe ausbauen möchte.

Altbürgermeister Otto Opelka übergibt nach 17 Jahren das Ruder an Andreas Beer (re).
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ten, die ich mir nicht mehr angetan habe. 
Und natürlich – wenn ein Generationen-
sprung besteht – ein anderer Freundes- 
und Bekanntenkreis. Mir kommt das vor 
wie ein Neustart. Wie ein unbedingt not-
wendiger Wechsel.
Beer: Man sieht, wenn man wo neu dazu 
kommt, wahrscheinlich Dinge anders, als 
wenn man schon lange dabei ist und wenn 
sich die Dinge bereits eingespielt haben. 
Jeder hat einen anderen Blickwinkel bei 
gewissen �emen.
Opelka: Die Zwänge, die es zur Kenntnis 
zu nehmen gilt, erkennt man mit der Zeit. 
Man kann nicht das Rad neu er�nden – 
wir bewegen uns in einem steuerlichen 
Korsett, in einem �nanziellen Korsett, in 
einem gesetzgebenden Korsett.
 
Inwiefern kann man als Bürgermeister auf 
die Zukunft seiner Gemeinde einwirken?
Opelka: Es gibt Leitbilder, derzeit das Leit-
bild 2020, wo man sich vorstellt, wie soll 
sich die Stadt in Richtung Wirtschaft ent-
wickeln, oder wie zuletzt, wie soll sie sich 
im Bereich Tourismus entwickeln. Da be-
schäftigen wir uns laufend mit der Infra-
struktur: Wir brauchen eine vernünftige 
Straße in die Hauptstädte. Die Franz- 
Josefs-Bahn fällt mir da ein, ein permanen-
ter Kampf. Die Bewerbung für die Landes-
ausstellung 2017. Klar, der Bürgermeister 
kann die Richtung beein�ussen, er kann 
fordern, er gibt den Takt vor und die 
Grundstimmung.
Beer: Genau. Und natürlich, etwa in Hin-
blick auf die Landesausstellung, ist ganz 
klar, dass sich die Bevölkerung auch daran 
orientiert, was die Gemeinde sagt. Und ihr 
Sprachorgan ist nun einmal der Bürger-
meister. Als solcher kann man sehr wohl 
die Bevölkerung für gewisse �emen sensi-
bilisieren oder, wie Otto gesagt hat, sich 
auch einsetzen für den Standort, wenn es 
zum Beispiel um die Verkehrsinfrastruktur 
geht. Wie es mit der Stadt weitergeht, das 
obliegt auch dem Gemeinderat und dem 
Stadtrat, aber es hat ein anderes Gewicht, 
wenn man als Bürgermeister eine Idee ein-
bringt und sagt: Das ist meine Vision, die 
will ich umsetzen.
 
Mit 27 Jahren Bürgermeister …
Beer: … es gibt einen Jüngeren inzwischen 
(lacht). Mich hat, glaube ich, ein 24-Jähri-

ger in einer kleinen steirischen Gemeinde 
überholt. Sagen wir den Gmündern: das 
ist nicht mehr der Jüngste, es gibt noch ei-
nen Jüngeren. Dann wird mein Alter kein 
�ema mehr sein.
 
Trotzdem ist Ihre Jugend für einen Bürger-
meister einer Bezirkshauptstadt ungewöhn-
lich. Macht man sich da auch Gedanken 
über höhere politische Weihen?
Beer: In der momentanen Situation wäre 
es schwer vorstellbar, auf Bundes- oder 
Landesebene tätig zu werden. Die Unzu-
friedenheit in der Bevölkerung ist ja be-
rechtigt. Wir sind auf der untersten politi-
schen Ebene, und da fragt man schon 
auch oft selber, was passiert weiter oben 
und warum passiert das? Da müsste sich 
schon etwas Gravierendes ändern, damit 
ich mir vorstellen könnte, auf einer ande-
ren politischen Ebene einzusteigen.
 
Was müsste sich ändern?
Beer: Grundlegend müsste Politik wieder 
für die Bevölkerung da sein. Wenn ich mir 
ansehe, was auf Bundesebene entschieden 
wird und mit welchen �emen man sich 
dort auseinandersetzt … da steht ja die 
Sache nicht im Vordergrund. Es ist ein 
parteipolitisches Hickhack …
 
… um Wehrp�icht oder Wasser …
Beer: … ja, aber Wasser ist etwas, was wir 
uns als Gemeinde sicher nicht wegneh-
men lassen. Es ist in Europa oft so, dass 
irgendeine Lobby, die gut zahlt, es scha�t, 
von Brüssel aus ihre Interessen gesetzlich 
zu verankern. Und das passiert. Genau da-
rum geht es: dass dann Vorgaben kom-
men, die wir umsetzen müssen, deren 
Sinn aber nicht nachvollziehbar ist. Was-
ser ist die wichtigste Ressource, und man 
sieht, was in Entwicklungsländern pas-
sierte, nachdem es privatisiert worden ist. 
Aber ich habe keine Angst. Wenn es sein 
muss, beschließen wir im Gemeinderat 
eine Resolution, dass wir unser Wasser nie 
verkaufen werden. Bei der Wehrp�icht ist 
es dasselbe. Man muss es sich einmal vor-
stellen: Am Freitag vor der Volksbefra-
gung gehen Grundwehrdiener in die 
„schwarzen“ Innenstädte zum Schnee-
schaufeln. Das ist ja absurd. Das sind 
Dinge, die zurecht niemand nachvollzie-
hen kann.

Für Sie wäre es tendenziell nicht die Frage 
nach der zusätzlichen Belastung, sondern 
nach der Sinnhaftigkeit Ihres Einsatzes?
Opelka: Eigentlich ist das alles ja derzeit 
noch hypothetisch.
 
Naja, er steht am dritten Platz der Bezirks-
liste für die Landtagswahl, beim nächsten 
Mal könnte es der erste sein.
Beer: Es ist eine berechtigte Frage, aber 
momentan nicht. Momentan muss zuerst 
der Vertrauensvorschuss zurückgegeben 
werden, und ich hätte derzeit auch gar 
nicht die Ressourcen dazu, das gebe ich zu. 
Jetzt geht es darum, mich einzuarbeiten 
und das eine oder andere umzusetzen.
 
Wenn wir schon bei globalen politischen 
Dingen sind: Es haben ja Teile der ÖVP im 
Zuge des Bürgermeisterwechsels angedeutet, 
dass der politische Wind jetzt schärfer werden 
könnte. Dass der Herr Beer eher ein Vertreter 
der Leitner-Linie ist als der Herr Opelka.
Beer: Das waren Wahlkampftöne, die da 
der Gemeinderatskollege Hofbauer ange-
stimmt hat, für die es aber nach den ersten 
zehn Wochen in der Praxis keine Bestäti-
gung gibt. Ich glaube, dass man den Wahl-
kampf aus der Gemeindestube draußen 
halten sollte. Was nicht heißt, dass man 
sich nicht gleichzeitig mit sinnvollen For-
derungen für die Stadt einbringen kann.
Opelka: Auf kommunaler Ebene ist es un-
sere Aufgabe, immer das Beste für unsere 
Stadt und unsere Region zu erreichen und 
nicht tages- oder parteipolitische Dogmen 
zu verfolgen. Das ist der Weg, der uns gut 
begleitet hat. Ich würde mir wünschen, 
dass er so fortgesetzt wird.
 
Die Befürchtung des Koalitionspartners, der 
Leitner-Jünger würde häu�ger die Absolute 
der SP ausspielen, war unbegründet?
Opelka: Gewisse Befürchtungen habe ich 
im Vorfeld auch gespürt, wie das so weiter-
geht nach dem Opelka. Der Andy hat aber 
bewiesen, dass da nichts zu fürchten ist.
 
Ich spreche die Bildung eines Kulturmanage-
ments an, bei der sich die ÖVP übergangen 
fühlte.
Beer: Da sage ich ganz klar, dass es auf 
Klubobmann-Ebene ein Gespräch gegeben 
hat, in dem man den Vorschlag an die 
ÖVP herangetragen hat und in dem von 
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der ÖVP Begeisterung signalisiert wurde. 
Wir haben danach nichts mehr gehört, ich 
bin mir daher keiner Schuld bewusst.
 
Sie suchen schon gezielt den Zugang zur 
ÖVP?
Beer: Natürlich. Es gibt jeden Montag ei-
nen Jour �xe mit dem Vizebürgermeister, 
wo wir uns über diverse politische �emen 
in der Gemeinde austauschen. Es gibt bes-
tes Einvernehmen und bestes Verständnis.
Opelka: Es gibt weiterhin im Vorhinein 
sämtliche Anträge in schriftlicher Form. 
Das muss man mir einmal im umgekehr-
ten Sinn irgendwo zeigen.
 
Politikverdrossenheit wird im Regelfall mit 
jungen Menschen verbunden. Gibt es das bei 
Älteren auch?
Opelka: Ich denke, dass die ältere Genera-
tion einen anderen Lebensweg hinter sich 
hat und erkennen musste, dass Politik auf 
jeden Fall passiert – ob ich jetzt mitgestalte 
oder nicht – und viele der älteren Genera-
tion zur Kenntnis nehmen mussten, dass 
sie ausgeschlossen waren von gewissen 
Rechten. Das hat die Generation geprägt.
 
Man wusste, dass etwas geändert werden 
konnte …
Opelka: … man muss auch etwas einbrin-
gen in die Gesellschaft. Ich bin allerdings 
der Meinung, dass es keine Politikverdros-
senheit gibt: Es gibt eine Parteipolitikver-
drossenheit. Das hat der Herr Bürgermeis-
ter schon gesagt. Diese können wir an der 
Basis zum Teil nachvollziehen.
Beer: Ich glaube trotz alledem, dass es 
schon eine gewisse Politikverdrossenheit 
gibt, weil in den letzten Jahren und Mona-
ten immer mehr Skandale ans Tageslicht 
gekommen sind, die wirklich nicht in 
Ordnung waren. Das Image der Politik ist 
meiner Meinung nach so schlecht wie 
noch nie. Das Tragische ist, dass das quer 
durch alle Parteien geht – es ist niemand 
ausgeschlossen.
 
Trotzdem brauchen wir Politiker. Wie kön-
nen junge Leute in die Politik geholt werden?
Beer: Das ist genau der Schritt, den Otto 
als amtierender Bürgermeister mit seinem 
Team gesetzt hat, indem er gesagt hat: 
Okay, es kann genauso ein Junger Bürger-
meister werden. Das Feedback der letzten 

Monaten war gewaltig. Die 15-, 16- oder 
17-Jährigen �nden das auf einmal cool 
und interessieren sich für Politik. Mir hat 
zum Beispiel unsere Bezirksgeschäftsführe-
rin erzählt, dass eine Gruppe 15-, 16-Jähri-
ger nachgefragt hat: Wie kann man jetzt 
den Andy wählen und wie ist das eigent-
lich? Plötzlich ist das Interesse der jungen 
Leute da. Ich meine, das ist schon auch 
eine Generationenfrage …
Opelka:  … weil sie sich angesprochen 
fühlen …
Beer:  … genau. Schauen wir uns einmal 
das Durchschnittsalter an. Eine Option, 

um Jugendliche mehr für Politik zu inter-
essieren, wären zeitliche Obergrenzen bei 
Funktionen. Wenn man sich die Dinosau-
rier ansieht, wie z.B. Günter Stummvoll, 
der seit 30 Jahren im Nationalrat sitzt, 
frage ich mich: Warum und wieso? Ich 
würde Funktionen unabhängig vom Alter 
auf 20 bis 25 Jahre beschränken. Einem 
Stummvoll glaube ich nicht mehr, dass er 
motiviert ist und daher glaube ich auch 
nicht, dass er noch irgendwas für die Allge-
meinheit tun will. Sogar der Rudi (Parni-
goni, Anm.) hat es irgendwann eingesehen.
Opelka: Das waren die zwei Dinos.
 
Der Rudi hätte seine Stimmen sogar noch ge-
kriegt … und Energie hat er auch noch.
Beer: Der läuft noch immer von Pontius 
zu Pilatus. Er kann nicht aufhören und ist 
auch immer noch engagiert. Aber es steht 
ja jedem frei, sich zu engagieren, auch 
wenn man kein Mandat hat. Dann ist das 
nämlich auch ehrlich: da ist der Rudi und 
genauso der Otto für mich ein Paradebei-

spiel. Daran können sich manche in die 
Jahre gekommenen VPler ein Beispiel neh-
men. Wenn junge Leute in einer Ge-
meinde in die Politik kommen, wo teil-
weise Leute mit 70, 75 Jahren sitzen – was 
sollen sie denn mit denen reden? Da liegen 
ja Welten dazwischen. Natürlich soll im 
Gemeinderat auch die ältere Bevölkerung 
vertreten sein, aber es kann nicht sein, dass 
ausschließlich die Generation 40+ drin 
sitzt.
 
In welche Richtung kann sich Gmünd künf-
tig entwickeln?
Beer: Man muss sich die Nächtigungssta-
tistik ansehen: Wir sind ein Tourismus-
standort. Als solcher gilt es, sich auch in 
Zukunft weiter zu entwickeln, zu verbes-
sern und zu verkaufen. Es gibt Potenzial 
auch in Handel oder Gewerbe, um den ei-
nen oder anderen innovativen Betrieb nach 
Gmünd zu bringen.
 
Tourismus ist eine Schiene, die man aber erst 
in den Köpfen der Menschen verankern muss.
Beer: Gmünd hat in den Jahren 
2006/2007 und von 2010 auf 2011 (Erö�-
nung des Sole-Felsen-Bads bzw. eines Hotels, 
größter Tourismusbetrieb des Waldviertels, 
Anm.) große Sprünge gemacht. Fairerweise 
muss man den Leuten, die da wohnen, die 
Chance geben, sich an die neue Situation 
anzupassen.
Opelka: Es muss ihnen bewusst werden, 
dass da Arbeitsplätze und Wertschöpfung 
und die wirtschaftliche Entwicklung dran-
hängen. Wenn sich die Leute, durch das 
Bad als ersten Kontakt, wohlfühlen, dann 
kommen sie immer wieder und lernen das 
Waldviertel mit seinen Juwelen erst wirk-
lich kennen.
Beer: Vor zwölf Jahren waren es noch 
14.000 Nächtigungen, jetzt sprechen wir 
von 52.000. Dass das Bewusstsein kommt, 
dazu braucht es eine gewisse Zeit und man 
muss sicher auch die eine oder andere 
Maßnahme setzen, um die Entwicklung 
weiter ins Bewusstsein zu rufen. Dass wir 
unattraktiv sind, kann man jedenfalls nicht 
sagen, im Gegenteil. Ich bin überzeugt da-
von, dass noch einige interessante Projekte 
auf uns zukommen.

Das Interview führte NÖN-Redaktionsleiter 
Markus Lohninger.
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In der Bauermühle in Mattersburg 
fand seitens des Österreichischen 
Städtebundes die Landesgruppen-
konferenz der Landesgruppe  
Burgenland statt.
Dabei wurde die Mattersburger Bürger-
meisterin Ingrid Salamon wieder zur Ob-
frau gewählt, zu ihren Stellvertretern der 
Eisenstädter Bgm. Mag. �omas Steiner 
und der Güssinger Bgm. Vinzenz Knor. 
Zum Kassier wurde Kurt Lentsch, Bür-
germeister von Neusiedl am See, ge-
wählt, zum Landesgeschäftsführer der 
Mattersburger Amtsleiter Karl Aufner. 
Als neue Mitglieder wurden Bruckneu-
dorf und Neufeld an der Leitha aufge-
nommen, als außerordentliche Mitglie-
der der WLV (Wasserleitungsverband 
nördliches Burgenland) und der Burgen-
ländische Müllverband.

Städtebund-Sitzung in Mattersburg

Der neue Vorstand des Österreichischen Städtebundes, Landesgruppe Burgenland:  
(v.l) OAR Karl Aufner (Geschäftsführer), OAR Franz Renghofer (Neusiedl), OAR Werner  
Gilschwert (Oberwart), Bgm. Vinzenz Knor (Güssing), Bgm. Dieter Posch (Neudörfl),  
Bgm. Josef Ziniel (Frauenkirchen), Obfrau Bgm. Ingrid Salamon, Bgm. Mag. Thomas  
Steiner (Eisenstadt), Bgm. Kurt Lentsch (Neusiedl), Bgm. Georg Rosner (Oberwart),  
Bgm. Rudolf Geissler (Oberpullendorf), Vizebgm. Günter Kovacs (Eisenstadt).
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VERKEHRSVERBUND OST-REGION (VOR): 

Mit dem VOR besser unterwegs
Der Verkehrsverbund Ost-Region 

(VOR) vereint als ältester und 
größter Verkehrsverbund Österreichs 
seit 1984 Schienen- und Busverkehrs-
unternehmen in Wien, Niederöster-
reich und dem Burgenland zu einer 
Tarifgemeinschaft für rund 2,7 Mio. 
Einwohner. Täglich können die Fahr-
gäste mit einem einzigen Ticket preis-
wert und bequem ein Mobilitätsange-
bot bestehend aus rund 900 Linien, 
die ca. 11.500 Haltestellen bedienen 
im Berufsverkehr und Freizeitverkehr 
nutzen.

Das Leistungsspektrum des VOR 
reicht von der Fahrplaninformation 
und der Tarifkoordination, der Pla-
nung von Verkehrskonzepten für Ge-

meinden und der Ausschreibung von 
Verkehrsdienstleistungen bis zur Be-
auftragung von Verkehrsunternehmen. 
Die Fahrgastzufriedenheit steht dabei 
stets im Fokus des Verkehrsverbundes 
und seiner Partnerunternehmen. 
Qualitativ hochwertige Verkehrs-
dienstleistungen bedeuten auch ein 
Maximum an Kundenorientierung – 
die Fahrgäste können sich darauf  
verlassen, jederzeit und bequem alle 
wichtigen Informationen rund um den 
ö�entlichen Verkehr in der Ostregion 
zu erhalten.

TIPP:
In der VOR-Fahrplanauskunft auf 
www.vor.at werden sämtliche Ö�s in 
Wien, Niederösterreich und Burgen-

land berücksichtigt. Gemeinden kön-
nen ebenso wie Betreiber von eigenen 
Internetseiten die Fahrplanauskunft 
einfach und kostenlos mit dem VOR-
Fahrplan Widget auf der eigenen Web-
site integrieren. Gemeinden können 
mit dem Widget ein zusätzliches  
Service anbieten und den Bürgerinnen 
und Bürgern rasch Auskunft und  
Informationen zu allen ö�entlichen 
Verbindungen in den Städten und  
Gemeinden der Ostregion geben.

PR_VOR_1_2_NEU.indd   1 27.02.13   10:27
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Das BUM-Team folgt dem Motto: Vielfalt 
ist selbstverständlich und muss sichtbar 
gemacht werden. Aus diesem Grunde gibt 
das BUM Media-Haus zwei österreichi-
sche Magazine heraus (in serbokroatischer 
bzw. türkischer Sprache) und betreibt drei 
Online-Portale (deutsch, serbokroatisch, 
türkisch) sowie die ÖMPA: die erste drei-
sprachige österreichische Migrantenme-
dien-Presseagentur. Daneben organisiert 
es die Wiener Integrationswoche und den 
„MigAward“, ist Mediensponsor zahlrei-
cher Kulturveranstaltungen und produ-
ziert zwei TV-Sendungen auf OKTO (in 
serbokroatischer und türkischer Sprache). 

140 Veranstaltungen  
in einer Woche
Während die einen noch über Integration 
und Partizipation diskutieren, organi-
siert BUM Media einmal im Jahr die 
„Wiener Integrationswoche“ mit 
über 100 Veranstaltungen in ganz 
Wien. „Grundgedanke des Pro-
jekts ‚Wiener Integrationswoche‘ 
ist es, die Wiener 

Vielfalt aufzuzeigen und eine Plattform 
für interkulturellen Austausch zu bieten. 
Denn wir sind der Meinung, dass die Par-
tizipation der Migrantinnen und Migran-
ten eine der wichtigsten Voraussetzungen 
für gelungene Integration ist“, so Šoše. 
Anklang �ndet die Integrationswoche 
nicht nur bei Kooperationspartnern, auch 
die BesucherInnenzahlen zeugen von ei-
nem deutlichen Erfolg: über 12.000 
Menschen besuchten die 140 Veranstal-
tungen der 2. Wiener Integrationswoche 
im Mai 2012.

Partizipation im Vordergrund:  
MigAward
Der Preis der österreichischen Migrant-
Innen ist das neueste Projekt von BUM 
Media. Initiiert wurde der MigAward, um 

die Partizipation in den Vordergrund zu 
stellen. So entscheidet im April 2013 eine 
Jury, bestehend aus mehreren hundert er-
folgreichen MigrantInnen, welche Pro-
jekte, Initiativen oder Organisationen sie 
für ihre Integration als hilfreich erachten. 
Auch einen Negativpreis wird es geben: 
den „Sackgasse“-Award. „Integration ist 
ein wechselseitiger Prozess“, ist sich das 
BUM-Team sicher: „Deswegen müssen 
Migrantinnen und Migranten auch die 
Möglichkeit haben, mitzusprechen und 
mitzuentscheiden.“

Zielgruppe:  
Eine Million Österreicher
Mit den beiden Magazinen „BUM Maga-
zin“ (Serbokroatisch) und „Gazete BUM“ 
(Türkisch) erreicht BUM über eine Mil-
lion Menschen in Österreich, die Serbo-
kroatisch bzw. Türkisch sprechen. Betont 
werden muss, dass es sich dabei nicht um 
sogenannte Integrationsmagazine han-
delt: „Der größte Teil unserer Leserschaft 
ist zur Gänze in Österreich integriert. 
Unsere Leserinnen und Leser genießen 
und leben ihre Mehrsprachigkeit, indem 
sie Medien auch in ihrer Muttersprache 
konsumieren“, hebt Šoše hervor. Ebenso 
dienen die Sendungen BUM TV Balkan 
und BUM TV Türk zur Information und 
Unterhaltung. Geboten werden u.a. ös-
terreichische News und Musik in den 
Muttersprachen.

Tatjana Pantelić , Redakteurin, BUM Media

BUM Media: Vielfalt ist selbstverständlich
Wien-Alsergrund: In der Redaktion von BUM Media wird an noch mehr als dem meistgelesenen österreichischen 
Magazin in serbokroatischer Sprache gearbeitet. Das Team rund um Geschäftsführer Dino Šoše bietet ein breites 
Spektrum an Projekten im Zeichen der Vielfalt. 

INFOS zu den Projekten von BUM Media:
www.integrationswoche.at
www.migaward.at
www.bumzeitung.com
www.bummagazin.com
www.gazetebum.com
www.oempa.at
www.bummedia.com

MAGAZIN

Das mehrsprachige Magazin  
mit einer Gesamtauflage von  
140.000 Exemplaren ist  
Sprachrohr der österreichischen  
MigrantInnen.
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und Partizipation diskutieren, organi-
siert BUM Media einmal im Jahr die 

Das mehrsprachige 
mit einer 
140.000 
Sprachrohr der österreichischen 
Migrant
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Was genau ist der MigAward?
Šoše: Der MigAward ist eine Preisveran-
staltung, bei der Projekte, Persönlichkei-
ten, Vereine und Initiativen ausgezeichnet 
werden, die den Migrantinnen und Mig-
ranten in Österreich bei der Integration 
und Partizipation hilfreich sind und diese 
begünstigen und fördern. Die Preise wer-
den in fünf Kategorien verliehen und sol-
len verdeutlichen, welche Möglichkeiten 
Medien, Persönlichkeiten, Bildungs- und 
Sozialeinrichtungen, Wirtschafts- und Ar-
beitseinrichtungen und welche Projekte 
bzw. Initiativen (in diesen Kategorien wird 
der MigAward verliehen, Anm.) zur Integ-
ration und Partizipation von Migrant-
Innen bieten. Es wird aber auch einen 
Negativpreis geben, den sogenannten 
„Sackgasse“-Award, der genau das Gegen-
teil auszeichnet.

Warum wird ein weiterer Award initiiert, 
wenn es schon einen Integrationspreis und 
eine Reihe anderer Auszeichnungen in die-
sem Bereich gibt?
Šoše: In den letzen Jahren hat sich zwar 
viel getan im Bereich der Integration, aber 
es wird immer noch mehr geredet als ge-
tan. Und es wird fast nur über Migrantin-
nen und Migranten geredet statt mit ih-
nen. Gerade deswegen steht beim Mig-
Award die Partizipation im Fokus. Unsere 
Idee ist es, dass eine Jury, die aus vielen 
Menschen mit Migrationshintergrund be-
steht, entscheidet. Nach dem Motto „Mi-
grantinnen und Migranten leben nicht 
nur in Österreich, sie wollen auch mitbe-

stimmen!“ können sie aktiv am gesamten 
Ablauf des MigAwards teilnehmen und 
damit mitentscheiden, wer ausgezeichnet 
wird.

Wie kann mitgemacht werden? 
Šoše: Nominierungen einbringen kann je-
der. Und jeder kann nominiert werden, 
der einen Beitrag zur Integration und Par-
tizipation leistet. Bei den Nominierungen 
spielt der Migrationshintergrund keine 
Rolle. Die Jury setzt sich aber aus vielen 
erfolgreichen Migrantinnen und Migran-
ten in Österreich zusammen. Jeder mit 
Migrationshintergrund, der mitbestim-
men und seine Meinung äußern will, 
kann sich auf unserer Website „www.mi-
gaward.at“ als Jurymitglied registrieren 
lassen. Die Registrierung und die Abstim-
mung, welche im Frühjahr 2013 ablaufen 
wird, werden keine zehn Minuten Zeit 
kosten.

Wie läuft das Projekt eigentlich ab?
Šoše: Das Projekt teilt sich in drei Phasen: 
In der ersten Phase werden Nominierun-
gen gesammelt: das heißt, alle eingehen-
den Nominierungen werden registriert 
und einer Expertenjury vorgelegt. Diese 
wählt in der nächsten Phase aus jeder Ka-
tegorie die Top 5. Phase 3 ist die Abstim-
mung durch unsere Jury. Alle Jurymitglie-
der werden per Mail eine PDF-Wahlkarte 
bekommen und können damit für ihren 
Favoriten stimmen. In der Endphase wer-
den die Ergebnisse ausgewertet und am  
2. Mai 2013 wird dann der MigAward im 

Rahmen der Erö�nungsfeier der „3. Integ-
rationswoche“ verliehen. Wichtig zu er-
wähnen ist noch, dass sich während aller 
drei Phasen alle Migrantinnen und Mig-
ranten als Jurymitglieder registrieren las-
sen können.

Was wünschen Sie sich für die Zukunft der 
Migrantinnen und Migranten in Österreich?
Šoše: Gerade stehen wir auf dem Level 1: 
„Okay, Migrantinnen und Migranten sind 
da, anscheinend sind sie nicht das Prob-
lem, sondern haben auch Probleme.“ Aber 
wir müssen uns weiterbewegen in Rich-
tung Level 2: „Okay, wir wollen die Prob-
leme lösen, und sie an Entscheidungspro-
zessen teilnehmen lassen.“ Was aber unbe-
dingt notwendig ist, und das bezieht sich 
auf die österreichische Politik und die Ins-
titutionen: weniger reden und gemeinsam 
arbeiten in Richtung Vielfalt, Mehrspra-
chigkeit und Gleichberechtigung aller in 
Österreich lebender Menschen.  Ich wün-
sche mir, dass der Migrationshintergrund 
nicht mehr in den Vordergrund gestellt 
wird. 
Der Migrationshintergrund eines Men-
schen sollte ihn nicht an der Partizipation 
in Österreich hindern und ihn von der 
Gesellschaft und dem Arbeitsmarkt aus-
schließen. Der MigAward bietet eine 
Möglichkeit zum Mitgestalten und Mitbe-
stimmen. Migrantinnen und Migranten  
haben damit die Chance, ihre Meinung zu 
Integrationsmaßnahmen und anderen Be-
reichen zu äußern und somit ein Zeichen 
zu setzen.

MIGAWARD 2013: 
Auszeichnung 
für Integration
Der „MigAward“ ist eine Auszeichnung für 
jene Projekte, Initiativen oder Persönlichkeiten, 
die die Integration von MigrantInnen in Österreich 
fördern. Dino Šoše, Initiator des MigAwards und 
Geschäftsführer von BUM Media, spricht im 
Interview über die Idee hinter dem Projekt und 
warum Österreich so eine Preisverleihung benötigt. 

AUS DEM STÄDTEBUND
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Eine elektronische Drehzahlregelung kann 
im Vergleich zu mechanischen Lösungen 
viel Energie einsparen und den Material-
verschleiß erheblich verringern. Dies redu-
ziert die Betriebskosten deutlich. Je häu�-
ger Antriebssysteme im Teillastbetrieb ar-
beiten, desto höher ist das Einsparpoten-
zial bei Energie- und Wartungskosten. 
Aufgrund des hohen Energieeinsparpoten-
zials amortisieren sich die Mehrkosten für 
eine elektronische Drehzahlregelung be-
reits innerhalb weniger Monate. Die Rege-

lung des Durch�usses, Drucks oder Di�e-
renzdrucks erfolgt bei einer elektronischen 
Drehzahlregelung angepasst an den tat-
sächlich benötigten Bedarf, sodass der 
Energieverbrauch um 15 bis 40 Prozent 
gesenkt werden kann.
In bestehenden Pumpensystemen schlum-
mern also meist erhebliche Potenziale zur 
Energieeinsparung. Das kommt daher, 
dass der Großteil aller Pumpenantriebe 
überdimensioniert ist. Bei einer Volumen-
stromänderung über Drosselventile laufen 

die Pumpen immer mit voller Leistung 
und verbrauchen somit unnötige Energie. 
Das ist mit einem Auto vergleichbar, das 
ständig Vollgas fährt und die fahrende Per-
son die Geschwindigkeit über das Bremsen 
anpasst.
Weitere �emen der Sitzung waren die 
EU-Energiee�zienz-Richtlinie, die Richt-
linie Energiee�zienz am Baudenkmal, An-
forderungen an Niedrigenergie-Häuser, das 
Bauen mit Stroh sowie ein Kosten-Nutzen-
Tool zur Gebäudebewertung.

Optimierung von Energie- und  
Betriebskosten bei Großgebäuden
In der Sitzung des Arbeitskreises Energiekonzepte in Leibnitz wurden unter anderem die Möglichkeiten zur Opti-
mierung von Energie- und Betriebskosten mittels Drehzahlregelung für Lüfter, Pumpen und Verdichter behandelt.
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Bgm. Helmut Leitenberger aus Leibnitz 
und Bgm. Kurt Kada aus St. Nikolai im 
Sausal bei der Begrüßung durch den 
Vorsitzenden des Arbeitskreises.
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IN ZWEI JAHREN sollen in Wien zehn Pro-
zent aller Wege mit dem Fahrrad zurückgelegt 
werden. Um diesem Ziel ein gutes Stück näher 
zu kommen, startet die Stadt Wien heuer das 
erste „Radjahr“ in der Geschichte der Stadt: Im 
Mittelpunkt der Aktivitäten stehen Serviceaktio-
nen rund ums Fahrrad, Schulungen für Neu-
Radler Innen und Tipps und Tricks für alle. 
Städte mit einem hohen Radanteil sind Städte 
mit hoher Lebensqualität. Wien setzt sich mit 
dem Radjahr an die Spitze eines internationalen 
Mega trends. In nahezu allen Großstädten der 
Welt steigt der Anteil des Radverkehrs stark an. 
Wien setzt dabei voll auf Service und Motiva-
tion. Die Menschen werden erleben können, 
wie einfach, sicher und unterhaltsam es ist, die 
Stadt mit dem Fahrrad zu erleben.
 
FAHRRADKONFERENZ VELO-CITY
Im Radjahr 2013 �ndet in Wien auch die 
 weltgrößte internationale Fahrrad-Konferenz 
„Velo-city“ im Wiener Rathaus statt. Wien 
wird im Juni 2013 in den Mittelpunkt der 
Weltö�entlichkeit gerückt: zumindest was das 
Radfahren betri�t. Daran können auch die 
Wienerinnen und Wiener teilhaben: Am Rat-
hausplatz etwa wird es im Juni während der 
„Velo-city“-Kon ferenz zahlreiche Aktionen, 
Tipps und Serviceeinrichtungen geben, um 
noch mehr Menschen Lust aufs Radfahren zu 
machen. Darüber hinaus wird es zahlreiche 
Veranstaltungen, Kurse und Informationen in 
allen Bezirken Wiens  geben. 

Info: www.fahrradwien.at/radjahr-2013

Fo
to

: F
ah

rr
ad

 W
ie

n/
W

ol
fg

an
g 

Za
jc

Heuer dreht sich in Wien alles rund 
ums Fahrrad. Tipps, Events zum 
Mitmachen und Serviceaktionen  
machen die intelligente Alternative 
zum Auto noch attraktiver. Rad-
fahren bringt mehr Lebensfreude.

JETZT RAD!
2013 IST DAS ERSTE WIENER RADJAHR

BEZAHLTE ANZEIGE

STADT WIEN 59 

RADFAHREN IN WIEN
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Wir helfen, sie 
zu meistern.
Die Bank Austria steht Ihnen zur Seite.  
Mit einem eigenen Beratungsteam,  
das sich auf die Anforderungen des  
öffentlichen Sektors spezialisiert hat.  
Deshalb kennen wir die aktuellen  
Herausforderungen genau und bieten  
Ihnen bedürfnisorientierte Lösungen  
und Finanzierungen. 
publicsector.bankaustria.at

Viele Gemeinden 
haben ähnliche Probleme. 
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AUS DEM STÄDTEBUND

Den Vorsitz übernahm Bernd SENGSEIS, 
Vizebürgermeister von Spittal an der Drau, 
zuständig für Umwelt und Energie, Wohn- 
und Siedlungsbau, Wohnungsvergaben so-
wie Sport und Städtepartnerschaften.
Die erste Vorsitzstellvertretung hat nun 
Mag.a Sonja PITSCHEIDER, Vizebürger-
meisterin von Innsbruck, inne. Sie ist in 
Innsbruck zuständig für Umwelt, Energie 
und Mobilität, Tiefbau sowie Frauenförde-
rung. 
Die zweite Vorsitzstellvertretung über-
nahm Ing.in Dr.in Karin BÜCHL-KRAM-
MERSTÄTTER, Leiterin der Wiener Um-
weltschutzabteilung.
�ematisch hatte die Sitzung den Wasser-
bereich als Schwerpunkt. So wurden einer-
seits die Ergebnisse der „Investitionskos-
tenerhebung 2012 - Siedlungswasserwirt-
schaft“ und die Kampagne „Vorsorgen! Für 
den Erhalt unserer Trinkwasser- und Ab-
wassernetze“ vorgestellt, andererseits der 
Bereich der Kostendeckung für Wasser-
dienstleistungen thematisiert. Die Auswir-
kungen von prioritären Sto�en sowie 
Quecksilber und Cadmium auf die 
menschliche Gesundheit waren ebenso 
�ema der Sitzung.
Gerade die Frage der Kostendeckung für 
Wasserdienstleistungen wird Österreich 
noch intensiv beschäftigen, da diesbezüg-
lich ein Vertragsverletzungsverfahren gegen 
Österreich läuft. 
Die seit dem Jahr 2000 geltende EU- 
Wasserrahmenrichtlinie verp�ichtet in Ar-
tikel 9 die Mitgliedstaaten dazu, Entgelte 
für Wasserdienstleistungen (einschließlich 
Umwelt- und Ressourcenkosten) am Ver-
ursacherprinzip und an der Kostende-
ckung auszurichten, um so Anreize für die 
e�zientere Nutzung der Wasserressourcen 
zu setzen. Über die korrekte Anwendung 
dieser Prinzipien gibt es seit Jahren Di�e-
renzen zwischen der EU-Kommission und 
mehreren Mitgliedstaaten, wie z.B. Öster-
reich. Dabei ist letztlich auch die Frage zu 
klären, ob bestimmte Dienstleistungen 
(wie die Aufstauung für die Stromerzeu-
gung aus Wasserkraft, die Schi�fahrt, der 
Hochwasserschutz, die Entnahme für Be-
wässerungs- und industrielle Zwecke sowie 
der Eigenverbrauch) erfasst sind. Mit ei-
nem Urteil des Europäischen Gerichts hofs 
in dieser Angelegenheit ist noch heuer zu 
rechnen.

Umweltausschuss  
wählt neuen Vorsitz

Bei der letzten Sitzung des Umweltausschusses des Städtebundes 
am 6. Dezember 2012 wurde einstimmig folgender neuer Vorsitz gewählt: 

Klubobfrau Mag.a Uschi Schwarzl mit  
Vizebürgermeister Bernd Sengseis aus Innsbruck.
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Besser  unterwegs

Mobil in der 
Ostregion

Unser Angebot umfasst 
die besten Verbindun-
gen mit Straßenbahn, 

U-Bahn, Bus und Bahn: 
Holen Sie sich alle Infos 

rund um Mobilität in 
der Ostregion aus erster 

Hand. Tagesaktuelle 
Fahrpläne, zahlreiche 

kostenlose Downloads, 
sowie Infos zu Fahrrad 

und Park+Ride bzw. 
Bike+Ride. Nähere 

Informationen erhalten 
Sie auf www.vor.at 

oder unter der Hotline 
0810 22 23 24.

Einfach besser unterwegs

Inserat alle Services 180 x 126 extern.indd   1 15.02.13   12:43

Jetzt 
Abo bestell

en!

Der Österreichische Städtebund verbindet rund 250 Städte und Gemeinden. 
Er gibt 10 Mal jährlich die Österreichische Gemeindezeitung (ÖGZ) 
heraus. Schwerpunkte sind aktuelle kommunalpolitische �emen. 
Das Einzelheft kostet 4,50 Euro, das Jahresabo 42 Euro. 
Abo-Anfragen an Frau Angelika Stola, Bohmann-Verlag, 1110 Wien, 
Leberstraße 122, Tel.: (01) 740 32/462, E-Mail: a.stola@bohmann.at

• Finanzen • Gesellschaft • Kultur
• Umwelt • Europa • Politik • Sport 
• Sicherheit • Mobilität • Bildung

Wir verbinden Städte 
in einem Magazin

www.staedtebund.gv.at
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Ertragsanteilsvorschüsse für Februar 2013  (Beträge in 1.000 EURO ohne Zwischenabrechnung)
a) Berechnungsbasis für die Vorschüsse an gemeinschaftlichen Bundesabgaben (GBA)

 Ertrag für 02/20131) Veränderung ggü. 02/2012 Ertrag für 01–02/2013 Veränderung ggü. 01–02/2012

 in 1.000 EURO in % in 1.000 EURO in %

GBA mit einheitlichem Schlüssel 5.948.318 3,4% 13.730.997 4,4%

davon:     

Veranlagte Einkommensteuer 61.100 -1,7% 1.033.295 3,6%

Lohnsteuer 2.381.159 8,3% 4.425.194 7,5%

Körperschaftsteuer -40.190 -2694,1% 1.380.589 4,7%

Umsatzsteuer 2.245.654 8,8% 4.300.729 7,3%

Mineralölsteuer 493.593 -14,1% 933.056 -1,2%

GBA mit speziellen Schlüsseln 152.912 1,2% 306.654 0,2%

davon:     

Bodenwertabgabe 36 5,7% 1.325 -0,2%

Werbeabgabe 10.825 -9,7% 22.072 -1,9%

Grunderwerbsteuer 67.544 0,2% 135.087 -2,9%

GBA gesamt 6.101.230 3,3% 14.037.651 4,3%
1) i.d.R. basierend auf dem Steueraufkommen des zweiten vorangegangenen Monats.    

b) Gemeindeertragsanteile

 Vorschuss für 02/2013 Veränderung ggü. 02/2012 Vorschuss für 01–02/2013 Veränderung ggü. 01–02/201

 in 1.000 EURO in % in 1.000 EURO in %

Burgenland  18.641  1,3%  42.588  2,5%

Kärnten  46.398  2,5%  105.389  4,2%

Niederösterreich  119.223  2,7%  272.526  3,8%

Oberösterreich  113.513  1,3%  260.299  2,7%

Salzburg  50.194  4,3%  114.090  4,4%

Steiermark  93.088  3,7%  212.157  4,6%

Tirol  62.715  -0,1%  142.034  1,9%

Vorarlberg  33.140  0,0%  75.796  2,3%

Wien  190.610  2,8%  435.020  3,5%

Summe   727.521  2,3%  1.659.899  3,5%

1) i.d.R. basierend auf dem Steueraufkommen des zweitvorangegangenen Monats

FINANZEN
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TRAKTORENWERK LINDNER GMBH   
Ing.-Hermann-Lindner-Str. 4, 6250 Kundl/Tirol
Tel. +43 5338 74 20-0, Fax-DW 333 
www.lindner-traktoren.at

DIE ECHTEN ÖSTERREICHER

WERKSAUSSTELLUNG: 14. –  19. März 2013, Kundl/Tirol

KOMMUNALTAG  //  16. März 2013
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